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Beginn der Sitzung: 17 Uhr 14 Minuten 
Vor s i t zen d e: Präsident Dr. Fischer, 

Zweiter Präsident Dr. Lichal. 

Präsident: Ich e r ö f f ne die 6l. Sitzung des 
Nationalrates. 

Das Amtliche Protokoll der 59. Sitzung vom 
26. und 27. Feber 1992 ist in der Kanzlei aufgele­
gen und unbeanstandet geblieben. 

Ver hin der t sind für die heutige Sitzung 
die Abgeordneten Ing. Murer, Schieder, Dkfm. 
DDr. König, Ing. Dittrich, Dr. Stummvoll, Dr. 
Gugerbauer, Fisch\. Mag. Terezija Stoisits. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt sind die Anfragebeant­
wortungen 2ISO/AB bis 219S/AB. 

Die am 26. Feber 1992 eingebrachte Anfrage 
des Abgeordneten Voggenhuber an den Obmann 
des Ausschusses für Petitionen und Bürgerinitia­
tiven (11-4975 der Beilagen) wurde zurückge­
zogen. 

Weiters wurde eine Berichtigung zur schriftli­
chen Anfrage 2470/] verteilt. 

Die Anfragen 2501/J lind 250S/J wurden zu­
rückgezogen. 

Die Pet i ti 0 n Nummer 38 betreffend die 
Eigentumsbildung im Genossenschaftswohnbau, 
überreicht von dem Abgeordneten Hofer, wurde 

dem Ausschuß für Petitionen und Bürgerinitia­
tiven 

zugewiesen. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten Anträ­
ge weise ich folgenden Ausschüssen zu: 

dem Verfassungsausschuß: 

Antrag 302/ A (E) der Abgeordneten Probst 
und Genossen betreffend Honorierung von Dien­
sterfindungen; 

dem Finanzausschuß: 

Antrag 304/A der Abgeordneten Mag. Schrei­
ner und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz geändert 
wird, und den 

Antrag 31O/A (E) der Abgeordneten Anscho­
ber und Genossen betreffend Einführung eines 
"Road-Pricing-Systems"; 

dem Unterrichtsausschuß: 

Antrag 305/A (E) der Abgeordneten Ute Apfel­
beck und Genossen betreffend die Errichtung ei­
ner Fachhochschule für alpenländische Landwirt­
schaft in Irdning; 

dem Ausschuß für Arbeit und Soziales: 

Antrag 306/A (E) der Abgeordneten Christine 
Heindl und Genossen betreffend ein Antidiskri­
minierungsgesetz im Zusammenhang mit einer 
Pensionsaltersregelung, 

Antrag 307/A (E) der Abgeordneten Christine 
Heindl und Genossen betreffend Evaluierung des 
Kinder- und ]ugendlichenbeschäftigungsgesetzes 
sowie den 

Antrag 308/A CE) der Abgeordneten Christi ne 
Heindl und Genossen betreffend Forderungen 
der Katholischen Arbeiter- und Arbeiterinnenju­
gend; 

dem Handeissausschuß: 

Antrag 309/A CE) der Abgeordneten Mag. Bar­
müller und Genossen betreffend Finanzierung 
von regionalen Energiebilanzen. 

Ich ersuche nunmehr den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Auer, um die Verlesung des Ein­
laufes. Bitte, Herr Schriftführer. 

Schriftführer Auer: Von der Bundesregierung 
sind folgende Regierungsvorlagen eingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem das Paßgesetz geändert 
wird (409 der Beilagen); 

Kesselgesetz C 411 der Beilagen); 

Dam pfkesselbetriebsgesetz (412 der Beilagen); 

2. Integrations-Durchführungsgesetz-Novelle 
(418 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem die Reisegebührenvor­
schrift geändert wird (420 der Beilagen). 

Präsident: Ich danke dem Herrn Schriftführer 
für die Verlesung des Einlaufes. 

Eingelangt ist ferner die Vorlage: 

Abkommen mit der Weltorganisation für Gei­
stiges Eigentum über den Sitz des Internationalen 
Registeramts für audiovisuelle Werke (410 der 
Beilagen). 

Im Einvernehmen mit den Mitgliedern der Prä­
sidialkonferenz schlage ich gemäß § 28a der Ge­
schäftsordnung vor, von der Zuweisung dieses 
Gegenstandes an einen Ausschuß abzusehen und 
ihn auf die Tagesordnung einer der nächsten Sit­
zungen zu stellen. 
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Präsident 

Wird hiegegen Widerspruch erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Weiters verweise ich auf die Mitteilungen des 
Bundeskanzlers, die ich bereits am Beginn des 
heutigen Sitzungstages, nämlich bei Fortsetzung 
der vorigen Sitzung, bekanntgegeben habe. 

Ich füge hinzu, daß mir mitgeteilt wird. daß 
sich auch Herr Bundesminister Dr. Mock ent­
schuldigen mußte und durch Herrn Bundesmini­
ster Dr. Fasslabend bei der Verhandlung der ihn 
betreffenden Punkte der Tagesordnung vertreten 
werden wird. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Was die Tagesordnung betrifft, ist 
vorgeschlagen, die Debatte über die Punkte 2 und 
3 der heutigen Tagesordnung zusammenzufassen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? -
Das ist nicht der Fall. Daher werden wir so vorge­
hen. 

1. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses betreffend den Bericht der Bundesregie­
rung (111-34 der Beilagen) über die Erstellung 
einer Friedensordnung im Nahen und Mittleren 
Osten samt Beilagen aufgrund der Entschlie­
ßung des Nationalrates vom 15. März 1991, 
E 7-NR/XVIII. GP (406 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung ein 
und gelangen zum 1. Punkt: Bericht der Bundes­
regierung über die Erstellung einer Friedensord­
nung im Nahen und Mittleren Osten samt Beila­
gen. 

Herr Abgeordneter Dr. Puntigam ist Berichter­
statter, und ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Puntigam: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Der Bericht geht auf eine 
Entschließung des Nationalrates vom 15. März 
1991 zurück. Am 17. April 1991 hat Bundesmini­
ster Mock eine mündliche Erklärung dazu abge­
geben. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat in seiner 
Sitzung am 18. Februar 1992 diesen Bericht in 
Verhandlung genommen und nach einer ausführ­
lichen Diskussion, an der sich auch Bundesmini­
ster Mock beteiligt hat, folgendes beschlossen: 

Der Außenpolitische Ausschuß stellt fest, daß 
hinsichtlich der Anerkennung der Kurden als 
Volksgruppe und ihrer vollen Gleichbehandlung 
und Gleichberechtigung mit den übrigen türki­
schen Staatsbürgern im Ausschuß Bedenken be­
standen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt er jedoch 
den An t rag, der Nationalrat wolle den Be-

richt der Bundesregierung über die Erstellung ei­
ner Friedensordnung im Nahen und Mittleren 
Osten samt Beilagen im Sinne der Entschließung 
des Nationalrates vom 15. März 1991 zur Kennt­
nis zu nehmen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter sehr herzlich für seine Ausführungen. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor ich dem ersten gemeldeten 
Redner das Wort erteile, darf ich bekanntgege­
ben, daß ein Antrag der Abgeordneten Dr. Fuhr­
mann. Dr. Neisser und Dr. Haider vorliegt, die 
Redezeit jedes zu Wort gemeldeten Abgeordne­
ten für diese Debatte auf 15 Minuten zu be­
schränken. 

Ich lasse im Sinne der Geschäftsordnung so­
gleich darüber abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die diesem Antrag zustimmen, um 
ein diesbezügliches Zeichen. - Danke. Das ist 
mit M ehr he i t be s chi 0 s sen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß im Sinne 
des § 57 Abs. 4 der Geschäftsordnung die Erst­
redner jeweils 20 Minuten sprechen können. 

Als erste zum Wort gelangt Frau Abgeordnete 
Mag. Marijana Grandits. Sie hat das Wort. Rede­
zeit: 20 Minuten. 

17.:!~ 

Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Bericht des 
Außenpolitischen Ausschusses über die Erstel­
lung einer Friedensordnung im Nahen und Mitt­
leren Osten kam zu einer Zeit, zu der andere 
Kriege und Krisen, die in geographisch etwas nä­
her liegenden Gebieten ausbrachen, diese Vorfäl­
le eigentlich schon wieder aus unserem Gedächt­
nis haben schlittern lassen. 

Jedenfalls ist es so. daß man sagt: Der Golfkrieg 
ist vorbei, Kuwait ist befreit - wie das so schön 
heißt -, und in vielen Bereichen ist man wieder 
zur Tagesordnung übergegangen. Kein Wort da­
von, daß dieser Krieg eigentlich keines der Pro­
bleme wirklich gelöst hat, daß in vielen Bereichen 
zusätzliche Probleme geschaffen wurden und daß 
wir noch weit davon entfernt sind, von einem 
Friedensprozeß im Nahen und Mittleren Osten 
sprechen zu können. 

Bei der Diskussion zu diesem Bericht habe ich 
sehr, sehr große Schwierigkeiten mit der Darstel­
lung der Situation der Kurden in der Türkei ge-
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Mag. Marijana Grandits 

habt. Im Bericht steht nämlich unter anderem fol­
gendes: 

.,In der Türkei werden die Kurden zwar als 
Volksgruppe nicht anerkannt. genießen aber vol­
le Gleichbehandlung und Gleichberechtigung mit 
den übrigen türkischen Staatsbürgern. Am 
12. April dieses Jahres beschloß das türkische 
Parlament ein Gesetz. durch das der Gebrauch 
der kurdischen Sprache in der Öffentlichkeit zu­
gelassen wurde. 

Der Menschenrechtsschutz des einzelnen ist in 
der Türkei besser gewährleistet als in den anderen 
Ländern dieser Region. Die Türkei hat die Eu­
ropäische Menschenrechtskonvention ratifiziert 
und sich deren Schutzsystem mit der Möglichkeit 
der Anrufung der Europäischen Menschenrechts­
kommission und des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte unterworfen. Sie hat darüber 
hinaus das Europäische Übereinkommen zur 
Vermeidung von Folter sowie die UN-Konven­
tion gegen Folter ratifiziert und sich den entspre­
chenden Kontrollmechanismen unterworfen. Al­
lerdings hat die türkische Regierung angesichts 
fortgesetzter bewaffneter Aktionen verschiedener 
kurdischer Gruppen im August 1990 die Suspen­
dierung der Anwendung mehrerer Artikel der 
Europäschen Menschenrechtskonvention in zehn 
von Kurden bewohnten Provinzen des Südostens 
der Türkei verfügt." 

Und das ist der Punkt. zu dem ich jetzt einige 
Bemerkungen machen möchte. Die gesamte, 
auch heute noch instabile Situation im Nahen und 
Mittleren Osten ist unter anderem geprägt durch 
das Problem der kurdischen Bevölkerung in ver­
schiedenen Staaten. Es wird keine friedliche Lö­
sung geben. solange man nicht versucht, die Kur­
den, die aufgesplittert auf verschiedene Staaten 
zerstreut leben müssen, in ein Gesamtkonzept 
einzubeziehen. 

Diese Darstellung hier, wie es den Kurden an­
geblich in der Türkei ergeht. ist für mich äußerst 
problematisch. Ich habe mich zum Teil verhöhnt 
gefühlt, und ich habe das auch in der Diskussion 
klar zum Ausdruck gebracht. Denn in den letzten 
Monaten waren Medienberichte voll davon, daß 
es ununterbrochen zu schwersten Menschen­
rechtsverletzungen - vor allem an den Kurden 
- in der Türkei kommt, daß eben das Aussetzen 
dieser Konvention zum Vorwand genommen 
wird, um gegen die Kurden vorzugehen. daß im 
Zuge des Golfkrieges die Strategie gegen die Kur­
den in der Türkei verschärft wurde, daß die inter­
nationalen Hilfsrnaßnahmen, die den Flüchtlings­
lagern der Kurden in der Türkei zukommen sol­
len, behindert werden, daß die kurdische Sprache 
nur auf dem Papier zugelassen wird. daß die Rea­
lität eben eine andere ist. 

Ich habe schon erwähnt, daß eine sehr große 
Gruppe von Kurden in erster Linie in der Türkei 
lebt. In der Türkei machen sie zirka ein Fünftel 
der Gesamtbevölkerung aus. Ein weiterer großer 
Anteil - fast 5 Millionen - lebt im Irak, auch 
dort stellen sie ein Viertel der irakisehen Bevölke­
rung. Und Sie wissen alle, daß sie nach wie vor 
vom Regime Saddam Husseins bedroht, verfolgt 
und enormen Repressionen ausgesetzt sind. 

Auch hier ist es nur auf internationalen Druck 
hin gelungen, gewisse Hilfsaktionen durchzufüh­
ren. um Kinder und Frauen vor dem Verhungern 
zu retten. 

Ein nicht zu vernachlässigender Teil der Kur­
den lebt im Iran, und zwar sind es auch zirka 
5 Millionen. die dort 10 Prozent der Gesamtbe­
völkerung darstellen. Auch der Iran ist im Zuge 
dieser Krise sehr, sehr gut ausgestiegen. obwohl 
uns auch hier Berichte vorliegen, daß engagierte 
Kurden, die für ihre politischen Rechte eintreten, 
große Schwierigkeiten haben, politisch verfolgt 
werden und auch Menschenrechtsverletzungen 
ausgesetzt sind. 

Das heißt für uns: Die Kurden waren eigentlich 
Jahrhunderte hindurch ein Spielball der Weltpo­
litik und sind es heute wieder. Sie wurden und 
werden noch immer für machtpolitische Interes­
sen verschiedener Staaten verwendet. Und wenn 
es um den Zugang zu Ressourcen geht, haben Sie 
bis jetzt immer den kürzeren gezogen. 

Daher glauben wir, daß das Problem nur so an­
gegangen werden kann, daß man versucht, eine 
internationale Friedenskonferenz beziehungswei­
se eine eigene Kurdenkonferenz einzuberufen. 
Man muß die Situation der Kurden in den ver­
schiedenen Ländern in die Verhandlungen mit 
einbeziehen. Man muß Grundlagen schaffen, die 
dann möglicherweise zu einem dauerhaften Frie­
den beitragen können. 

Und jetzt möchte ich auch etwas Positives über 
diesen Außenpolitischen Ausschuß berichten. Es 
ist im Zuge der Deb~~te gelungen.,gemeinsam mit 
den Vertretern der OVP und SPO einen Antrag 
zu formulieren, den später wahrscheinlich noch 
Herr Kollege Steinbauer einbringen wird, in dem 
wir genau dieser Idee Rechnung zu tragen versu­
chen. 

Wir haben festgehalten, daß nicht nur das Exi­
stenzrecht Israels und der Palästinenser in diesen 
UNO-Friedensplänen lind in den Verhandlungen 
festgeschrieben werden soll. sondern daß auch die 
Kurden mit ihrer spezifischen Situation und mit 
ihren Problemen zur Sprache kommen müssen, 
daß es hier einen ganz klaren Plan geben muß, 
wie man vorgehen wird, und daß Autonomie und 
Selbstbestimmung Selbstverständlichkeiten sein 
müssen. Ebenso muß der Zugang zu den Res-
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sourcen, unter anderem zum Wasser - ein 
Grundbedürfnis und auch ein Grundproblem für 
die Menschen in diesen Ländern -, sichergestellt 
und auch die kulturelle Identität und die sprachli­
che Entfaltung gewährleistet werden. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß es mich 
wirklich sehr freut. daß es zu diesem gemeinsa­
men Antrag gekommen ist. Ich betrachte ihn als 
den Anfang einer Entwicklung, die hoffentlich zu 
einer Lösung des Kurdenproblems in der gesam­
ten Region und somit vielleicht auch zur Ent­
schärfung des Krisenherdes beitragen kann. -
Ich danke schön. (Beifall bei den Grünen und Bel­
laU des Abg. Steinbauer. ) 17.3() 

Präsident: Die nächste Rednerin ist Frau Abge­
ordnete Schütz. Redezeit maximal 20 Minuten. 

17.3() 

Abgeordnete Mag. Waltraud Schütz (SPÖ): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir debattieren heute über den Bericht 
der Bundesregierung über die Erstellung einer 
Friedensordnung im Nahen und Mittleren Osten. 
ein Thema. das aufgrund der aktuellen und tragi­
schen Vorfälle in den südlichen und osteuropäi­
schen Nachbarländern, insbesondere in Jugosla­
wien, in letzter Zeit in der außenpolitischen De­
batte verständlicherweise ein bißchen in den Hin­
tergrund getreten ist. Ich halte es aber für sehr 
wesentlich, daß wir heute über die Situation im 
Nahen und Mittleren Osten und vor allem auch 
über eine friedliche Regelung in dieser Region de­
battieren, da diese sensible Region, auch wenn sie 
im Moment nicht so stark im Blickpunkt der Öf­
fentlichkeit steht, nach wie vor eine sehr explosi­
ve Region ist, eine explosive Region, die den 
Weltfrieden gefährdet. Nicht zuletzt deswegen 
haben wir die Verpflichtung, uns nach unserer 
Möglichkeit für eine Friedensordnung im Nahen 
und Mittleren Osten einzusetzen. 

Wir stehen im Nahen Osten vielschichtigen 
Problematiken gegenüber, die Lösungen sehr 
schwierig erscheinen lassen. Unverzichtbar für 
jede Friedensordnung, die tatsächlich auch Frie­
den bringen kann und Frieden bringen wird, ist 
das Erreichen des Einverständnisses aller betrof­
fenen Parteien, und die Voraussetzung dafür ist 
der Dialog. 

Aus diesem Grund ist es begrüßenswert, daß 
seit Oktober letzten Jahres im Rahmen der Nah­
ost-Friedenskonferenz Gespräche und Verhand­
~un~en stattfinden. Dieser aufgenommene Dialog 
Ist Sicher als Fortschritt zu werten, obwohl leider 
auch die vierte Verhandlungsrunde letzte Woche 
in ~a~hington ohne Ergebnisse zu Ende ging. 
RealIstIsch gesehen - so sehen es zumindest viele 
Beobachter - ist auch in nächster Zukunft nicht 
mit Ergebnissen zu rechnen. vor allem auch des-

wegen nicht, weil im Juni in Israel und im Herbst 
in den USA Wahlen sein werden. 

Der grundsätzlichen Einigung, daß die Ver­
handlungen auf der Basis der Resolutionen Num­
mer 2-1-2 und 338 des Sicherheitsrates erfolgen. 
muß auch in den Verhandlungen zum Durch­
bruch verholfen werden. Der vergangene Woche 
in der letzten Verhandlungsrunde gemachte palä­
stinensische Vorschlag. in den besetzten Gebieten 
bis zum 29. September dieses Jahres Wahlen 
durchzuführen und dann eine Übergangsregie­
rung zu bilden. scheint mir im Sinne des Selbstbe­
stimmungsrechts der Völker ein sehr vernünftiger 
und sehr sinnvoller Vorschlag zu sein. Es tut mir 
daher leid, daß über diesen V'Orschlag keine Eini­
gung erzielt werden konnte und daß Israel bis 
jetzt nicht bereit ist, diesem meiner Meinung nach 
doch konstruktiven Vorschlag zuzustimmen. 
denn ich glaube. es muß uns allen, auch den Be­
obachtern und der internationalen Öffentlich klar 
sein. daß es Frieden in Palästina nur geben kann, 
wenn das Volk selbst über seine Zukunft bestim­
men kann. 

Daher ist es notwendig, internationalen Druck 
auszuüben, damit die Verhandlungen weiterge­
~~hrt und auch Lösungen gefunden werden. 
Osterreich muß weiterhin klar und deutlich die 
anhaltende oder sich in letzter Zeit sogar verstär­
kende Siedlungspolitik Israels. die U nterdrük­
kung der Palästinenser in den okkupierten Gebie­
ten, die Menschenrechtsverletzungen dort und 
die ständigen Angriffe und Drohungen gegenüber 
dem benachbarten Ausland - ich meine hier 
ganz im speziellen die ständigen militärischen 
Angriffe auf den Libanon - eindeutig verurteilen 
und mit aller Schärfe dagegen auftreten. Gerade 
die jüngsten Angriffe auf den Libanon, die knapp 
vor der vierten Verhandlungsrunde geführt wur­
den, haben die Nahost-Konferenz beinahe zum 
Scheitern gebracht. Daher ist es notwendig, auch 
von österreichischer Seite her entschieden dage­
gen aufzutreten. 

Meine Damen und Herren! Diese fortgesetzte 
israelische Besiedlungs- und Unterdrückungspoli­
tik wie auch die militärische Bedrohung gegen­
über der palästinensischen Bevölkerung - erst 
gestern abend hat unter anderem der israelische 
Generalstabschef militärische Aktionen gegen 
den Irak angedroht; und das am Vorabend der 
heute stattfindenden Weltsicherheitsratssitzung 
über die Entmilitarisierung des Irak - kann nicht 
im Sinne einer friedlichen Lösung sein. Auch die 
Weigerung Israels, das Prinzip "Land für Frie­
den" anzuerkennen, das ja die Grundlage für 
Frieden ist. stellt nach wie vor das größte Hinder­
nis in diesen Verhandlungen dar. 

Die internationale Öffentlichkeit - und das ist 
auch ein Appell an die österreichische Bundesre­
gierung - muß von Israel Zeichen des guten Wil-
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lens verlangen. und zwar in die Richtung: Schluß 
mit der Besiedlungspolitik und den Menschen­
rechtsverletzungen. damit der Nahost-Friedens­
prozeß mit Erfolgschancen weitergeführt werden 
kann! 

Der Palästinakonflikt ist wohl die bedeutendste 
Frage in dieser Region. aber lassen Sie mich doch 
auch zu einigen anderen, ebenfalls im Bericht der 
Bundesregierung angesprochenen Problemberei­
chen Stellung nehmen. 

Ein wichtiger Punkt in dem Bericht und auch 
in dem 5-Punkte-Plan, der im Anhang des Be­
richtes der Bundesregierung vorgestellt wird, ist 
die Frage der militärischen Stabilität und Sicher­
heit in dieser Region. Es findet sich in diesem 
5-Punkte-Plan auch der Vorschlag, daß alle Staa­
ten der Region als ersten Schritt in Richtung eines 
vollständigen Verbotes von Massenvernichtungs­
waffen Verhandlungen führen sollen, die in wei­
terer Folge im Rahmen einer Konferenz für Frie­
den und Stabilität im Nahen Osten Verhandlun­
gen über eine Abrüstung in dieser Region mög­
lich machen. 

Ich halte diesen Punkt insbesondere deshalb für 
so wesentlich, weil ich glaube, daß militärische 
Stabilität beziehungsweise Frieden in dieser Re­
gion nur möglich ist, wenn alle betroffenen Staa­
ten in einem Dialog im gegenseitigen Einver­
ständnis abrüsten. Zu diesen Staaten gehört na­
türlich auch ein Land wie Israel. das sehr hochge­
rüstet ist, und dazu gehört natürlich zum Beispiel 
auch die Türkei. über die ansonsten weniger dis­
kutiert wird. 

In diese Verhandlungen muß auch die Frage 
der nicht direkt militärischen, aber sehr wohl mi­
litärisch einsetzbaren Bedrohung einbezogen 
werden. Ich denke hier etwa an das Wasser, auf 
das zum Beispiel die Türkei Zugriff hat. Die Ver­
wehrung des Zuganges zum Wasser kann in ei­
nem Konfliktfall durchaus eine Bedrohung für 
die ganze Region darstellen und müßte daher an­
gesprochen und ausverhandelt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich habe aber zu 
dieser Problematik - ich sage das, weil heute im 
Weltsicherheitsrat über die weitere Forderung an 
den Irak bezüglich Entmilitarisierung debattiert 
wird - zwei persönliche Bemerkungen: 

Wie schon vorhin ausgeführt. glaube ich. daß 
Abrüstung und Entmilitarisierung in der Region 
nur durch partnerschaftlichen Dialog erfolgen 
kann. Ich halte es für problematisch, diese Abrü­
stung durch einseitigen Druck zu verlangen. Ich 
möchte die Problematik nur kurz aus der Sicht­
weise der Länder der Dritten Welt schildern. Für 
viele Länder und die Menschen. die dort leben, ist 
es halt nicht ganz verständlich. daß hoch- und 
höchstgerüstete Nationen wie die USA oder MiIi-

tärverbände wie die NATO. also die westlichen 
Staaten, über alle Waffentechnologien verfügen. 
den Ländern der Dritten Welt aber vorschreiben 
wollen, diese nicht haben zu dürfen. Ich glaube, 
daß diese Abrüstung nur in einem partnerschaft­
lichen Dialog stattfinden kann. ansonsten ist es 
eine Art und Weise, wie sicherlich der Nord-Süd­
Dialog jetzt generell auch in der Waffenfrage 
nicht geführt werden kann. 

Ich erinnere außerdem nur am Rande daran, 
daß gerade die USA, aber auch Großbritannien 
zum Beispiel sich sehr wohl manchmal sehr ag­
gressiv mit Waffendrohungen oder mit Kriegs­
drohungen gebärden; in jüngster Zeit etwa wieder 
gegenüber Lybien. Und auch hier glaube ich, 
wenn solche Sprüche fallen, daß die Drohung, 
mit Waffen oder mit Gewalt einen Konflikt lösen 
zu wollen, niemals eine akzeptable Konfliktlö­
sung sein kann. Dafür muß es andere Wege ge­
ben, die auch gefunden werden müssen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zur 
Frage Entmilitarisierung und Waffen eine zweite 
persönliche Bemerkung anbringen. die mit der 
vorhin gemachten zusammenhängt. Die Bemü­
hung des Westens um Entmilitarisierung im Na­
hen und Mittleren Osten kann nur dann von Er­
folg begleitet sein, wenn diese Bemühungen auch 
glaubwürdig vertreten und nicht ständig mit Dop­
pelmoral und Doppelansprüchen argumentiert 
beziehungsweise gehandelt wird. 

Ich habe hier eine Presseaussendung vor mir -
das sind jetzt nur Zahlen -, die besagt, daß die 
USA seit dem 2. August 1990 - das war der Tag, 
an dem der Irak in Kuwait einmarschiert ist - bis 
zum 31. Dezember 1991, also Ende des letzten 
Jahres, einer Studie zufolge Waffen im Wert von 
19 Milliarden Dollar an Staaten des Nahen 
Ostens geliefert haben. 

Ich bin überzeugt davon, daß hier die Glaub­
würdigkeit nicht gegeben ist. wenn auf der einen 
Seite appelliert wird bezüglich Abrüstung und 
schwächeren Waffenexport in diese Region und 
auf der anderen Seite aber Tatsache ist, daß genau 
die Länder, die das am stärksten verlangen oder 
fordern, die größten Waffenexporteure sind. Hier 
muß Glaubwürdigkeit herrschen, es muß auch 
Schluß sein mit der Doppelmoral, ansonsten sehe 
ich hier keine Chance, daß es tatsächlich zu einer 
militärischen Stabilität kommt, die sicher Voraus­
setzung für eine friedliche Regelung und für 
friedliches Leben in dieser Region sein wird. Mei­
ne Damen und Herren! Als letzten Punkt möchte 
ich - man könnte sehr viel über diese Region 
diskutieren; es gäbe noch weitere Bereiche -
auch noch auf die Kurdenproblematik eingehen. 
Die Kollegin Grandits hat sehr ausführlich dar­
über gesprochen. Und mir ist es auch so ergangen 
wie der Frau Kollegin. Als ich den Bericht über 
die Kurdenfrage gelesen habe, habe ich mich 
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selbst sehr gewundert, wie die Türkei dargestellt 
ist. 

Wir lesen in den Zeitungen nach wie vor - und 
es war erst in den letzten Tagen und Wochen -, 
daß die Türkei Kurdendörfer bombardiert. mit 
dem Vorwand, sie greife PKK-Stellungen an und 
wolle diese vernichten. weil das eben bewaffnete 
Rebellen seien. Wir wissen. daß in diesen Gebie­
ten nach wie vor der Ausnahmezustand gilt und 
daß die Menschenrechtssituation für die Kurden 
gerade in der Türkei nach wie vor tragisch und 
verheerend ist. Daher habe auch ich mich diesbe­
züglich gewundert. 

Ich möchte jetzt nicht mehr im Detail auf die 
Zustände in der Türkei und darauf, wie es den 
Kurden in diesem Land geht. Ich bin aber sehr 
froh. daß wir heute diesen Entschließungsantrag, 
der noch eingebracht werden wird, beschließen 
werden. Wir dürfen nach den fürchterlichen Din­
gen. die vor einem Jahr mit den irakischen Kur­
den passiert sind. nicht aufgeben, sondern müssen 
ständig fordern, daß auch für dieses Volk eine 
Lösung gefunden werden muß. 

Auch für dieses Volk und für die Kurdenpro­
blematik gilt das gleiche. was ich vorhin zu den 
anderen Themen gesagt habe: Auch hier kann es 
eine dauerhafte friedliche Lösung nur über den 
Dialog geben, über eine breite Konferenz, in die 
alle Beteiligten miteinbezogen sind und in der tat­
sächlich eine friedliche Lösung gefunden wird, 
die es diesem Volk - nach langem Leiden - in 
Zukunft ermöglicht. in Freiheit und Würde leben 
zu können. Diese Lösung kann sicherlich nur im 
Rahmen einer internationalen Konferenz gefun­
den werden. 

Österreichs Aufgabe wäre es. verstärkt für dies­
bezügliche Konferenzen und für internationale 
Gespräche einzutreten und sich zu engagieren -
sowohl auf multilateraler wie auf bilateraler Ebe­
ne. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.J 17A..J 

Präsident: Als nächster gelangt Herr Abgeord­
neter Steinbauer zu Wort. - Seine Redezeit be­
trägt gleichfalls 20 Minuten. 

Als letzter Redner ist Herr Abgeordneter Ofner 
gemeldet, den ich momentan nicht im Saal sehe. 
Deswegen weise ich darauf hin. daß er der näch­
ste Redner sein wird. 

Bitte. Herr Abgeordneter. 

/7...14 .. 
Abgeordneter Steinbauer (OVP): Herr Präsi-

dent! Hohes Haus! Einerseits ist das eine jener 
Debatten, wo man zunächst nach der Hitze der 
innenpolitischen Auseinandersetzung meint, was 
geht uns der Nahe LInd der Mittlere Osten an, 
aber auf der anderen Seite eine jener notwendi­
gen Debatten. die ganz einfach zum Ausdruck 

bringen, daß es in der vernetzten Welt zuneh­
mend nicht mehr gleichgültig ist. wenn .,Brand­
herde" auf einem bestimmten Teil dieser Welt 
nicht und nicht gelöscht werden können. Dies ist 
im gesamten Raum des Nahen Ostens zweifellos 
der Fall und ist auch mit der Entwicklung nach 
dem Golfkrieg nicht gelöst. Die Wunde ist offen 
- ebenso offen, wie nach meinem Dafürhalten 
die Wunde im Raum von Israel. Syrien. Jordanien 
offen ist. 

Ich möchte nicht aufrechnen. wer welche Men­
schenrechtsverletzung wann tatsächlich begeht, 
sondern ich möchte mit großer Eindringlichkeit 
ganz einfach festhalten: Wir wollen hier nicht 
wissen, was richtig und falsch ist, aber wir wollen 
eines mit großer Sorge vortragen, nämlich daß 
Menschenrechtsverletzungen - gleichgültig, wer 
sie begeht - nicht mehr innere Angelegenheiten 
eines Landes sind. sondern nach Artikel lAbs. 1 
der Charta der Vereinigten Nationen und nach 
den Schutzbestimmungen vieler Konventionen 
ganz einfach Verletzungen sind, die unser aller 
Sorge sind. denn wenn es um den Menschen geht. 
gibt es keine Staatsgrenzen. 

Viel bedrohlicher wird dies, wenn es nicht nur 
um einzelne Personen geht, sondern wenn es um 
ein gesamtes notleidendes Volk geht, und daher 
ein paar Worte zu den Kurden. 

Das Schicksal beziehungsweise die Geschichte 
dieses Volkes hat die Menschen, die sich dem kur­
dischen Volk zugehörig fühlen, auf den Irak, die 
Türkei, den Iran, Syrien und auf Teile der heuti­
gen GUS-Staaten verteilt. - Es ist dies die Situa­
tion eines Volkes, das aufgesplittert, über Staats­
grenzen hinweg verteilt, leben muß und daher 
überall historisch in die Schwierigkeit geraten ist. 
Minderheit und, wie ich sagen möchte. verfolgte 
Minderheit zu werden. 

Wenn ich dann den Entschließungsantrag aller 
Parteien vorlesen werde, werde ich im Detail dar­
auf kommen, aber ich möchte jetzt schon den 
Blick darauf lenken, daß es nicht nur um die Kur­
den im Irak geht. über die fernsehgere~.ht immer 
wieder berichtet wird, für die auch Osterreich 
manches getan hat. 

Wir haben 1991 über 300 Millionen Schilling 
an humanitärer Hilfe aufgebracht. Wir haben das 
berühmte Feldspital noch bis vor etwa einem 
Dreivierteljahr im iranischen Bereich für die Kur­
den betrieben, und wir haben sicher einiges getan, 
was Demarchen, Einschreitungen in internationa­
len Körperschaften betrifft, um für die Kurden 
aufzutreten. 

Aber trotzdem: Diese Kurden gibt es nicht nur 
im Irak mit seinen wahrscheinlich immer noch 
700 000 Flüchtlingen. mit den etwa 4 000 zerstör­
ten Siedlungen. Man muß sich das Ganze zahlen-
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mäßig einmal vergegenwärtigen: 4 Millionen 
Kurden im irakischen Bereich sind in Wahrheit 
heute noch heimatlos. Ihnen ist das, was die Ver­
ankerung eines Menschen ausmacht. nämlich ein 
Zuhause zu haben. zu einem hohen Prozentsatz 
nicht gegeben. 

Es gibt aber auch Kurden in der Türkei, und 
wir haben immer wieder versucht, die Türkei ei­
nerseits auf die Problematik aufmerksam zu ma­
chen - das letztemal beim KSZE-Treffen in 
Moskau im September/Oktober 1991 -. anderer­
seits aber auch darauf, daß wir die Entwicklung in 
der Türkei zugunsten der Kurden durchaus regi­
strieren. Es gab dieses seltsame Gesetz aus dem 
Jahre 1983 - man muß sich ausmalen, was das 
bedeutet -, weIches das Singen von Liedern auf 
kurdisch verboten hat, welches das Verbreiten 
von Büchern auf kurdisch verboten hat, und das 
in einem Lande, aufgrund dessen Verfassung aus 
dem Jahre 1923 man eigentlich meinen müßte, 
daß solche Beschränkungen keinen Platz mehr 
haben. 

Dieses Gesetz von 1983 - wir haben das posi­
tiv zu vermerken - wurde im April vorigen Jah­
res aufgehoben. Man darf nun wieder kurdische 
Lieder singen, man darf Platten, Bücher, Zeit­
schriften auf kurdisch verbreiten. Nur, die Wirk­
lichkeit ist natürlich nach wie vor die Wirklich­
keit eines ersten Beschlusses und nicht die Wirk­
lichkeit eines freien Lebens einer Minderheit mit 
ihrer Geschichte, mit ihrem Lebensgefühl und 
mit ihrer Sprache. 

Wir werden - und das ist auch ein Sinn unse­
res Antrages, den ich nun vortragen werde - in 
diesem Parlament immer wieder versuchen, dar­
auf zu drängen, daß Österreich eine gewisse Für­
sprache, ein gewisses Eintreten für dieses kurdi­
sche Volk in jenen Gremien vorträgt, in jenen 
Möglichkeiten internationaler Kontakte formu­
liert, die uns offenstehen. (Beifall der Abg. Ga­
brieLLe Traxler.) Danke für den Applaus! Ich war 
so verwirrt, daß ich nicht innegehalten habe. 

Ich darf nun den Entschließungsantrag der Ab­
geordneten Dr. Khol, Dr. Cap, Mag. Marijana 
Grandits, Steinbauer - und ich hoffe, wir be­
kommen auch die Stimmen der Freiheitlichen 
dazu - betreffend internationalen Bemühungen 
zur Behandlung eies Kurdenproblems verlesen. Es 
ist leider. wie ich vorausschicken möchte, ein lan­
ger Entschließungsantrag. 

Die unterfertigten Abgeordneten steLLen den fol­
genden 

Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat woLLe beschließen: 

I. Der Bllndesminister für auswärtige Angelegen­
heiten wird ersllcht. 

1. seine lallfenden Bemühungen um Unterstüt­
zung der politischen sowie der Menschenrechte der 
Angehörigen des kurdischen Volkes in allen UN­
Organen einschließlich des Sicherheitsrates der 
Vereimen Nationen forczusetzen; 

2. bei allen relel'aJ1len bilateralen Kontakten auf 
Regierungsebene keine Gelegenheit auszlliassen. 
WH auf das Problem der Kurden in den betreffen­
den Ländern hinzuweisen; 

3. durch die österreichischen Vertretungen in 
Neh' York beziehungsweise Genf zu erheben. in­
wieweit eine internationale Konferenz geeignet 
\-väre. zur Verbesserung der Lage der Kurden bei­
zutragen. 

1I. Darüber hinaus wird der Bundesminister für 
auswärtige Angelegenheiten ersucht. weiterhin im 
Sinne der dem Nationalrat bereits im ltmi 1991 
vorgelegten Überlegungen für eine umfassende 
friedliche Lösung der Probleme in der gesamten 
Region des Mittleren Ostens einzutreten und hiebei 
insbesondere folgende Grundsätze zu berücksichti­
gen: 

Anerkennung des Existenzrechtes Israels inner­
halb sicherer und anerkanmer Grenzen; 

Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes des 
palästinensischen Volkes. 

Herbeiführung eines gerechten Friedens im Li­
banon. 

I//. In diesem Zusarnmenhang sollte die öSTerrei­
chische Außenpolitik auch für die legitimen Aspi­
raelonen des kurdischen Volkes allf Selbstbestim­
mung lind lokale Selbstverwaltung in den von ilun 
besiedelten Gebieten eimreten. 

IV. Um dallerhaft zu sein. muß die angestrebte 
umfassende Friedens/ösung auch folgende Ele­
mente beinhalten: 

I. Erklärung der Region zu einer kernwaffen­
freien Zone; 

2. Einschränkung des RüslUngsweulaufes ein­
schließlich der Zerstörung aller Massenl'emich­
tungs~t'affen: 

3. Einschränkung des Waffenexportes iTl Länder 
des Mittleren Ostens; 

..J. Errichtung eilles regionalen Sicherheitssy­
stems für die Behandlung zukünftiger Konflikte; 
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5. Fördemng von Demokratisienmgsbeslreblm­
gen in der Region: 

6. friedliche Beilegung VOll Grenzproblcl1len 
lind Problemen der regionalen Zllsanullenarbeil 
\vie insbesondere Abrüslllng und Sicherheil. wirt­
schaftliche Kooperation. Regelung 1'011 Umwell­
problemen lind der Verteilung \'011 Wasserressollr­
een sowie eine Lösung der akuten Flüchtlingspro­
b/eme. 

V. Der Bllfldesminiscer für aus\t'änige Angele­
genheiten Ij,,·in!. in diesem Si/~.'le ersucht. dafür zu 
sorgen. daß Osterreich in Ubereinstiml1l11llg mit 
den bisherigen öSlerreichischen Überlegungen wei­
terhin an dem stau/indenden Nahost-Friedenspro­
zeß. insbesondere in dessen mulcilateralen Bereich. 
durch Teilnahme an den vorgesehenen ArbeiLs­
gruppen engagiert bleibt. In diesem Sinne \vird die 
Einladuilg Österreichs Zllr Abhaltung der ersten 
Tagungen der Arbeitsgruppe Wasserressourcen in 
Wien begnlßt. 

VI. Der Bundeskanzler wird ersucht. zu prüfen. 
in welcher Form die österreichischen humanitären 
Hilfsaktionen für das kurdische Volk fortgesetzt 
werden können. 

Meine Damen und Herren! Leider ist der Text 
so umfangreich, daß sie ihn vielleicht nur aku­
stisch wahrgenommen haben. Sollten Sie je an 
Problemen in dieser Region interessiert sein, bitte 
ich, den heutigen Antrag aus den Archiven her­
auszunehmen, bevor Sie in eine solche Gegend 
reisen, um sich zu vergegenwärtigen, welches Ge­
flecht von Problemen hier zusammengefaßt, und 
zwar, wie ich meine, positiv zusammengefaßt, 
wurde. 

Wenn Sie dann vielleicht am Jordan stehen, 
werden Sie plötzlich sehen, daß Sie in der über­
schaubaren Distanz, soweit das Auge reicht. in ei­
ner Gegend stehen, wo drei Länder um die glei­
che geringe Wassermenge kämpfen, wo drei Län­
der und indirekt sogar ein viertes zur Verteilung 
des lebenswichtigen Grundstoffes für alles, was 
grün ist, für alles, was wächst, für alles, was Nah­
rung ist, eigentlich eine friedliche Kooperation 
bräuchten, damit man sich nicht - im wahrsten 
Sinn des Wortes - gegenseitg das Wasser ab­
gräbt. 

Und daß es in solchen Zonen, wo es um so 
existentielle Konflikte geht, ganz einfach den 
Frieden braucht, das sollte doch außer Streit ste­
hen. (Beifall bei Ö VP lind SPÖ.) J 7.55 

Präsident: Der soeben verlesene Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Verhandlung. 

Der nächste Redner ist Abgeordneter Dr. Of­
ner. Er hat das Wort. - Redezeit: 20 Minuten. 

J 7.56 
Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminsiter! Meine Damen und 
Herren! Es ist ein langer Antrag verlesen worden, 
und ich glaube, obwohl er rasch verlesen worden 
ist, sagen zu können, daß es ein Antrag ist, dem 
man zustimmen kann. Mir ist ein bißehen unver­
ständlich, daß man bei einem solchen Vorhaben 
die freiheitliche Fraktion nicht nur nicht einbezo­
gen, sondern gar nicht gefragt hat. ob sie nicht 
bereit wäre, mitzugehen. Ich könnte mir vorstel­
len, daß wir diesen Antrag ohneweiters mitgetra­
gen hätten, und ich kündige an, daß wir mitstim­
men werden. Ich glaube aber, daß solche Anlie­
gen an Gewicht gewinnen, wenn man alle Frak­
tionen des Hauses einzubinden versucht und 
trachtet, sie auf diese Art und Weise zum Mit­
stimmen zu bringen. Eifersüchteleien sind da 
nicht am Platz. (Beifall bei der FPÖ.) 

Der Friede ist eine große und schöne Sache 
überall auf der Welt, er hat nur einen Nachteil: Er 
fällt nicht vom Himmel. Er besteht aus Baustei­
nen, aus kleineren und größeren Schritten in 
Richtung auf sinnvolle Lösungen von Einzelpro­
blemen. Das ist natürlich auch im Nahen Osten 
und im Mittleren Osten so. 

Ich möchte mir zwei dieser Probleme heraus­
greifen. Das Elend der Kurden, heute schon von 
allen meinen Vorrednern bemüht, aber auch nach 
wie vor Hunger und Tod unter der Zivilbevölke­
rung im Irak mehr als ein Jahr nach Beendigung 
des Krieges. 

Kurden. - Ein Schlüsselsatz findet sich im Be­
richt der Bundesregierung. Er lautet wörtlich: 
.,Das kurdische Volk ist seit dem Friedensvertrag 
von Lausanne 1923 auf den Irak, die Türkei, den 
Iran, Syrien und die Sowjetunion aufgeteilt." -
Zitatende. 

Das heißt, wenn wir uns in den vergangenen 
Jahrzehnten bis zum heutigen Tag und aller Vor­
aussicht nach leider auch noch in Zukunft mit 
diesem Problem konfrontiert sehen, dann ist das 
nichts. was gottgewollt wäre und sich schon all die 
Jahrhunderte herauf auf uns vererbt hätte, son­
dern das ist noch gar nicht so alt, und es ist von 
Menschenhand geschaffen. Es ist damals bei die­
sem Friedensvertrag nach dem Ersten Weltkrieg, 
1923 eben, die Chance vertan worden, eine ge­
rechte, eine friedensträchtige Lösung in dieser 
Region zu schaffen. 

Ich rufe in Erinnerung, daß damals das riesige, 
im Ersten Weltkrieg auf der Verliererseite be­
findlich gewesene Osmanische Reich aufgeteilt 
worden ist, aufgeteilt in eine ganze Reihe von 
neuen Gemeinwesen, Kolonien, aber auch selb­
ständigen Staaten. Und die Kurden, immerhin ein 
Millionenvolk, das man damals ohneweiters als 
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Ganzes aus dem Osmanischen Reich, aus der Ver­
lassenschaft nach dem Osmanischen Reich her­
ausnehmen lind mit einer eigenen Staatlichkeit 
versehen hätte können, hat man auf die fünf von 
mir erwähnten Staaten aufgeteilt. 

Ich behaupte und unterstelle, daß das nicht 
ganz unabsichtlich und nicht ganz zufällig gesche­
hen ist. Das war damals Strategie und Politik von 
bestimmten Mächten, die dort unten viel mitzure­
den gehabt haben. Die Kurden sind freiheitslie­
bend, die Kurden sind kämpferisch, und man hat 
genau gewußt - davon gehe ich aus -, wenn 
man sie entsprechend aufteilt, jedem dieser neuen 
Gemeinwesen ein paar Millionen Kurden gibt, 
dann werden diese alle mit ihrer Kurdenproble­
matik beschäftigt sein, und ihre Möglichkeit, sich 
mit anderen, nämlich mit den früher Mächtigen 
in diesem Bereich, anzulegen, wird sich in Gren­
zen halten. 

Das heißt, wir haben es mit den späten Auswir­
kungen, sicher nicht mit den letzten, eines Pro­
blems, geschaffen vor gar nicht allzulanger Zeit 
von Menschenhand aus rein imperialistischen, 
machtpolitischen Überlegungen, zu tun. Und das 
sollte uns eigentlich zu denken geben, meine Da­
men und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

So sind die Kurden in dieses Elend gekommen 
- und die Welt zu einem zusätzlichen Unruhe­
herd. Wir selbst sind eigentlich schon recht be­
scheiden geworden. Ich verkenne die Größenord­
nung Österreichs und seiner Möglichkeiten nicht, 
möchte aber doch wieder aus dem Bericht zitie­
ren, über den wir heute zu beraten und zu bestim­
men haben. Es heißt darin: 

.,Österreich hat sich daher in seinen Bemühun­
gen zugunsten des kurdischen Volkes stets auf die 
Achtung der Menschenrechte und Grundfreihei­
ten konzentriert." - Ende des Zitats. 

Das ist eine schöne Sache, das ist eine wichtige 
Sache, das ist eine ehrenvolle Sache, aber fällt 
denn gar niemandem ein - ich habe es in einem 
einzigen Wort in dem Text der Entschließung 
jetzt gehört -, daß es eigentlich selbstverständ­
lich wäre, endlich - mit 70 Jahren Verspätung! 
- für das Volk der Kurden, das so lange gepeinigt 
worden ist, und zwar von allen möglichen Seiten, 
die Anwendung des Selbstbestimmungsrechtes zu 
verlangen? (Abg. Mag. Marijana G ra f1 ci i t s: Das 
iSl drinnen.') Ich habe es erwähnt. Frau Kollegin; 
Sie haben aber mit Ihrem Kollegen Renoldner ge­
plaudert und das nicht gehört. 

Ich habe gesagt. ich finde endlich das Wort 
"Selbstbestimmungsrecht" in diesem Entschlie­
ßungsantrag, aber es würde uns keine Perle aus 
der Krone fallen, würden wir das vehementer for­
dern. Ich weiß schon. daß so etwas nicht von ei­
nem Tag auf den anderen geht, daß das vielleicht 

sogar in absehbarer Zeit überhaupt nicht geht, 
aber verlangen wir energisch, zumindest verbal, 
daß dieses relativ große Volk der Kurden, das -
ungerechterweise - aufgeteilt ist auf fünf ver­
schiedene Staaten, das in all diesen Staaten 
Fürchterliches mitmacht, in Ausübung unver­
zichtbaren Rechts auf Selbstbestimmung einen ei­
genen Staat bilden kann. Ich verstehe nicht ganz, 
warum wir das nicht getan haben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Zum Problem Nummer zwei, zur Irakfrage. 

Ich rufe in Erinnerung., daß gegen den Irak aus 
politisch-militärischen UberIegungen vor rund 
eineinhalb Jahren ein Embargo verhängt worden 
ist. das der Befreiung Kuwaits dienen sollte. Die­
ses Ziel, die Befreiung Kuwaits, ist seit über ei­
nem Jahr erreicht. Das Kriegsziel, im Irak Ord­
nung im Sinne der UNO zu schaffen, haben die 
Amerikaner aber gründlich verschlafen. Jetzt se­
hen sie sich mit dem Problem konfrontiert. daß es 
infolge dieses Krieges 250 000 bis 300 000 Tote 
gegeben hat - aber den Saddam Hussein gibt es 
noch immer. Und da ist guter Rat teuer - im 
wahrsten Sinne des Wortes. 

Das Embargo gegen den Irak aber wird nicht 
aufgehoben; man begrenzt es auch nicht auf das, 
was unmittelbar dem Militär. einer Kriegsmaschi­
nerie dienen könnte, sondern: Es werden nichts 
von Bedeutung an Lebensmitteln geliefert, die 
zumindest dem Gewicht nach bedeutend wären. 
Es wird nichts geliefert, was die ärztliche Betreu­
ung im Irak sicherstellen könnte. 

Ich weiß schon, daß es Stimmen gibt - und ich 
halte es für möglich, daß sich auch hier noch ein 
Kollege in dieser Richtung melden wird -, die 
lauten: Schuld ist der Saddam Hussein! Die Kur­
den läßt er erst recht verhungern und die Schiiten 
im Süden auch! - Das mag schon alles stimmen, 
aber die Verantwortung der freien Welt liegt dar­
in, daß - nach einer gewissen Verhältnismäßig­
keitsrechnung - das irakische Militär im Zaum 
gehalten wird, daß man aber nicht länger zulassen 
darf, daß im Irak nahezu alle Säuglinge, kurz 
nachdem sie auf die Welt gekommen sind, ster­
ben, daß in den letzten Monaten die durchschnitt­
liche Lebenserwartung der Frauen im Irak um 
30 Jahre gesunken ist! Um 30 Jahre! Da kann 
man doch nicht länger untätig zuschauen, meine 
Damen und Herren! 

In mir erhebt sich der Verdacht, daß man zwar 
Saddam Hussein und irakisches Militär sagt, aber 
in Wirklichkeit Öl und Ölpreise meint. Es scheint 
so zu sein. daß man seitens der Interessierten. sei­
tens der OPEC - und alles, was damit noch zu­
sammenhängt -. verhindern möchte, daß Öl aus 
dem Irak - der dann Geld hätte und so Verschie­
denes kaufen könnte - auf den Markt kommt 
und so anderen das Ölgeschäft verderben könnte. 

61. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 39

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 61. Sitzung - 11. März 10Q::' 6485 

Dr.Ofner 

Friede ist eine große und schöne Sache - auch 
im Nahen und Mittleren Osten -, aber ohne Lö­
sung dieser "kleinen" Probleme - klein unter 
Anführungszeichen - wird das große Ziel -
Frieden in dieser Region - nicht erreicht werden 
können. (Be(fall bei der FPÖ.) 18.06 

Präsident: Zu einer zweiten Wortmeldung hat 
sich Herr Abgeordneter Steinbauer gemeldet. Er 
hat eine restliche Redezeit von 8 Minuten. 

18.1)6 
Abgeordneter Steinbauer (ÖVP): Zum Kolle­

gen Ofner: In einem lockeren Parlamentsstil wür­
den wir von Bank zu Bank reden können, hier 
aber muß man jetzt ans Rednerpult gehen. (Abg. 
Mag. Karin Pr a x In are r: Es würde Sie niemand 
daran hindern.') 

Herr Kollege Ofner, ich finde es riesig, daß Sie 
die Entscheidung getroffen haben, daß die FPÖ 
diesen Antrag unterstützen wird. Ich bin sicher, 
daß man diesbezüglich Kontakte vorher suchte, 
glaube aber. daß die Abfolge des heutigen Tages 
so manche Kanäle verstopft hat. eben solche, die 
es normalerweise zwischen Fraktionen gibt. Ich 
meine aber. die Sache: Frieden im Nahen Osten, 
Frieden für das kurdische Volk ist eine gewisse 
Einhelligkeit wert, und für diese wollte ich mich 
bedanken. (Beifall bei der Ö VP und bei Abgeord­
nelen der SPÖ.) /8.07 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr gemel­
det. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Ab s tim m u n g 
über den Antrag des Ausschusses, den vorliegen­
den Bericht samt Beilagen - 111-34 der Beilagen 
- zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für diese 
Kenntnisnahme eintreten. um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist mit Me h r h e i t so 
be sc h los sen. 

Wir gelangen somit nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Dr. Khol, Or. Cap, Mag. Marijana Grandits 
und Genossen - auf den sich die gerade geführte 
Debatte bezogen hat - betreffend internationale 
Bemühungen zur Behandlung des Kurdenpro­
blems. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag stimmen. um ein dies­
bezügliches Zeichen. - Das ist ein s tim m i g 
so b e s chI 0 s sen. (E -1.1.) 

Damit ist der 1. Punkt der Tagesordnung erle­
digt. 

2. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über den Antrag 104/A (E) der Abge­
ordneten Wabl und Genossen betreffend die An­
erkennung der Republik Slowenien als souverä­
ne Republik und über den Antrag 105/A (E) der 
Abgeordneten \Vabl und Genossen betreffend die 
Anerkennung der Republik Kroatien als souye­
räne Republik (404 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über den Antrag 2501 A (E) der Abge­
ordneten Dr. Gugerbauer und Genossen betref­
fend die Anerkennung Kroatiens und Slowe­
niens und einer humanitären nationalen und in­
ternationalen Hilfsaktion (405 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zu den Punkten 2 und 
3 der heutigen Tagesordnung, über welche die 
Debatte unter einem durchgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Außenpolitischen 
Ausschusses über den Antrag 104/A (E) der Ab­
geordneten Wabl und Genossen betreffend die 
Anerkennung der Republik Slowenien als souve­
räne Republik und über den Antrag IOS/A (E) 
der Abgeordneten Wabl und Genossen betreffend 
die Anerkennung der Republik Kroatien als sou­
veräne Republik (404 der Beilagen) sowie 

Bericht über den Antrag 250/A (E) der Abge­
ordneten Dr. Gugerbauer und Genossen betref­
fend die Anerkennung Kroatiens und Sloweniens 
und einer humanitären nationalen und internatio­
nalen Hilfsaktion (405 der Beilagen). 

Berichterstatter zu diesen beiden Punkten ist 
Herr Abgeordneter Mrkvicka. Er hat das Wort. 

Berichterstatter Mrkvicka: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich erstatte zunächst 
den Bericht des Außenpolitischen Ausschusses 
zum Tagesordnungspunkt 1. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständlichen Anträge in zwei Sitzungen verhan­
delt, wobei davon ausgegangen wurde, daß in der 
Zwischenzeit die Anerkennung der Republiken 
Slowenien und Kroatien durch Österreich erfolgt 
ist. 

Bei der Abstimmung im Ausschuß fand der 
Antrag 104/A (E) keine Mehrheit, auch der An­
trag 105/A (E) wurde mit Stimmenmehrheit ab­
gelehnt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Au­
ßenpolitische Ausschuß daher den An t rag, 
der Nationalrat wolle diesen Bericht 

1. hinsichtlich des Antrages 104/A(E) der Ab­
geordneten Wabl und Genossen betreffend die 
Anerkennung der Republik Slowenien als souve­
räne Republik und 
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2. hinsichtlich des Antrages 105/A (E) der Ab­
geordneten Wabl und Genossen betreffend die 
Anerkennung der Republik Kroatien als souverä­
ne Republik 

zur Kenntnis nehmen. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Außenpoli­
tischen Ausschusses über den Antrag 250/A (E) 
der Abgeordneten Dr. Gugerbauer und Genossen 
betreffend die Anerkennung Kroatiens und Slo­
weniens und einer humanitären nationalen und 
internationalen Hilfsaktion. 

Bei der Behandlung der Entschließungsanträge 
im Außenpolitischen Ausschuß stellten die Abge­
ordneten Dr. Frischenschlager. Dr. Khol. Schie­
der und Mag. Marijana Grandits einen Abände­
rungsantrag. 

Bei der Abstimmung wurde der Entschlie­
ßungsantrag in eier Fassung des Abänderungsan­
trages einstimmig beschlossen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Au­
ßenpolitische Ausschuß daher den An t rag, 
der Nationalrat wolle der dem schriftlichen Aus­
schußbericht beigedruckten Entschließung seine 
Zustimmung erteilen. 

Die Entschließung lautet: 

"Die Bundesregierung wird ersucht, nach der 
erfolgten Anerkennung Kroatiens und Slowe­
niens zusätzlich zur bereits bestehenden großzü­
gigen österreichischen Hilfsaktion in Kroatien 
und Slowenien in humanitärer und wirtschaftli­
cher Hinsicht eine solche Aktion auch auf inter­
nationaler Ebene zu initiieren." 

Herr Präsident, für den Fall, daß Wortmeldun­
gen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter für seine Ausführungen zu den beiden Punk­
ten der Tagesordnung. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor ich nunmehr dem ersten Red­
ner das Wort erteile, gebe ich bekannt. daß mir 
ein Antrag der Abgeordneten Dr. Fuhrmann, Dr. 
Neisser und Dr. Haider vorliegt, die Redezeit je­
des zu Wort gemeldeten Abgeordneten für diese 
Debatte auf 15 Minuten zu beschränken. Ich lasse 
sogleich darüber abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag zustimmen, um ein diesbezügliches Zei­
chen. - Dies ist mit Me h r he i t be s chI 0 s -
sen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß die jeweili­
gen Erstredner dennoch 20 Minuten Redezeit ha­
ben, und ich mache weiters darauf aufmerksam, 

daß diese Redezeitbeschränkung nicht für Mit­
glieder der Bundesregierung gilt. 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich - in 
Vertretung des Herrn Bundesministers für aus­
wärtige Angelegenheiten - Herr Bundesminister 
Dr. Fasslabend. Ich erteile ihm das Wort. 

/8./1 
Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 

Fasslabend: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Seit der letzten Erklärung des Außenmini­
sters Dr. Mock zu Jugoslawien haben sich die 
Verhältnisse in dieser Region ganz entscheidend 
verändert. Was Kroatien und Slowenien betrifft, 
ist seit der letzten Debatte des Nationalrates zu 
diesem Thema ein wesentliches Anliegen der 
österreichischen Außenpolitik Wirklichkeit ge­
worden: Die beiden Republiken sind von den EG­
Staaten und etwa 40 weiteren Staaten anerkannt 
worden. Österreich hat mit Kroatien und Slowe­
nien am 15. Jänner dieses Jahres diplomatische 
Beziehungen aufgenommen. Aus vielen Kontak­
ten und Gesprächen weiß ich, wie sehr man in 
Kroatien und Slowenien die Unterstützung wür­
digt, die Österreich, sein Volk, sein Parlament. 
seine Regierung dem Streben dieser Staaten nach 
Freiheit und Selbstbestimmung erwiesen haben. 
(BeifaLL bei ÖVP und SPÖ.) 

Unsere von Anbeginn geäußerte Überzeugung, 
daß eine Anerkennung der beiden Republiken 
zur politischen Stabilisierung der Lage in unserer 
südöstlichen Nachbarschaft beitragen kann, hat 
sich als richtig erwiesen. Wohl werden die Waf­
fenstillstandsvereinbarungen auch heute noch im­
mer wieder verletzt, insgesamt aber hat sich die 
Kompromißbereitschaft der serbischen Seite je­
doch in dem Maße erhöht, in dem die Entschlos­
senheit der Staatengemeinschaft sichtbar wurde, 
das Instrument der Anerkennung wirklich anzu­
wenden. 

Diesem Stabilisierungseffekt ist es letztlich 
auch zu danken, daß es möglich geworden ist, ein 
Vorhaben in Angriff zu nehmen, für dessen Rea­
lisierung Österreich seit vielen Monaten eintritt, 
nämlich die Entsendung von UNO-Truppen in 
die Krisenregion. Die UNO-Truppen sollen in 
Kroatien in drei sogenannten UN-protected areas. 
das sind die kroatischen Gebiete mit signifikan­
tem serbischem Bevölkerungsanteil, stationiert 
werden; ansonsten sollen diese Gebiete entmilita­
risiert werden. 

Es besteht jetzt erstmals eine gewisse Hoff­
nung, daß es in Kroatien zu einer völligen Ein­
stellung der Kampfhandlungen kommt und damit 
die Voraussetzung geschaffen wird, daß die 
Streitparteien zu einer politischen Lösung ihrer 
Probleme finden werden. Nunmehr gilt es insbe­
sondere, die Gebietshoheit Kroatiens in dessen 
bisherigen Grenzen wiederherzustellen und 
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gleichzeitig für den von der EG vorgeschlagenen 
Schutz der verschiedenen Volksgruppen zu sor­
gen. 

Ein weiteres Anliegen ist es. Kroatien und Slo­
wenien so rasch wie t;'öglich die Aufnahme in die 
internationalen Organisationen zu ermöglichen. 
Dies ist für beide Staaten übrigens auch eine wirt­
schaftliche Lebensfrage. da es für sie ohne Mit­
gliedschaft im Internationalen Währungsfonds 
~um Beispiel keine internationale Zahlungsbi­
lanzhilfe geben kann. 

Meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen ver­
sichern. daß Österreich den beiden neuen Staaten 
in dieser Frage jede mögliche internationale Un­
terstützung gewähren wird. Ebenso werden wir 
uns natürlich dafür einsetzen, daß Kroatien lind 
Slowenien KSZE-Mitglieder werden. Wir haben 
es sehr bedauert, daß ihnen bei der KSZE-Au­
ßenministerkonferenz von Prag am 30. Jänner 
dieses Jahres angesichts des dort geltenden Kon­
sensprinzips nur ein Beobachterstatus eingeräumt 
wurde. Ich halte es nicht für akzeptabel, daß die­
sen beiden Staaten ein Recht verweigert wird, das 
selbst jenen GUS-Ländern gewährt wurde, die 
sich heute - im Gegensatz zu allen KSZE-Prinzi­
pien - praktisch im Kriegszustand gegeneinan­
der befinden. Deshalb hat Bundesminister Mock 
eine österreichische Demarche in den Hauptstäd­
ten der KSZE-Staaten veranlaßt, um so zu errei­
chen, daß Kroatien und Slowenien beim KSZE­
Nachfo[getreffen von Helsinki, das am 24. März 
beginnen wird, Aufnahme in der KSZE finden. 

Meine Damen und Herren! Schon die beiden 
ersten Monate unserer offiziellen Beziehungen 
waren durch einen sehr regen Besuchsaustausch 
gekennzeichnet: Außenminister Dr. Mock hat die 
beiden neuen Staaten bereits am 18. Jänner be­
sucht. Der Zweite Präsident des Nationalrats Dr. 
Lichal hat Kroatien am 21. und 22. Jänner einen 
Besuch abgestattet. Vizekanzler Dr. Busek und 
Bundesminister Dr. Schüssel besuchten Laibach 
und Agram am 1. und 2. Februar, erörterten Ko­
operationsprojekte und präsentierten Entwürfe 
für Wirtschaftsabkommen. Bürgermeister Dr. 
Zilk weilte am 14. und 15. Februar in diesen bei­
den Städten, wobei er die Fortführung der groß­
zügigen Hilfeleistungen des Landes Wien in Aus­
sicht gestellt hat, und schließlich besuchten auch 
der Präsident dieses Hauses Dr. Fischer und 
Staatssekretär Dr. Jankowitsch am 4. März Lai­
bach. 

All diese und viele andere Kontakte haben be­
reits konkrete Früchte getragen. Im Verhältnis zu 
Kroatien gibt es Vorhaben zu einer österreichi­
schen Beteiligung am Wiederaufbau des Landes, 
an der Instandsetzung zerstörter Kulturgüter, am 
Ausbau des Stromnetzes sowie an Infrastruktur­
vorhaben. wie etwa den Bau einer Autobahn 
Spielfeld - Agram. 

Mit Slowenien bestehen bereits erfreulich viele 
g.emeinsame Firmen und Kooperationsp~·ojekte. 
Osterreich will unter anderem dazu beItragen, 
daß Sloweniens Energiepolitik in Zukunft auf das 
Kernkraftwerk Krsko verzichten kann. Diesem 
Zweck sollen Finanzierungsbeiträge zu einem 
neuen slowenischen Energiekonzept dienen, des­
gleichen österreichische Beteiligungen am Aus­
bau slowenischer Wasserkraftwerke. weiters Bei­
träge des Ökofonds zur Reduktion des Schad­
stoffausstoßes aus elem besonders umweltschädi­
genden Braunkohlekraftwerk Sostanj. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Las­
sen Sie mich nunmehr noch auf die Beziehungen 
zu Bosnien-Herzegowina eingehen. Dort hat sich 
die Lage in der letzten Zeit merklich verschärft. 
Insbesondere ist es in Verbindung mit dem jüng­
sten Referendum über die Unabhängigkeit von 
Bosnien-Herzegowina. welches die EG angeregt 
hatte, zu teilweise besorgniserregenden Gewalt­
ausbrüchen gekommen. An diesem Referendum 
haben rund 63 Prozent der Wahlberechtigten 
teilgenommen; davon haben sich 99 Prozent für 
die Unabhängigkeit der Republik ausgesprochen. 
- Von der serbischen Bevölkerungsgruppe ist 
das Referendum allerdings weitgehend boykot­
tiert worden. 

Österreichische Abgeordnete aller vier Parla­
mentsparteien haben - trotz schwieriger Ver­
hältnisse und auch mancher Gefahren - an der 
internationalen Beobachtung dieses Referendums 
teilgenommen und mitgewirkt, wofür ich ihnen 
ausdrücklich danken möchte. 

Von österreichischer Seite wurde von Anfang 
an davor gewarnt, daß sich der Bürgerkrieg auch 
auf das ethnisch-religiös gemischte Bosnien-Her­
zegowina ausweitet. Dies ist auch der Grund da­
für, warum wir seit vielen Monaten darauf drän­
gen, daß die UNO-Truppen nicht nur in Kroa­
tien, sondern auch in Bosnien-Herzegowina ein­
gesetzt werden. 

Jetzt ist es quasi zu einer Teillösung in dieser 
Richtung gekommen: Über Vorschlag des Gene­
ralsekretärs der Vereinten Nationen ist beschlos­
sen worden, das Hauptquartier der an sich nur für 
Kroatien bestimmten UNO-Friedenstruppen in 
Sarajevo einzurichten. Damit wurde auch für 
Bosnien-Herzegowina eine gewisse UNO-Präsenz 
geschaffen, ohne daß allerdings der Sicherheitsrat 
den dort stationierten Friedenstt'uppen ein ei­
gentliches Mandat für diese Republik erteilt hät­
te. 

In Sarajevo selbst wird eine schwedische Kom­
panie von zirka 100 Mann stationiert werden, 
eine französische Nachschubeinheit von etwa 
1 000 Mann, die für die Versorgung der Friedens­
truppen in den drei "protected areas" in Kroatien 
zuständig ist, wird voraussichtlich ebenfalls in 
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Bosnien-Herzegowina, und zwar in der Nähe von 
Banja Luka, stationiert werden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte an die­
ser Stelle darauf verweisen, daß uns die Resolu­
tion des UN -Sicherheitsrates, mit welcher die 
Entsendung der UNO-Friedenstruppen grund­
sätzlich beschlossen wurde, verpflichtet, diesen 
Truppen den Transit durch Österreich zu gestat­
ten. Wir sind bereit, diesen Transit, der größten­
teils mit der Bahn erfolgen und der voraussicht­
lich bereits in der letzten Märzwoche beginnen 
wird, nicht nur zu ermöglichen, sondern auch ak­
tiv zu unterstützen. 

Die Anzahl der Blauhelm-Einsätze der UNO 
ist insgesamt im Steigen begriffen, damit steigen 
aber auch die entsprechenden Kosten, von denen 
Österreich jeweils 0,75 Prozent zu tragen hat. In 
meinen Augen besteht kein Zweifel darüber, daß 
diese Ausgaben eine notwendige Investition der 
Staatengemeinschaft für den Frieden darstellen. 
Dies ändert natürlich nichts am grundsätzlichen 
Gebot, die Mittel möglichst ökonomisch einzuset­
zen. Wenn es die politische Entwicklung erlaubt, 
sollten daher Truppeneinsätze jeweils durch Be­
obachtermissionen ersetzt werden, eben um Ko­
sten zu sparen. Auf keinen Fall aber ist es für uns 
akzeptabel, wenn Konfliktparteien auf die unbe­
grenzte Präsenz von UNO-Truppen vertrauen 
und deshalb keinerlei eigene Bemühungen zur 
politischen Konfliktlösung unternehmen. 

Hohes Haus! Erlauben Sie mir nach diesem 
kurzen Exkurs noch einmal zum Thema Bosnien­
Herzegowina zurückzukehren. Österreich hat 
sich stets für die Einheit dieser Republik einge­
setzt. Dieses Prinzip ist auch von der EG wieder­
holt bekräftigt worden. In den vergangenen Wo­
chen hat die EG ihrer besonderen Verantwortung 
Rechnung getragen und in Lissabon, Sarajevo und 
Brüssel Gespräche zwischen den drei ethnischen 
Hauptgruppen der Republik organisiert. Auch 
das jüngste klare Bekenntnis der USA zur territo­
rialen Integrität Bosniens und der Herzegowina 
kann dazu beitragen, den besonnenen, wirklich 
am Frieden interessierten Kräften in Bosnien­
Herzegowina den Rücken zu stärken. 

Österreich ist grundsätzlich auch bereit, Bos­
nien-Herzegowina im Einvernehmen mit anderen 
Staaten anzuerkennen. Außenminister Dr. Mock 
hat sich daher in seinen internationalen Kontak­
ten, zuletzt am vergangenen Montag, dem 
9. März, anläßlich der Konsultationen zwischen 
Österreich und der EPZ in Lissabon bemüht, un­
sere europäischen Partner von der Notwendigkeit 
zu überzeugen, hier rasch und konsequent zu 
handeln. 

Nach unserer Auffassung bestehen offensichtli­
che Parallelen zwischen der Lage in Kroatien vor 
dem vollen Ausbruch der Kämpfe und der mo-

mentanen heiklen Situation in Bosnien-Herzego­
wina. Deshalb glaube ich, daß es zu einer weite­
ren Verschärfung der Spannungen führen kann, 
wenn die internationale Gemeinschaft in der Fra­
ge der Anerkennung von Bosnien und der Herze­
gowina auch nach dem Eintreffen der UNO-Frie­
denstruppen noch weiter abwarten sollte. 

In diesem Zusammenhang auch ein Wort zur 
Frage der Anerkennung Mazedoniens. In dieser 
Republik ist schon heute angesichts des stufen­
weisen Abzugs der jugoslawischen Volksarmeen 
eine günstigere Ausgangsposition gegeben, als 
dies seinerzeit in Kroatien und Slowenien der Fall 
war. Österreich orientiert sich in dieser Frage 
auch am positiven Gutachten der Schiedskom­
mission der Friedenskonferenz über Jugoslawien 
und an der Haltung der EG. Im Hinblick auf den 
hohen albanischen Bevölkerungsanteil in Maze­
donien ist überdies eier praktischen Umsetzung 
der Minderheitenrechte besonderes Augenmerk 
zu schenken. 

Meine Damen und Herren! Ich werde an dieser 
Stelle noch einmal jen.~ Prinzipien zusammenfas­
sen, von denen sich Osterreich in seiner Politik 
im Verhältnis zu den Völkern und Staaten auf 
dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien leiten 
läßt. Es sind dies jene Grundwerte, welche in der 
Charta von Paris verankert sind: die Demokratie, 
das Selbstbestimmungsrecht, die Rechtsstaatlich­
keit, die Respektierung der Menschenrechte, die 
Rechte der Minderheiten und ethnischen Grup­
pierungen einschließlich ihres Rechts auf volle 
Teilnahme am politischen Willensbildungspro­
zeß. 

Was die Anerkennungsfrage betrifft, ist Öster­
reich grundsätzlich bereit, die Unabhängigkeit all 
jener Republiken anzuerkennen, die dies wün­
schen und die die entsprechenden Voraussetzun­
gen erfüllen. In diesem Zusammenhang sind für 
uns die von der EG am 16. und 17. Dezember 
1991 festgelegten Kriterien relevant. Aus dem 
Prinzip der Gleichbehandlung aller Republiken 
ergibt sich, daß auch hinsichtlich der anzuwen­
denden Kriterien betreffend Menschen- und Min­
derheitenrechte alle Nachfolgestaaten des ehema­
ligen Jugoslawien den gleichen Ansprüchen genü­
gen müssen. 

Österreich verurteilt nachdrücklich jegliche 
Gewaltanwendung und ist auch weiterhin nicht 
bereit, gewaltsam herbeigeführte Grenzänderun­
gen zu akzeptieren. Wir unterstützen die UNO­
Friedensmission und erwarten von ihr eine Beru­
higung der Lage, die Sicherung eines vollständi­
gen Waffenstillstandes unel die Ermöglichung eier 
Rückkehr sämtlicher Flüchtlinge und Vertriebe­
nen in ihre Heimat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Veränderungen auf der Landkarte Europas haben 
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bereits zur Eröffnung mehrerer neuer Vertre­
tungsbehörden geführt. Weitere werden kurz­
oder mittelfristig erfolgen. Und ich bitte daher, 
auch wenn es nur vertretungsweise ist, von dieser 
Stelle aus schon jetzt um Ihr Verständnis, daß das 
Bundesministerium fÜl" Äußeres dafür zusätzli­
che Planstellen und auch ein höheres Budget be­
nötigen wird. (Beifall bei ÖVP lind SPÖ.J /8.:'5 

Präsident: Als nächstem erteile ich Herrn 
Staatssekretär Dr. Jankowitsch das Wort. Ich bitte 
sehr. 

J::L!5 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Jan­
kowitsch: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte dort fortsetzen, 
wo Bundesminister Fasslabend aufgehört hat, 
nämlich nochmals besonders die Grundsätze un­
terstreichen, von denen die österreichische Politik 
gegenüber den Völkern im jugoslawischen Raum 
gekennzeichnet ist, Grundsätze, die ja von unse­
rem Bemühen unterstrichen werden, gut nach­
barschaftliche, freundschaftliche Beziehungen zu 
allen Völkern zu unterhalten, die im jugoslawi­
sehen Raum leben. 

Sicher ist eine der Voraussetzungen für den Er­
folg dieser Bemühungen, daß es den Völkern im 
südslawischen Raum gelingt, die Spannungen, die 
Konflikte zu überwinden, die sich aus dem Zer­
falisprozeß des .. jugoslawischen Staates ergeben. 
Die Rolle, die Osterreich dabei spielen kann, hat 
Bundesminister Fasslabend sehr eindrucksvoll 
dargestellt. 

Ich glaube, nur dann ist dieses Ziel erreichbar, 
wenn es gelingt, Krieg und Gewalt auszuschalten, 
zu verhindern, daß weiter menschliches Leid be­
reitet wird, unersetzliche Kulturgüter zerstört 
werden, kurzum, wenn es gelingt, in unserem Teil 
Europas und durch unseren Teil des Kontinents 
den Krieg nicht wieder aufkommen zu lassen. 

Es ist sicherlich ein Paradoxon der modernen 
Geschichte, daß gerade in einer Zeit, in der die 
Zweiteilung Europas in ideologische Blöcke als 
überwunden gelten kann - wir haben vorhin in 
der großen Debatte des Hauses über die Neutrali­
tät viel darüber gehört -, Krieg und Gewalt in 
unserer unmittelbaren Nachbarschaft wieder auf­
tauchen. 

Es liegt daher im ureigensten Interesse Öster­
reichs, daß vor allem die nunmehr anlaufenden 
Aktionen der Vereinten Nationen, die friedenser­
haltende Operation zum Erfolg führen. der Kon­
flikt nicht nur zwischen Serben und Kroaten ein 
Ende findet. sondern damit auch der Ausbruch 
neuer Konflikte in dieser Region verhindert wer­
den kann. Ohne Zweifel besitzt Österreich als 
Mitglied der Vereinten Nationen und als unmit-

telbar betroffener Nachbarstaat viele Möglichkei­
ten, diese Bemühungen zu unterstützen. 

Es erscheint genauso wichtig, daß die Bemü­
hungen. unter der Schirmherrschaft der Europäi­
schen Gemeinschaften eine politische Lösung für 
den gesamten jugoslawischen Raum zu finden. 
insbesondere auch Fragen der Rechtsnachfolge 
zwischen den südslawischen Völkern und Natio­
nen zu klären, erfolgreich weitergeführt werden 
können. Und so verständlich die Enttäuschung. 
die aus mancher Erklärung herausklingt, sein 
mag, daß es nicht gelungen ist, über die Bemü­
hungen der Europäischen Gemeinschaft zu einer 
raschen Lösung zu kommen, so wichtig erscheint 
es mir, daß die Gemeinschaft diese Arbeiten fort­
setzen kann. Ich glaube, die Kritik muß hier in 
realistischer Einschätzung der Lage davon ausge­
hen. daß jede Entwicklung in Jugoslawien ohne 
dieses Engagement der Europäischen Gemein­
schaft noch gefährlichere, noch leidvollere Wen­
dungen genommen hätte. 

Die Lösung der jugoslawischen Krise setzt si­
cher auch voraus. daß alle bestehenden, alle künf­
tigen Staaten dieses Raumes ihre Beziehungen 
auf Prinzipien gründen, die in elen Schlußakten 
von Helsinki und in der Charta von Paris festge­
legt sind, und es wird hier vor allen Dingen auch 
darum gehen, den Schutz, die Förderung von 
Minderheiten sicherzustellen, sodaß keine Volks­
gruppe. wo immer sie auch lebt, um ihre Zukunft 
bangen muß, daß auch dann, wenn im Inneren 
des südslawischen Raumes neue Grenzen entste­
hen, diese Grenzen nicht dazu führen, daß diese 
Trennung als Bedrohung empfunden wird zwi­
schen Menschen, die früher im gleichen Staat ge­
lebt haben. 

Freilich wird Minderheitenschutz allein keine 
endgültige Lösung bringen. Das wird besonders 
klar an einer Analyse der Probleme Bosnien-Her­
zegowinas, auch Mazedoniens. Hier bestehen vie­
le Fragen, die nicht nur durch das Zugestehen 
von Minderheitenrechten gelöst werden können. 

Weit in die Zukunft weisende. europäische Lö­
sungen sind hier erforderlich, elie diesen Völkern 
wieder das Gefühl geben, als Staatsvölker in ihrer 
Region zu leben. 

Dies setzt sicher voraus, daß die in diesen Re­
gionen lebenden Völker in friedlicher Koopera­
tion zusammenfinden können, um ihre Zukunft 
gemeinsam zu gestalten, ohne den Versuch der 
Einmischung Außenstehender. Auf diese Prinzi­
pien, meine Damen und Herren, sollte elie öster­
reichische Politik gegenüber Jugoslawien und den 
jugoslawischen Völkern gerichtet sein - im Sinne 
eines friedlichen Zusammenlebens der Völker. 

Es ist in diesem Zusammenhang sicherlich als 
positiv zu empfinden, daß gerade die junge Repu-
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blik Slowenien bereits mit einer Reihe anderer 
Republiken Freihandelsverträge abgeschlossen 
hat. um die wirtschaftlichen Auswirkungen des 
Entstehens neuer Grenzen zu mildern. Ein Ar­
beitsaufenthalt. den ich kürzlich in Laibach zu­
sammen mit dem Präsidenten dieses Hauses 
durchführen konnte. hat gezeigt, wie sehr gerade 
auch die slowenische Regierung bemüht ist, ihre 
Beziehungen mit den neuen Staaten im jugoslawi­
sehen Raum zu normalisieren. einschließlich ih­
rer Beziehungen zu Serbien. 

Für Österreich, meine Damen und Herren, 
wird es darum gehen. die Beziehungen zu den 
neu entstandenen Staaten kooperativ zu gestal­
ten, ein Geflecht enger Zusammenarbeit aufzu­
bauen und zu erweitern, auf allen Gebieten, von 
der Politik über die Wirtschaft bis zur Forschung 
und Kultur. Das gilt für die, die uns geographisch 
näher stehen, so wie für die, die geographisch 
weiter entfernt sind, im südslawischen Raum. Sa­
rajevo. Belgrad, Titograd und Skopje sind genau­
so unsere Nachbarn wie Laibach und Agram. 

Die Bundesregierung bleibt daher bemüht. 
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen mit dem 
südslawischen Raum wieder in geordnete, im in­
ternationalen Geschäftsleben i.ibliche Bahnen zu 
lenken. Eine Voraussetzung dafür ist freilich die 
Einigung der jugoslawischen Republiken unter­
einander. etwa in der Frage der Rechtsnachfolge, 
damit Wirtschafts-, Geschäftsbeziehungen, Kre­
ditbeziehungen wie in der Vergangenheit wieder 
aufleben können und schwierige Fragen, etwa die 
der Rechtsnachfolge bei den Schulden Jugosla­
wiens, geregelt werden können. 

Es wird auch darum gehen, in unmittelbarer 
Zukunft Hilfe zu leisten, daß Schäden, die aus 
den bewaffneten Konflikten entstanden sind, 
rasch gelindert, bewältigt werden können, Flücht­
linge in ihre Heimstätten zurückkehren können, 
die Menschen kurzum wieder ein normales Leben 
führen können. 

Das war der Grund dafür, daß sich die Bundes­
regierung gerade in den letzten Monaten immer 
wieder veranlaßt gesehen hat, beträchtliche Mit­
tel, meine Damen und Herren, für humanitäre 
Hilfe zur Verfügung zu stellen. Insbesondere in 
den Raum Kroatien sind seit dem vergangenen 
Herbst insgesamt 51 Millionen Schilling gegan­
gen, vor allem im Wege karitativer Organisatio­
nen, auch über den Flüchtlingshochkommissar 
der Vereinten Nationen, in dem Bemühen, huma­
nitäre Soforthilfe zu leisten, Flüchtlingen zu hel­
fen. 

Hier hat auch das Bundesministerium für Inne­
res durch eine Reihe von Sofortaktionen dafür 
gesorgt. daß kurzfristig in Österreich befindli­
chen Flüchtlingen Hilfe geleistet werden könnte. 
Hilfe wurde also sowohl innerhalb als auch außer-

halb Kroatiens geleistet, während ferner im Fe­
bruar für Bosnien und Herzegowina humanitäre 
Soforthilfe in einer Höhe von lO Millionen Schil­
ling zur Verfügung gestellt wurde, um dringende 
Versorgungslücken in diesem Staat zu schließen. 

Die Bundesregierung hat erst in ihrer letzten 
Sitzung am gestrigen Dienstag beschlossen, für 
den südosteuropäischen Raum, insbesondere für 
den südslawischen Raum, weitere 20 Millionen 
Schilling zur Verfügung zu stellen für humanitäre 
Hilfe, für die Beseitigung von Kriegsschäden, 
auch für die Unterstützung marktorientierter 
Strukturreformen in diesem Raum. Wir werden 
dabei zum Teil auch neue Wege beschreiten und 
durch die Errichtung von Gegenwertfonds dafür 
sorgen, daß humanitäre Hilfeleistungen, soweit 
sie in diesem Raum zum Einsatz kommen, weiter­
arbeiten können, das heißt, daß aus dieser Hilfe 
maximaler Nutzen entsteht für die Menschen, für 
die Staaten dieser Region. 

Wir stehen daher, meine Damen und Herren, 
in einer nach wie vor schwierigen Phase der Ent­
wicklung des südslawischen Raumes. Nach der 
Anerkennung zweier Republiken, nach ihrem 
Eintritt in das internationale Leben bleibt eine ge­
waltige Fülle von Aufgaben zu erledigen, auch für 
die österreichische Politik, auch für die Bundesre­
gierung. Wir sind uns der Größe dieser Aufgaben, 
meine Damen und Herren, bewußt, und wir wer­
den sie in den nächsten Monaten mit der entspre­
chenden Intensität fortsetzen. (Beifall bei der 
SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 18.36 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Wabl. Redezeit 20 Minuten. 

/8.36 

Abgeordneter Wahl (Grüne): Herr Minister! 
Herr Staatssekretär! Meine Damen und Herren! 
Es stehen heute unter anderem zwei Anträge zur 
Debatte, Entschließungsanträge betreffend Aner­
kennung Republik Slowenien und Kroatien. Bei­
de Anträge wurden hier in diesem Haus am 
13. März 1991 eingebracht. 

Ich bin auf diese Anträge sehr stolz, allerdings 
war der 13. März offensichtlich ein schlechter 
Tag, ein 13.! Sie haben den wichtigsten der 
Grundsätze, die der Herr Minister Fasslabend 
und auch der Herr Staatssekretär lankowitsch 
heute so schön geschildert haben, nämlich die De­
mokratie, hier nicht unbedingt ernst genommen, 
denn verhandelt wurden diese beiden Anträge et­
was spät, nämlich im Jänner 1992. 

Erlauben Sie mir noch einen Satz dazu: Am 
13. März 1991 wurden diese beiden Anträge ein­
gebracht. Es war damals noch kein einziger 
Schuß gefallen bei unseren südlichen Nachbarn. 
Es wurde damals heftig diskutiert über die Ent-
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wicklung, es hat Spannungen gegeben, aber keine 
kriege rische n A usei na ndersetzungen. 

Da fällt mir heute nur ein Satz ein zu diesen 
schönen Anträgen, die nicht einmal behandelt 
wurden: Wer zu spät kommt, den straft die Ge­
schichte! f Beifall bei den Grünen.) 18.38 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge­
ordneter Dr. Khol. Er hat das Wort. - Redezeit 
20 Minuten. fAbg. Dr. K Iz 0 I: Ich werde sie nicht 
ausschöpfen, Herr Präsident!) 

18.38 
Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Meine Damen 

und Herren! Der Herr Kollege Wabl hat geklagt, 
daß die vorliegenden Anträge nicht behandelt 
wurden. Ich halte ihm entgegen: Sie wurden ma­
teriell behandelt. Auch Ihre Anträge haben dazu 
beigetragen, daß wir letzten Endes heute vor ei­
ner Situation stehen, daß Slowenien und Kroatien 
international anerkannte Staaten sind. 

Ich glaube, daß wir jetzt rückblickend eine Bi­
lanz ziehen müssen über diese Operation, die uns 
europaweit nicht immer Verständnis gebracht hat 
und bei der man das Sprichwort "Gott schreibt 
auch auf krummen Zeilen gerade" zur Anwen­
dung kommen sah, denn es sind doch einige Zick­
Zack-Bewegungen feststellbar gewesen, die aber 
rückwirkend doch einen gewissen Sinn ergeben. 

Wir hatten relativ früh in Österreich aufgrund 
unserer Intimkenntnis die Einsicht, daß nur eine 
Neuordnung der Gesamtlage im Raume Jugosla­
wien die Einheit irgendeiner Art Gebilde von Ju­
goslawien bewirken könnte. Wir sind also sehr 
früh auf die Vorstellungen auch der Slowenen 
und Kroaten, die hier von asymmetrischen Föde­
rationen gesprochen haben, eingegangen und ha­
ben in Europa dafür geworben, daß auf offene 
und faire Verhandlungen zwischen den einzelnen 
Republiken Jugoslawiens gedrängt werde. - Das 
war im Frühjahr des letzten Jahres. 

Ich muß heute rückblickend sagen: Die EG und 
die USA haben damals falsche Signale nach Ser­
bien gesandt. Um es kurz zu machen: Die fal­
schen Signale, die dort hinuntergingen, haben 
dazu geführt. daß solche Verhandlungen zwi­
schen Serbien, Slowenien und Kroatien nie wirk­
lich begonnen haben. weil die Serben sich immer 
sicher waren, die USA und die EG werden einen 
Separatismus, eine Separation von Slowenien und 
Kroatien nicht zulassen. 

Das hat dazu geführt, daß unser Außenminister 
und viele von uns wie Wanderprediger durch Eu­
ropa zogen, um für Verhandlungen zu werben. Es 
wurde das von Größeren konterkariert, und auch 
unser Regierungspartner, die SPÖ, hat noch sehr 
lange Gespräche mit Serbien geführt und Signale 
nach Serbien gesandt, die sich rückblickend als 
kontraproduktiv entpuppt haben. 

Als in Slowenien dann die Geduld zu Ende war 
und unter dramatischen Umständen am 26. Juni 
..somostojna", also die Unabhängigkeit, ausgeru­
fen wurde. kam es zum Krieg. Die EG hatte ein 
Krisenmanagement, das sich erst ad hoc entwik­
kelte: die SPÖ hat damals noch mit Markovic, 
dem Bundespremier, und mit den Serben ver­
sucht, Jugoslawien zu retten, und in einer ähnli­
chen Weise argumentiert wie der amerikanische 
Außenminister Baker, der wirklich zur Unzeit in 
einer Rede in Belgrad von einem föderalen Jugo­
slawien sprach, worunter er eine Dezentralisie­
rung verstanden hat. was aber jeder andere in Ju­
goslawien als Ermutigung zur Beibehaltung des 
damaligen Zustandes auffaßte. 

Es kam dann zu den Auseinandersetzungen um 
Kroatien. Die Vereinigten Staaten schauten zu, 
das europäische Krisenmanagement war nicht 
entwickelt und hat eigentlich versagt. Man hatte 
in dieser Zeit oft den Eindruck, daß die Vereinig­
ten Staaten sehr deutlich an hand des Konfliktes in 
Jugoslawien die europäische Bereitschaft, als 
Ordnungsmacht in Europa aufzutreten, testen 
wollten und daß in den USA natürlich auch eine 
gewisse Müdigkeit bestand. nach dem Motto: 
"Eine kriegerische Auseinandersetzung pro Jahr 
ist uns genug. Wir haben den Weltfrieden im Irak 
gerettet, die Europäer sollen im eigenen Haus 
Ordnung machen, sie sollen in Jugoslawien Ord­
nung schaffen. Sie haben ja gesagt, sie würden 
soweit sein" - das war noch die Begeisterung 
vor Maastricht -, "die EG würde sich in Maa­
stricht zu einem europäischen Sicherheitssystem 
entwickeln." - Wir wissen, daß es so nicht ge­
kommen ist. Die Rechnung dafür mußte leider 
Kroatien bezahlen. 

Wir haben dann im österreichischen National­
rat im Gegensatz zur Außenpolitik in sonstigen 
Fällen eine außerordentlich initiative Politik ent­
wickelt. Ich erinnere daran, daß eine Parlamenta­
rierdelegation unter Führung des sozialdemokra­
tischen Vorsitzenden des Außenpolitischen Aus­
schusses Peter Schieder mit Marijana Grandits 
und anderen eine ausführliche Jugoslawienmis­
sion unternommen hat, daß wir dann in vielen 
Entschließungen versuchten, die Bundesregie­
rung zum Handeln zu bringen. Allerdings ist es 
uns nicht gelungen, die Frage der Anerkennung 
- das muß man heute sehr kritisch sehen - aus 
dem Geplänkel auch innerhalb der Koalition her­
auszuhalten. Die Österreichische Volkspartei 
wollte sehr schnell die Anerkennung vornehmen, 
insbesondere Bundeskanzler Vranitzky erwies 
sich aber als Zauderer und Zögerer in diesem Zu­
sammenhang. und die Anerkennung wurde hin­
ausgezögert. 

Ich muß heute sagen, daß die Geschichte um 
die Anerkennung Sloweniens und Kroatiens all 
jenen recht gegeben hat, die sich erwarteten, daß 
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eine frühzeitige Anerkennung erfolgen müsse. 
Wir haben gemeint. daß Ende August das 
punctum saliens. der richtige Augenblick gewesen 
wäre. Vranitzky hatte damals im Außenpoliti­
schen Rat nach einer Debatte bereits festgehalten: 
Wir haben Einigkeit, wir haben Konsens erzielt 
über die Anerkennung!, und aus mir bis heute 
noch nicht verständlichen Gründen hat er es eine 
halbe Stunde später wieder zurückgenommen. 
(Abg. Dr. Pr eiß: Aber das szimml ja nichl.') Man 
muß heute sagen: Damals wäre der richtige Zeit­
punkt gewesen. 

Die geschichtliche Entwicklung, daß nämlich 
nach der Anerkennung im Jänner die Waffenstill­
standsvereinbarungen sofort eingehalten worden 
sind, hat gezeigt: Hätten wir im August aner­
kannt, hätten wir uns ein bißchen etwas getraut, 
wäre wahrscheinlich manches anders gekommen. 
(Abg. Dr. 51 i P pe l: Es wird ja /loch immer ge­
schossen.') Ich bedaure das. Wir haben heute be­
züglich der Neutralitätspolitik sehr deutlich ge­
zeigt, daß es innerhalb der Regierungskoalition 
einen weitestgehenden Konsens gibt, aber in die­
sem Fall muß ich feststellen, daß leider Gottes 
(Abg. Hof man 11: Gou sei Dank.') durch einen 
zögernden und zaudernden Bundeskanzler ge­
genüber einem sehr handlungsbereiten Parla­
ment, das einstimmige Entschließungen faßte, ei­
niges verschüttgegangen ist. (Abg. Dr. Pr eiß: 
Das stimmt ja gar nicht.') 

Meine Damen und Herren! Der Zauderweg 
führte uns erst im Jänner 1992 zur Anerkennung, 
und diese hat - ich habe vorhin schon darauf 
hingewiesen - entgegen allen Prophezeihungen 
von EG-Kreisen und Kreisen der Vereinigten 
Staaten eine Befriedung gebracht. Viele haben ge­
sagt, wenn anerkannt werde, dann würde der 
Krieg erst losgehen, dann würden die Serben 
wirklich gereizt. Es waren das die gleichen, die 
immer gegen eine Anerkennung waren und die 
schon in den Jahren 1989 und 1990 die Zeichen 
der Zeit nicht richtig deuten konnten und dies 
auch heute noch nicht können. 

Wir haben also Zeit verloren, und die Entwick­
lung hat unserer Analyse recht gegeben. Unsere 
Analyse, daß, sobald die Udba, die Geheimpoli­
zei, und sobald der Kommunismus als Klammer 
für die sechs Republiken wegfallen, nur eine Ver­
handlung die Sache lösen kann, und daß, wenn es 
diese Verhandlung nicht gibt, Jugoslawien ausein­
anderfallen würde. Unsere Analyse war ebenso 
richtig wie die Analyse. daß die amerikanische 
Haltung und die EG-Unterstützung für ein unde­
mokratisches, panzerkommunistisches Serbien 
den Krieg in Kroatien mitprovoziert hat. 

Meine Damen und Herren! Es ist sehr traurig, 
wenn man recht hat, und mir wäre es lieber gewe­
sen, die EG hätte die Situation rechtzeitig er­
kannt. Denn das muß man ja sehen: Wir haben als 

kleineres Land sehr frühzeitig die richtigen 
Schlüsse gezogen. konnten uns dann in der De­
batte auch Freunde in Italien und Deutschland 
machen, und Italien und Deutschland haben dann 
die EG umgestimmt. Es wurde einmal gesagt, un­
sere Rolle könne nur die sein, daß der kleine 
Hund den großen Hund weckt und der große 
Hund dann den Einbrecher verscheucht. Diese 
Rolle haben wir so gespielt. 

Wir sollten uns nun aber weiter Schritte überle­
gen. Erstens besteht unsere Aufgabe bezüglich 
Slowenien und Kroatien heute sicherlich darin, 
den Wiederaufbau zu unterstützen, nämlich nicht 
nur von der Regierungsseite her, wie es Staatsse­
kretär Jankowitsch dargetan hat, sondern auch 
durch die vielen kleinen Netze, die in diesem 
Land entstanden sind und zeigen. daß unsere Be­
völkerung ein Herz für die notleidenden Men­
schen in Slowenien und Kroatien hat. Ich erwäh­
ne etwa das Österreichische Hilfswerk, das spon­
tan 22 Millionen Schilling gesammelt und den 
Kroaten zur Verfügung gestellt hat. Es hat sich 
sehr vieles getan, und es soll sich weiter vieles tun. 

Wir sollten allerdings noch eine weitere Über­
legung anstellen. Bosnien-Herzegowina ist in sei­
ner ethnischen Zusammensetzung das Modell für 
das ganz alte Jugoslawien. Was sich in Jugosla­
wien abgespielt hat, soll und darf sich in Bosnien­
Herzegowina nicht wiederholen. Hier glauben 
wir, daß die EG auf einem besseren Weg ist. Die 
Friedenskonferenz bemüht sich, die drei ethni­
schen Gemeinschaften - die Serben, die Kroaten 
und die Muslims - zu einer friedlichen Lösung 
zu verhalten, zu jener friedlichen Lösung, die es 
im gesamtjugoslawischen Bereich eben nicht ge­
geben hat. Wir haben die sehr ernsten und war­
nenden Worte des Außenministers, vorgetragen 
durch den Verteidigungsminister, in diesem Zu­
sammenhang zur Kenntnis genommen. Es ist 
höchste Zeit, daß diese Regelung zwischen den 
drei Volksgruppen in Bosnien-Herzegowina er­
zielt wird. Erst dann sollte die internationale 
Staatengemeinschaft eine Anerkennung .vorneh­
men. Wir sollten uns in diesem Fall danach rich­
ten, da gibt es keine Eisbrecherrolle. 

Ich bin auch sehr befriedigt über die Erklärung 
des Außenministers betreffend Mazedonien. Ich 
kann die französisch präsidierte Badinter-Kom­
mission nicht verstehen, die grünes Licht für die 
Anerkennung Mazedoniens gegeben hat, obgleich 
die muslimische Minderheit am Referendum 
nicht teilgenommen hat, eine muslimische Min­
derheit, die immerhin 35 Prozent der Bevölke­
rung ausmacht. Die 1\1oslems haben klar zu ver­
stehen gegeben, daß sie als Teil des mazedoni­
schen Staatsvolkes nicht den gebührenden Anteil 
an der StaatswillensbiIdung, am Erziehungswe­
sen, am Gesundheitswesen, am Sozialwesen und 
in Armee und Polizei haben. 
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Für mich kommt eine Anerkennung Mazedo­
niens erst dann in Frage, wenn dort für die Mos­
lems die gleichen Rechte gelten wie für die Ser­
ben in Kroatien, wie für Serben, Kroaten und 
Moslems in Bosnien-Herzegowina, so wie das der­
zeit festgelegt wird. 

Meine Damen und Herren! Noch ein letzter 
Gedanke zu Rest jugoslawien, das in Zukunft 
wahrscheinlich lediglich aus Serbien und Monte­
negro bestehen wird. Dieses Rest jugoslawien ist 
bereits anerkannt; wir müssen aber darauf beste­
hen. daß die Rechte. die wir für die Serben in 
Kroatien und naturgemäß auch für die anderen 
Volksgruppen und ethnischen Minderheiten ver­
teidigen, auch für die Albaner im Kosovo gelten. 
Denn hier darf nicht mit zweierlei Maß gemessen 
werden! Der Kosovo genießt eine Art besonderen 
Interesses dieses Hohen Hauses. Abgeordneter 
Puntigam, der im Rahmen unserer Partei eine be­
sondere Verantwortung trägt, wird dazu noch 
sprechen. Ich möchte aber nur eines sagen: Mit 
zweierlei Maß darf nicht gemessen werden! Ich 
glaube. daß wir alle Volksgruppen in unseren 
südlichen Nachbarländern gleich zu behandeln 
haben. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß. Die Frage der Anerkennung von Slowe­
nien und Kroatien in der Behandlung durch den 
Nationalrat und das österreich ische politische Sy­
stem wird sicherlich einmal einer wissenschaftli­
chen Aufarbeitung bedürfen. Ich hoffe, daß dabei 
auch die modernen Methoden der Politikwissen­
schaft zur Anwendung kommen, bei denen auch 
elen persönlichen Beziehungen in solchen Fällen 
immer große Bedeutung beigemessen wird. Denn 
ohne den Karel Smolle - das möchte ich dem 
undankbaren Rupel ins Stammbuch schreiben -, 
eier hier auf der Galerie sitzt, wäre die Sache in 
Österreich für Slowenien nicht so gelaufen. Er 
hat sich wirklich große Verdienste auch um die 
slowenisch-österreichischen Beziehungen erwor­
ben. Es dürfte in Slowenien immer noch Habs­
burg nachwirken, denn das ist der Dank "des 
Hauses Habsburg" , elaß er jetzt nicht mehr Bot­
schafter Sloweniens in Wien ist, sondern jemand 
anderer. (Allgemeiner Beifall. - Der Angespro­
chene erhebt sich VOll seinem Platz auf der Galerie 
und bedankt sich rnit einer Verbeug/lng für die An­
erkennung. ) 

Karel Smolle hat sich hier verdient gemacht, 
und das sollte auch in den wissenschaftlichen Un­
tersuchungen zum Ausdruck kommen. Ich hoffe 
auch, daß die manchmal barocken Züge der An­
erkennungsfrage. hervorgerufen eben auf der ei­
nen Seite durch jene, die gezogen haben, und auf 
der anderen Seite durch die, die gezogen werden 
mußten, in dieser Aufarbeitung nicht allzu grau­
sam beurteilt werden. (Beifall bei der Ö VP.) /8.53 

Präsident: Als nächster erteile ich Frau Abge­
ordneter Mag. Grandits das Wort. - Redezeit 
15 Minuten. 

/8.53 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mein Kollege Wabl hat schon die Pikan­
terie dieser Diskussion hervorgehoben, und zwar 
die Tatsache. daß wir über den Antrag "Anerken­
nung der Republiken Kroatien und Slowenien" 
heute diskutieren. 

Ich möchte das schon auch unter einem ande­
ren Aspekt beleuchtet wissen. und zwar nicht nur 
unter dem Aspekt der Aussage, die mein Kollege 
Wabl schon getroffen hat: Wer zu spät kommt, 
den bestraft die Geschichte!. sondern auch unter 
dem Aspekt des Umgehens mit politischen Anträ­
gen der Oppositionsparteien, und zwar hier der 
kleinsten, denn ich kann mich nicht des Gefühls 
erwehren, daß sehr wohl eine Strategie dahinter 
war, diesen Antrag liegenzulassen. 

Es wurde schon gesagt: Am 13. März waren wir 
der Ansicht, nach ausführlichen Diskussionen mit 
Freunden in Slowenien und Kroatien, daß das 
Auseinanderfallen des damaligen Staates Jugosla­
wien nicht mehr aufzuhalten ist. Uns war klar 
und bewußt, daß sich nun nur mehr die Frage 
stellt: Wie gestaltet man dieses Auseinanderbre­
chen? Kann man dazu beitragen, daß es in Teile 
zerlegt wird und daß dann vielleicht etwas Neues 
- und zwar auf eine friedliche Art - in dieser 
Region entsteht? 

Diese Wünsche wurden nicht nur ignoriert. 
sondern auch im Zuge der Diskussionen dann im 
Haus auf eine Art und Weise behandelt. die der 
demokratischen Verhaltensweise einer Opposi­
tion gegenüber nicht entspricht. 

Ich möchte heute auch gleich eines ankündi­
gen: Es gibt ein Abkommen, daß es keine Unselb­
ständigen Entschließungsanträge mehr geben 
wird. Wir werden uns selbstverständlich an dieses 
Abkommen halten, aber wir werden sehr wohl 
Selbständige Anträge einbringen - heute und 
morgen -, und ich möchte hier meiner Hoffnung 
Ausdruck verleihen, daß die ein anderes Schicksal 
erfahren als die beiden Anträge, die wir heute dis­
kutieren. Denn ich gehöre auch zu jenen, die zu­
tiefst davon überzeugt sind. daß die zeitgerechte 
Behandlung dieser Problematik auch in Öster­
reich dazu hätte beitragen können, das Problem 
zu entschärfen. sodaß der Konflikt vielleicht nicht 
in einer so drastischen Art zum Ausbruch gekom­
men wäre. I Zustimmung des Abg. Probst.) 

Und jetzt erlauben Sie mir vielleicht einige Be­
merkungen zu der Situation in Bosnien-Herzego­
wina und auch zu Mazedonien. 
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Herr Kollege Khol, ich verstehe Ihre Haltung 
nicht. Ist es elie geographische Entfernung, die Sie 
hier plötzlich differenzieren läßt? Denn in Ihrem 
Beitrag kurz vorher haben Sie gesagt: Hier muß 
man eine internationale Koordinierung abwarten, 
man muß auf die Ergebnisse dieser Konferenz 
Rücksicht nehmen. Ich habe ganz andere Töne in 
Erinnerung, als es um Kroatien und Slowenien 
ging. 

Ich glaube heute noch, daß die Frage der Aner~ 
kennung sicherlich auch hochstilisiert wurde und 
dadurch andere Probleme zu kurz gekommen 
sind. Man hat sie nicht genügend beleuchtet, man 
hat sich nicht mit ihnen auseinandergesetzt. 

Aber jetzt, wo es um die Situation der restli~ 
ehen Republiken geht, die uns vielleicht nicht so 
nahestehen, weil sie nicht mit einem Auto in ei­
nem Katzensprung erreichbar sind, und wo es 
vielleicht auch andere Vorstellungen gibt, wo die 
Beziehungen zu den internen Parteien nicht so 
intensiv sind, zu sagen. das geht uns nicht so viel 
an, das halte ich für äußerst problematisch. (Prä~ 
sident Dr. Li c hai übernimmt den Vorsitz.) 

Sie wissen, daß ich Teilnehmerin der österrei­
chischen Delegation zur Wahlbeobachtung in 
Bosnien-Herzegowina war, und ich kam mit der 
tiefsten Überzeugung zurück, daß diese Republik 
unsere Hilfe braucht. und zwar die Hilfe von 
Österreich, konkret auch von diesem Haus, aber 
auch der internationalen Staatengemeinschaft. 
Unter Hilfe verstehe ich folgendes: 

Es ist eine Maßnahme schon erwähnt worden, 
und zwar die Maßnahme, daß das UNO-Haupt­
quartier in Sarajevo aufgeschlagen werden soll. 
Das kann und wird vermutlich nach der Einschät­
zung aller Beobachter, aber auch der engagierten 
friedenspolitischen Gruppierungen in Bosnien­
Herzegowina zu einer Stabilisierung beitragen. 

Eine Wirtschaftshilfe in einer umfassenden Art 
und Weise ist eine zweite notwendige Bedingung, 
um die Situation dort zu entspannen, denn Bos­
nien-Herzegowina muß heute die Kriegskosten, 
die durch die Armee in Slowenien und Kroatien 
verursacht wurden, mittragen. Die hohe Infla­
tionsrate, der Wirtschaftsboykott, seitens Ser­
biens auf Teile Bosnien-Herzegowinas ausge­
dehnt, hat die Situation so verschärft, daß die 
Menschen zunehmend Versorgungsprobleme ha­
ben. LInd zwar fehlt es am Nötigsten. 

Der dritte Punkt, elie Friedenskonferenz. wur­
de auch erwähnt. Selbstverständlich ist sie unbe­
dingt notwendig, muß fortgeführt werden - un­
ter der Schirmherrschaft der EG findet sie gerade 
statt - und ist ein wichtiger Punkt dieses Ge­
samtfriedensplanes. 

Aber nichtsdestotrotz ist die Anerkennung der 
Republik Bosnien und Herzegowina ein wichtiger 
Punkt - um nicht zu sagen: auch in dieser Palet~ 
te einer der wichtigsten Punkte - zur Stabilisie~ 
rung der Situation. Denn ich sehe die einzige 
Möglichkeit darin, die Kräfte in der Republik zu 
unterstützen, die sehr wohl Vorstellungen für ein 
friedliches Zusammenleben und auch für eine 
friedliche Lösung der Konflikte haben. 

Es ist eine Absage an Gewalt und Terror, wie er 
sich kurzzeitig schon in der letzten Woche be­
merkbar gemacht hat. Daraus könnte man schlie­
ßen, daß ein Bürgerkrieg sehr wahrscheinlich ist, 
wenn nicht gehandelt wird. Hier stellt sich sehr 
wohl die Parallele zu Kroatien. denn es wird da~ 
mit gedroht: Wenn eine Anerkennung kommt, 
dann wird sich die Situation verschärfen, dann 
wird es zu Gewalthandlungen kommen. 

Ich glaube, gerade diese Anerkennung kann 
dem Einhalt gebieten, denn das wäre ein Aus­
druck, daß Staaten hinter einem Konzept "geein­
tes, ungeteiltes, unabhängiges, souveränes Bos~ 
nien und Herzegowina" stehen. 

Außerdem wäre das ein weiterer Punkt, um 
den Gelüsten der Nachbarn - diese gibt es sehr 
wohl in verschiedener Intensität, es gibt sie seitens 
Serbiens und seitens Kroatiens - Einhalt zu ge­
bieten. Auch ist es notwendig, diese Anerkennung 
sofort auszusprechen, um dieser Republik eine 
Lebensfähigkeit zu geben, gleichwertig mit den 
Nachbarrepubliken in Wirtschaftsbeziehungen zu 
treten, die Verhältnisse neu zu ordnen, hoffent­
lich eine gemeinsame Wirtschafts-, Währungs­
union und vielleicht später auch eine politische 
Union zustande zu bringen. Aber dafür ist Vor­
aussetzung, daß sie ein gleichberechtigter Partner 
in diesen Verhandlungen, Auseinandersetzungen 
und auch Konflikten ist. Denn es wird Konflikte 
geben um die Nachfolge. Rechtsnachfolge, Schul~ 
denaufteilung, auch um die Auf teilung der Gut­
haben oder des Vermögens des Staates Jugosla­
wien. Da positiv einzugreifen, ist. glaube ich. eine 
enorm große Verpflichtung. 

Aber all das reicht noch nicht. Es muß auf allen 
Ebenen gleichzeitig meiner Ansicht nach - ob 
auf politischer, kultureller oder bildungspoliti­
scher Ebene - ein Dialog beginnen, und zwar 
um diesen Friedensprozeß unter den Gruppie­
rungen, unter der Bevölkerung zu ermöglichen. 

Meine Kollegen und ich haben im Kleinen auch 
sehr erfreuliche Erlebnisse zu verzeichnen ge­
habt. In kleinen lokalen Einheiten funktioniert 
das Zusammenleben von drei verschiedenen Na­
tionalitäten und Religionen. Die Menschen wis­
sen voneinander. Sie wissen von ihrer Andersar­
tigkeit. Sie wissen vom Reichtum der Kultur und 
der Religion des anderen; und sie respektieren das 
auch. 
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Es hat eine Situation gegeben, wo ein Begleiter 
der Wahlbeobachter, ein Moslem, in einer kroati­
schen Familie bewirtet wurde. Mit einer Selbst­
verständlichkeit hat der Gastgeber bemerkt, daß 
die Speisen, die angeboten wurden, nicht den Re­
geln des Islam entsprechen. Und auch mit einer 
Selbstverständlichkeit wurde dem Moslem etwas 
anderes angeboten. 

Das ist für mich ein Zeichen, daß die Menschen 
über Jahrhunderte zu einem Konsens zusammen­
gefunden haben, indem sie die Andersartigkeit 
der anderen respektiert haben und sich auch 
dementsprechend verhalten haben. Aber leider 
Gottes ist in den letzten Jahren ein großes Ge­
spenst aufgetaucht. und die Atmosphäre wur~le 
vergiftet. Dieses "Gift" wurde zum Teil auch 10 

die einzelnen Häuser gesprüht. Ich befürchte, es 
wird Jahre, wenn nicht Jahrzehnte dauern, bis 
man hier wieder ein sozusagen normales Leben 
führen wird können. 

Hier sollte unser Bestreben darin liegen, diese 
Gruppierungen immer wieder zu einem Dialog 
einzuladen, auch unter Mithilfe, unter Aufgebot 
unserer technologischen - im geistigen Sinne -
Mittel, Institutionen, und Gespräche darüber zu 
führen, welche Art des Zusammenlebens und der 
Machtveneilung sie wählen können, damit der 
Friede bei ihnen dauerhaft ist, damit es eine neue 
Republik der drei Nationalitäten, die in ihrer Ver­
fassung auch verankert sind, geben kann. 

Noch ein weiterer Punkt ist mir ein ganz großes 
Anliegen, und zwar ist das die Situation in Kroa­
tien und Slowenien. Es wurde heute schon davon 
gesprochen, daß Wirtschaftshilfe und h~manitäre 
Hilfe notwendig sind - selbstverständlIch! Aber 
auch diese beiden Republiken befinden sich in ei­
nem Ausnahmezustand. Die Auswirkungen der 
Kriegshandlungen und auch einer nationalen Ho­
mogenisierung haben so tiefe Wunden bei der Be­
völkerung geschlagen und so große Spuren hin­
terlassen, daß Handlungsbedarf gegeben ist. Ich 
glaube, daß wir eine Verantwortung haben, nach 
dem Engagement für die Anerkennung auch da­
für einzutreten, daß dort die Menschenrechte auf 
allen Ebenen respektiert werden. Von den Min­
derheitsrechten wurde schon gesprochen. Ein 
weiterer ganz wichtiger Bereich sind die Presse­
und Medienfreiheit. 

Als Folge der Kriegshandlungen herrschen im 
Moment in beiden Republiken - selbstverständ­
lich auch in Serbien, das als Rest jugoslawien be­
zeichnet wurde - Extremzustände. Ich glaube, es 
ist unsere Aufgabe, auf diese Situation permanent 
hinzuweisen Lind auch hier tagtäglich den Demo­
kratisierungsprozeß einzufordern. Denn nur 
dann kann es zu einer Entwicklung dieser Repu­
bliken kommen. Die Wirtschaftshilfe und auch 
die humanitäre Hilfe alleine werden nichts bewir­
ken. wenn totalitäre Strukturen, wenn auch nur 

rudimentär, erhalten bleiben. - Ich danke recht 
herzlich. (Beifall bei den Grünen.) 19.117 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet hat sich Herr Abgeordneter Gradwohl. Ich 
erteile es ihm. 

/i).l17 
Abgeordneter Gradwohl (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! 
Hohes Haus! Die heute auf der Tagesordnung ste­
henden Entschließungen sind vom Inhalt her 
zwar überwiegend überholt, trotzdem sehe ich ei­
nen positiven Ansatz darin, daß wir die Situation 
in unseren südlichen Nachbarstaaten, im ehemali­
gen Jugoslawien, hier und heute besprechen kön­
nen. 

Ebenso wie meine Vorrednerin und zwei weite­
re Mitglieder dieses Parlaments war ich Wahlbe­
obachter in Bosnien und Herzegowina und konn­
te dort unmittelbar feststellen, daß nach wie vor 
eine dramatische Situation in unserem südlichen 
Nachbarstaat vorherrscht und daß es wenig Anlaß 
gibt, die Krise schon als überwunden zu sehen. 

An dieser Stelle darf ich sagen, daß die Art und 
Weise, wie dieses Referendum organisiert und 
durchgeführt wurde, sowie die echten Bemühun­
gen derjenigen, die dieses Referendum be,fürwor­
tet haben, sich durch keine wie auch immer gear­
teten Aktionen oder Aktivitäten provozieren zu 
lassen, äußerst eindrucksvoll waren und davon 
Zeugnis ablegten, daß eine echte Bereitschaft zur 
Demokratisierung, eine echte Bereitschaft zur 
Veränderung vorherrscht. Dieser Wille zur Ver­
änderung und der Wunsch nach demokratischer 
Eigenständigkeit müssen vor allem vom Westen 
unterstützt werden. 

Europa und insbesondere Österreich sind 
ebenso wie die UNO nach wie vor gefordert, mit 
aller Kraft zu möglichst friedlichen Lösungen in 
diesen Republiken beizutragen. Auch wenn die 
kriegerischen Auseinandersetzungen insgesamt 
derzeit deutlich geringer sind, als sie noch im No­
vember oder Dezember des Vorjahres waren. so 
gibt es dennoch genug Pulverfässer, an denen die 
Lunte brennt, und diese Pulverfässer gehören 
entschärft. 

Wir als Nachbarstaat sollten alles tun, um zu 
einer solchen Entschärfung beizutragen. Die li­
ste der Problemfelder in Jugoslawien ist nach wie 
vor lange, und die Probleme sind nicht gelöst. In 
Bosnien-Herzegowina - eine ehemalige Teilre­
publik - spiegeln sich die Probleme Jugoslawiens 
zum Großteil wider. 

Mehrere Völker leben ohne territoriale Ab­
grenzung in relativer Zersplitterung zusammen 
und sind sich über die gemeinsame Zukunft noch 
nicht einig. Erstaunlich für mich - das hat sich 
bei meinem Besuch herausgestellt - war es, daß 
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bis vor gar nicht allzu langer Zeit und teilweise 
sogar jetzt in dieser schwierigen Situation die Völ­
ker Bosnien-Herzegowinas sehr friedlich mitein­
ander ausgekommen sind und teilweise, wie ge­
sagt, auch noch auskommen. Ich habe den Ein­
druck gewonnen, daß die Konflikte eher von au­
ßen hineingetragen worden sind und anscheinend 
Kreise in Serbien und Kroatien diese nicht erfreu­
lichen Entwicklungen vorangetrieben haben, vor 
allem aber eine Teilschuld haben. 

Für die Lösung der Probleme in Bosnien-Her­
zegowina gibt es verschiedene Ansätze, die aber 
von den jeweiligen Volksgruppen ziemlich unter­
schiedlich bewertet und beurteilt werden. Nur 
wenn hier eine möglichst große Dialogbereit­
schaft wiederhergestellt wird beziehungsweise 
vorhanden ist, wird man sich auf eine gemeinsa­
me Lösung einigen können. Wichtig ist jedenfalls. 
daß die Vermittlungsbemühungen insbesondere 
der Europäischen Gemeinschaft von Anfang an 
so intensiv sind, daß es zu keinen gewalttätigen 
Auseinandersetzungen kommt. 

Ein weiteres ungelöstes Problem wurde eben­
falls schon angesprochen. es handelt sich dabei 
um die angeblich autonome Provinz Serbiens, 
den Kosovo. Über diese angeblich autonome Pro­
vinz ist in den letzten Wochen und Monaten we­
niger in den Medien zu lesen, zu sehen und zu 
hören gewesen, aber daraus darf man keinesfalls 
schließen, daß dort auch nur irgendein Problem 
gelöst wäre oder daß die eklatanten Menschen­
rechtsverletzungen der serbischen Führung in 
dieser Provinz entscheidend abgeschwächt wor­
den wären. 

Ich bin der Meinung, daß die von mir im Prin­
zip perspektivisch nicht ausgeschlossenen wirt­
schaftlichen Unterstützungen Serbiens auch mit 
akzeptablen. mit den Menschen- und Minder­
heitsrechten übereinstimmenden Lösungen für 
den Kosovo verknüpft werden sollen. Hier muß 
Druck zur Abstellung der verhängnisvollen Koso­
vo-Politik Serbiens ausgeübt werden. 

Keineswegs ausgestanden ist der Konflikt zwi­
schen Mazedonien und Griechenland. Ein EG­
Staat fühlt sich unmittelbar von einem Nachbarn 
bedroht, jedoch darf die Sensibilität Griechen­
lands gegenüber der vormaligen Teilrepublik Ma­
zedonien nicht übersehen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
dürfen aber auch nicht übersehen, daß zwischen 
Serbien und Kroatien leider nach wie vor regel­
mäßig Scharmützel stattfinden, daß nach wie vor 
völlig unnötig Blut vergossen wird und Menschen 
getötet werden. Es ist zu hoffen - ich hoffe es 
inständig -, daß die UNO-Truppen möglichst 
rasch eine effiziente Befriedung herbeiführen 
können. 

Ein Problem, das über allen bis jetzt genannten 
Problemfeldern liegt, besteht meiner Meinung 
nach in der katastrophalen Wirtschaftslage fast al­
ler jugoslawischer Teilrepubliken. Wirklich effi­
ziente Hilfe muß vor allem darauf orientiert sein, 
eine funktionierende soziale Marktwirtschaft in 
diesen Republiken zu errichten und damit den 
Humus für viele andere Konflikte zu beseitigen, 
nämlich die wirtschaftliche Unterentwicklung 
weiter Teile dieser Staaten. 

In diesem Zusammenhang muß ich nochmals 
darauf hinweisen, daß die österreich ische Bun­
desregierung bereits 61 Millionen Schilling für 
humanitäre Hilfeleistungen im Zusammenhang 
mit den Ereignissen im südslawischen Raum zur 
Verfügung gestellt hat. Der größte Teil davon ist 
Kroatien zugute gekommen. Davon konnten 
5 Millionen dem Internationalen Komitee des 
Roten Kreuzes übergeben werden. Es wurde auch 
1 Million zur Betreuung kroatischer Flüchtlinge 
in Ungarn zur Verfügung gestellt. Besonders er­
freulich finde ich die Tatsache, wie schon Herr 
Staatssekretär Jankowitsch ausgeführt hat. daß 
nach einem Ministerratsbeschluß vom 25. 2. die­
ses Jahres 10 Millionen Schilling für Mahlweizen 
zur Verfügung gestellt wurden und weitere 
20 Millionen für Südosteuropa zur Beseitigung 
der schlechten Versorgungslage, zur Unterstüt­
zung und zum Aufbau marktwirtschaftlicher 
Strukturen beschlossen wurden. 

Zu überlegen möchte ich auch geben, inwieweit 
die Hilfe für unseren einzigen unmittelbaren 
Nachbarstaat aus dem Kreis der ehemaligen Teil­
republiken Jugoslawiens, nämlich Slowenien, 
nicht verstärkt werden sollte. Ich bin zwar prinzi­
piell dagegen, daß man zwei ehemalige Teilrepu­
bliken bei der humanitären Hilfe oder auch bei 
der Wirtschaftshilfe gegeneinander ausspielt. Es 
erscheinen mir aber genug sachliche Gründe ge­
geben. daß Slowenien bei unseren Unterstüt­
zungsmaßnahmen nicht benachteiligt werden 
sollte, ohne daß ich sagen möchte, daß dies bisher 
konkret der Fall war. Ich möchte aber darauf hin­
weisen, daß der hohe Grad der Demokratisierung 
in Slowenien von keiner anderen ehemaligen 
Teilrepublik auch nur annähernd erreicht wird 
und daß die nachbarschaftliche Verbindung sowie 
die historischen Gemeinsamkeiten zumindest 
nicht ganz außer acht gelassen werden können. 

Ein Problem, das in Slowenien noch offen ist, 
bei dem es aber mit Kroatien größere Probleme 
geben dürfte, betrifft das Kernkraftwerk Krsko. 
Ich vertrete die Ansicht. daß alles menschenmög­
liche unternommen werden muß, damit das 
Kernkraftwerk so rasch wie möglich abgeschaltet 
wird. Dieses Kernkraftwerk stellt nicht nur eine 
Gefahr für das slowenische und kroatische Volk, 
sondern auch für die österreichische Bevölkerung 
dar. Und es ist deutlich zu beobachten. daß die 
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slowenische Seite in dieser Frage um vieles dia­
logbereiter ist als die kroatische. Immerhin plant 
Slowenien zu diesem Thema bereits eine Volksab­
stimmung, während Kroatien bereits Schadener­
satzforderungen angekündigt hat. 

Ich finde es erfreulich, daß Österreich bereits 
erklärt hat, zur Hälfte eine Studie über ein neues 
Energiekonzept für Slowenien zu finanzieren. Es 
ist auch sehr wichtig, daß wir beim Ausbau der 
Energiegewinnung aus der Save mitarbeiten und 
weitere Wi!tschaftsprojekte, wie das Braunkohle­
kraftwerk Sostanj, massiv unterstützen. 

Das sind Unterstützungsmaßnahmen, die im 
Interesse aller beteiligten Völker liegen. Beim 
Ausbau derartiger Unterstützungsmaßnahmen 
sollten wir nicht kleinlich sein, sondern das bud­
getär verkraftbare Maximum leisten. das wird sich 
auch langfristig nicht zu unserem Nachteil aus­
wirken. 

Wenn auch die beiden Anerkennungsanträge 
für Slowenien und Kroatien heute überholt sind, 
so bieten sie doch Anlaß für folgende Bemer­
kung: Die Geschichte hat in den letzten Monaten 
bereits bewiesen, daß die verantwortungsvolle Po­
litik der Bundesregierung und insbesondere von 
Bundeskanzler Vranitzky in der Anerkennungs­
frage absolut richtig war. Daher verstehe ich die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Khol ab­
solut nicht und halte sie für unnötig und sinnlos. 
Ich bitte, nachdem er nicht im Raum ist, es ihm 
auszurichten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die österreich ische Außenpolitik hat dadurch 
international an Vertrauen gewonnen und hat ih­
ren ausgezeichneten Ruf als berechenbarer und 
dialogbereiter Partner behalten. Hätten wir auf 
Teufel komm' raus, wie ursprünglich gefordert, 
einfach mir nichts, dir nichts als erste ohne inter­
nationale Abstimmung die beiden Teilrepubliken 
anerkannt. hätten wir diesen beiden Republiken 
nicht geholfen, aber außenpolitisch für unser 
Land immensen Schaden angerichtet. Es ist allen 
Beteiligten, die daran Anteil haben, zu danken, 
daß es nicht zu diesem Schaden gekommen ist. 

Ich plädiere nun auch bei der Anerkennung 
Bosnien-Herzegowinas und auch bei der Mazedo­
niens, auf die bewährte ausgewogene und interna­
tional abgestützte Vorgangsweise zu setzen. Wir 
sollten aus der Anerkennungsdiskussion von Slo­
wenien und Kroatien gelernt haben, daß nicht 
emotional bis irrational deklamatorische Akte 
den Völkern helfen, sondern daß kluges und stra­
tegisches Handeln viel zielführender ist und eher 
zum Erfolg führt. 

Wir sind aufgerufen, unsere südlichen Nach­
barländer humanitär und wirtschaftlich nach un­
seren besten Kräften zu unterstützen, uns auch 
international für Wirtschaftshilfe einzusetzen 

und damit beizutragen, daß in Europa keine krie­
gerischen Auseinandersetzungen mehr möglich 
sind, sondern friedliche und solidarische Koope­
ration vorherrscht. - Ich danke. (Beifall bei der 
SPÖ.) IY.N 

Präsident Dr. Lichal: Als nächste auf der Red­
nerliste scheint Frau Abgeordnete Dr. Madeleine 
Petrovic auf. Sie ist aber nicht im Saal, so rufe ich 
den nächsten zu Wort gemeldeten Abgeordneten 
auf. das ist Herr Abgeordneter Mag. Haupt. -
Bitte, Herr Abgeordneter. 

/9./9 
Abgeordneter Mag. Haupt (FPÖ): Sehr geehr­

ter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister! Es ist sicher richtig, daß die beiden Anträ­
ge des Kollegen Wabl, die heute Grundlage dieser 
Diskussion im Plenum sind, eigentlich schon ob­
solet geworden sind, ohne jemals in den entspre­
chenden Gremien dieses Hohen Hauses behan­
delt worden zu sein. Es ist aber nicht richtig, wie 
Kollege Gradwohl gemeint hat, daß auch der An­
trag des Kollegen Dr. Gugerbauer in entspre­
chender Form obsolet wäre, denn der zweite Teil 
dieses Antrages - neben der Anerkennung von 
Slowenien und Kroatien -, die humanitäre Hilfe 
für unsere beiden nunmehrigen Nachbarstaaten, 
ist sicherlich noch ein Problem, das dieses Hohe 
Haus und uns alle in Zukunft vermehrt beschäfti­
gen wird müssen. Im Verhältnis zu der Katastro­
phe, die für die Zivilbevölkerung in Kroatien be­
steht, sind die bis dato überwiesenen Zahlungen, 
die die Bundesregierung für diese humanitären 
Zwecke lockermachen konnte. eher ein beschei­
denes Trinkgeld. 

Davon unterscheidet sich wohltuend die akute 
Ersthilfe der österreichischen Bevölkerung, die 
das eigenständig organisiert und durchgeführt 
hat. Man sieht also wieder einmal, daß die Regie­
rung zögerlich handelt, auch wenn man sagen 
muß, daß die Bevölkerung oftmals durch familiä­
re Bande an Bürger unseres Nachbarlandes ge­
bunden ist. Ich erinnere an die Aktionen, daß 
Wienerinnen und Wiener, aber auch Kärntnerin­
nen und Kärntner Familien aus ihrem Bekann­
ten- und Verwandtenkreis nicht nur über Weih­
nachten, sondern langfristig aus den Kriegsgebie­
ten nach Österreich geholt haben und damit auch 
etwa in der Steiermark, in Kärnten und in Wien 
die Probleme und den Notstand in den Schulen 
drastisch verschärft haben. Es hat also in der Be­
völkerung eine breitere Basis der Hilfsbereit­
schaft gegeben, als das die Bundesregierung mei­
nes Erachtens bis dato beweisen konnte. 

Allein meine Fraktion konnte bereits in acht 
Lieferungen mehr als 25 Millionen Schilling an 
Privatgütern nach Kroatien bringen: Kollege 
Fischi hat dafür auch schon als einer der ersten 
einen kroatischen Orden für seine humanitären 
Verdienste bekommen. Das zeigt, daß im Gegen-
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satz zu dem, was in der Öffentlichkeit sehr oft 
gesagt wird, die Freiheitlichen durchaus bereit 
sind, nicht nur das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker auch in der Nachbarschaft zu unterstüt­
zen, sondern auch durch Solidarität effizient zu 
helfen. 

Eines möchte ich dem Kollgen Gradwohl, so­
sehr ich mit seinen sonstigen Ausführungen über 
unsere gemeinsame Reise nach Bosnien-Herzego­
wina und auch über die dortige Tätigkeit als 
Wahlbeobachter einverstanden bin, schon entge­
genhalten. Ich glaube, der Succus der beiden An­
träge und eier Ausführungen, elie Kollege Kho!. 
aber im gewissen Ausmaß auch immer die grüne 
Fraktion hier getätigt haben ebenso wie wir Frei­
heitlichen, nämlich das Verhalten des Bundes­
kanzlers gegenüber der Position des Herrn Au­
ßenministers zu kritisieren, kann heute 
post festum als gerechtfertigt angesehen werden. 

Herr Kollege Gradwohl! Auch Ihnen wird es 
nicht verborgen geblieben sein, daß eigentlich die 
einfachen Menschen in Bosnien-Herzegowina für 
die Anerkennung, die elie EG versprochen hat, 
durch Verhandlungen zwischen den drei ethni­
schen Gruppen und durch eine bewußte Haltung 
der Nichteinmischung der eigenen militärischen 
Kräfte in diesen Konflikt eine Vorleistung er­
bracht haben. Und wir haben ihnen versprochen, 
wenn sie die demokratischen Bedingungen ein­
halten, wenn sie garantieren, daß die Minder­
heitsrechte in die Verfassung aufgenommen wer­
den, wenn sie die völkerrechtlichen Verbindlich­
keiten einschließlich der Kontrolle über ihr Terri­
torium vollinhaltlich durchführen, daß nach ei­
nem erfolgreich durchgeführten Referendum ei­
ner Anerkennung nichts im Wege steht. 

Wir haben Gelegenheit gehabt, mit den 
EG-Botschaftern, mit Amerikanern, mit anderen 
Menschen, die aus Menschenrechtsgruppen die 
Plätze der fehlenden EG-Parlamentarier aufge­
füllt haben, um diesen Referendum zu kontrollie­
ren und seine DurchfLihrung zu beobachten. Ge­
spräche zu führen. Der einhellige Tenor - und 
da gebe ich dem Vorredner Gradwohl recht -
war, das Referendum war in seiner Abwicklung, 
in seiner demokratischen Breite, in seiner Vorbe­
reitung, in seiner Durchführung ein sehenswerter 
demokratischer Akt der Bevölkerung in Bosnien­
Herzegowina - aller drei Bevölkerungsschichten 
- und eine deutliche Absage an die etwa 1 Pro­
zent Kriegstreiber, die es dort nachweislich gibt. 

Ich glaube. wir sollten es uns nicht so einfach 
machen, diese Position nun wieder zu verwässern, 
wir sollten nicht bis zum Nimmerleinstag zuwar­
ten. Wir sollten nunmehr auch die Signale etwa 
der Amerikaner sehen, die in der Jugoslawienkri­
se bis dato eher eine zögernde. um nicht zu sagen. 
eine allzu zögernde Haltung eingenommen ha­
ben, die aber nunmehr auch aufgrund der Ein-

drücke, die die amerikanische Delegation bei die­
sen Wahlvorgängen und anderen Vorgängen, die 
sie dort miterleben konnten, gehabt hat, diese ge­
ändert haben. 

leh elarf daran erinnern. daß Außenminister 
Baker doch gestern deutlich signalisiert hat, daß 
es nunmehr für die Amerikaner keine Frage mehr 
ist, Slowenien und Kroatien anzuerkennen, und 
daß dann selbstverständlich als nächstes auch für 
Bosnien-Herzegowina ein entsprechender Aner­
kennungsakt folgen muß, weil die Präliminarien, 
die die westliche Völkergemeinschaft aufgestellt 
hat, von alt diesen Staaten nunmehr vollinhaltlich 
erfüllt sind. 

Die Absicherung der Minderheitsrechte sind 
nunmehr ex lege festgeschrieben. und dazu 
möchte ich als Österreicher und Nachbar einiges 
anmerken. 

Ich glaube, daß es in all dieser Zeit und in all 
diesen Auseinandersetzungen bei uns, von seiten 
der Bundesregierung und auch wieder hauptsäch­
lich von seiten der sozialistischen Mitglieder der 
Bundesregierung, verabsäumt worden ist, wie es 
schon in der Rumänienkrise der Fall war. die Po­
sition für die Altösterreicher hier am Balkan 
deutlicher zu formulieren. Daß wir heute in den 
Nachverhandlungen mit Slowenien über die dor­
tigen noch immer vorhandenen altösterreichi­
schen Minderheiten der Untersteirer, aber auch 
über die deutschsprechenden Österreicher in Slo­
wenien anderer Provenienz über die Rückgabe 
deren Eigentums sprechen müssen und diese Ver­
handlungen erschwert erscheinen, ist mit eine 
Schuld der zögernden Haltung unseres Bundes­
kanzlers. Es geht mir nicht darum, hier Besitze 
im Ausland für irgend jemanden zu reklamieren, 
aber es geht mir darum, endlich einmal in eier 
jetzigen Generation nach Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker in unserer 
Nachbarschaft auch einen ehrlichen Schlußstrich 
unter die Vergangenheit, unter die trennende 
Vergangenheit der letzten Jahrzehnte LInd Jahr­
hunderte zu ziehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte das am Beispiel des nunmehrigen 
Staatshotels in Laibach ausführen. Dieses Staats­
hotel war Eigentum einer Familie, die nunmehr 
heimatvertrieben in Österreich lebt. Sie wurde 
zunächst von der italienischen Armee enteignet. 
dann wurde der Besitz der italienischen Armee 
durch die NSDAP enteignet, dann wurde dieser 
von der jugoslawischen Volksarmee übernom­
men, und jetzt fällt dieser Besitz an den Staat Slo­
wenien! Ich frage mich daher: Warum ist die Fra­
ge der Rückerstattung so eines Eigentums eine 
staatstragende Frage? 

Es müßte eigentlich leicht und einfach sein, 
dieses Eigentum den seinerzeit Heimatvertriebe­
nen, das zuerst von den faschistischen Italienern. 
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dann von der NSDAP als Gestapo-Zentrale nach­
folgend wieder enteignet und dann von den Kom­
munisten wieder nachenteignet wurde, nunmehr 
direkt aus Armeeigentum in den Familienbesitz 
zurückzugeben. 

Schon allein an diesem Beispiel ist nachzuvoll­
ziehen, daß es in einfachen Fällen möglich ist, die 
Verhandlungen aber ziehen sich dahin, und dabei 
wäre die Familie schon damit zufriedengestellt, 
würde sie nur das Vorkaufsrecht für ihr Eigen­
tum bekommen. Ich glaube also daher, daß bei all 
diesen Dingen noch sehr viele Gräben aus der 
Vergangenheit aufgerissen sind und sehr viele Be­
sitzverhältnisse, die dann durch die jugoslawische 
Volksarmee und die Kommunisten hergestellt 
worden sind, demokratisch rückzuvollziehen wä­
ren. 

Ich glaube aber auch, daß wir bei all diesen 
Dingen zwei Dinge auf dem Gesundheitssektor 
nicht vergessen sollten. Wir sind bei Nahrungs­
mittelhilfen und Medikamentenlieferungen, dort, 
wo es den humanen Bereich betrifft, relativ groß­
zügig. Ich konnte mich selbst als Tierarzt in Bos­
nien-Herzegowina bei den Gesprächen mit eini­
gen Bauern, aber auch mit einigen Gastarbeitern 
aus Österreich, die bäuerlicher Herkunft waren, 
durchaus davon vor Ort überzeugen und habe 
auch Gelegenheit gehabt, mit dortigen Berufskol­
legen zusammenzutreffen, die mir gesagt haben, 
daß es auf dem Veterinärsektor noch schlechter 
ausschaut. Es mag vielleicht falsch sein, zum Zeit­
punkt einer Auseinandersetzung, zu dem uns täg­
lich Bilder von Toten über die Bildschirme in die 
Wohnzimmer gebracht werden, Llber veterinär­
medizinische Versorgung zu reden. Aber ich 
glaube, daß wir uns einmal überlegen sollten, in 
die Zukunftsstrukturen des dortigen bäuerlichen 
Bereiches heute schon einzugreifen, daß die vor­
handenen Strukturen erhalten bleiben und da­
durch die Selbstversorgung auch in Zukunft ge­
währleistet ist. 

Ich glaube, es ist beiden Nachbarstaaten nicht 
damit gedient, wenn sie jetzt Lebensmittelhilfen 
bekommen und ihre eigenen Strukturen durch 
vorzeitige Schlachtung von Zuchttieren zusätz­
lich ausgebeutet werden, denn wir sollten ein dua­
les System versuchen, das die eigenen landwirt­
schaftlichen Ressourcen fördert und ihnen dort, 
wo ihre Situation nicht ausreichend ist, zusätzli­
che Lebensmittelhilfen bietet, denn eines ist uns 
auch nicht verborgen geblieben, werte Kollegin­
nen und Kollegen: daß nicht sosehr die Versor­
gungslage in Bosnien-Herzegowina ein Problem 
ist, sondern eher die Kaufkraft des Dinar. In den 
Lebensmittelgeschäften waren auch in den entle­
genen Dörfern die Regale voll, voIl mit Orangen, 
Bananen und auch anderen Lebensmitteln, aber 
ein Kilo Bananen kostet soviel, wie der halbe Mo­
natsgehalt einer Familie ausmacht, und ist daher 

für die Normalbürger dort nicht erschwinglich 
zum Unterschied von den Militärpersonen, die zu 
etwa 500 000 in Bosnien-Herzegowina nunmehr 
als "Fremdkörper" sitzen. Die gesamten Armeen 
aus Slowenien und Kroatien wurden dort zusam­
mengezogen, und die Gehälter der Militärange­
hörigen sind heute noch in unveränderter Höhe 
wertgesichert und werden durch die Notenbank 
in Belgrad laufend durch Nachdruck erhöht. 

50 000, 60 000, 70 000, 80 000, 90 000 Dinar 
dort als Einkommen, und ein Einkommen etwa 
zwischen 3 000 und 5 000 Dinar für elen Normal­
bürger sind als Unterschied keine Seltenheit. Das 
sich hier zwischen dem Fremdkörper Armee und 
der einheimischen Bevölkerung nunmehr eine 
neue Krisensituation aus sozialen Gründen aufzu­
schaukeln beginnt, ist selbstverständlich. 

Ich glaube daher, daß wir uns auch für die 
Hilfspläne, die uns etwa der Sprecher der Mo­
hammedanischen Partei im Parlament in Sarajevo 
vorgeschlagen hat, mehr interessieren werden 
müssen, nämlich für eine Rückschulung und eine 
Rückgliederung der Armeepersonen in zivile Be­
rufe. Ich glaube, daß das durchaus ein zielführen­
des Instrument wäre, um die Überarmeeisierung 
von Bosnien-Herzegowina schrittweise abzubau­
en, die Militärs wieder in zivile Berufe zurückzu­
führen und die sozialen Spannungen zwischen 
dem Fremdkörper Armee einerseits und der ver­
armten Bevölkerung andererseits wieder auszu­
gleichen. 

Ich glaube daher, daß die heutige Diskussion 
durchaus notwendig und wichtig ist, um vom 
breiten Feld der Lösung der sozialen und huma­
nitären Probleme beginnend bis hin zur Hochdi­
plomatie des jetzigen Zustandes die Lage nach 
der Anerkennung von Slowenien und Kroatien zu 
erörtern. Denn es dürfte Ihnen - so wie mir 
auch, bevor ich in Sarajevo eingetroffen war -
verborgen geblieben sein, daß wir ja auch diplo­
matisch einige Schwierigkeiten haben. 

Etwa jenes Problem der 17 kroatischen Wahl­
beobachter, die quasi als Faustpfand von den Ser­
ben von Sarajevo aus nach Belgrad geschickt und 
dann elort in einem Hotel festgehalten wurden. 
Die österreichische Botschaft übernahm nun di­
plomatische Schritte zu ihrer Repatriierung. Die 
seinerzeit mit der Anerkennung Kroatiens mitun­
terzeichneten Verträge der gegenseitigen Vertre­
tung im Ausland ist mit ein Problem, das für mich 
bei dieser Wahlbeobachtung erst erkennbar wur­
de. 

Wir wurden in Belgrad vom Botschaftspersonal 
darüber informiert, daß es jetzt nicht nur um die­
se 17 Wahlbeobachter geht, sondern auch verein­
zelt um Geschäftsreisende oder Journalisten, also 
um Normalbürger, geht, die sich im Restjugosla­
wien auf der falschen Seite der Grenze befinden 
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und nunmehr als Faustpfand für die Auseinan­
dersetzungen zwischen den ehemaligen Teilrepu­
bliken so quasi im fremden Land und in der frem­
den Armee mit einem Einberufungsbefehl in Gei­
selhaft befinden. 

Wir werden also aufgrund unserer Position als 
Nachbarn und aufgrund unserer humanitären 
Tradition sehr viel zu tun haben, und ich bitte Sie 
alle, auch dann, wenn die serbische Seite die eine 
oder andere Demarche gegen uns setzen wird, 
weil wir von der Botschaft in Belgrad aus humani­
tär für alle Minderheiten tätig sind, diesen Bot­
schafter und seine Mitarbeiter zu unterstützen 
und mit ihren Problemen nicht allein zu lassen. -
Ein Appell, den ich im besonderen an die Abge­
ordneten der Regierungsparteien richte. - Dan­
ke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 19.33 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Puntigam. Bitte, Herr Abge­
ordneter. 

19.33 
Abgeordneter Dr. Puntigam (ÖVP): Herr Prä­

sident! Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
habe mir anfangs auch gedacht, heute eine Dis­
kussion über drei Entschließungsanträge zu füh­
ren, die inhaltlich schon überholt sind, wäre nicht 
unbedingt notwendig. Aber bei näherem Ausein­
andersetzen mit der Materie und der Entwicklung 
in dem Gebiet, das früher Jugoslawien war, glau­
be ich, daß solche Diskussionen von Zeit zu Zeit 
immer wieder geführt werden sollten, damit un­
ser Parlament auch aktiv in die Außenpolitik ein­
greifen kann. 

Natürlich ist die Frage nicht unberechtigt, war­
um wir heute über drei Anträge diskutieren, die 
eigentlich erledigt sind. Zur Wortmeldung meines 
Kollegen Wabl möchte ich sagen, daß es natürlich 
schon ein Problem gewesen ist, wenn am 13. 3. 
1991 ein Antrag auf Anerkennung der Republi­
ken Slowenien und Kroatien im Parlament einge­
bracht wird, während die Parlamente Sloweniens 
und Kroatiens erst am 25. 6. 1991 ihre Souveräni­
tät und Unabhängigkeit erklärt haben. 

Ich habe des weiteren ein wenig gefürchtet, es 
würde heute auch politisches Kleingeld einge­
wechselt und man würde versuchen, aus jenem 
Sand, der im politischen Getriebe zweifelsohne 
dagewesen ist in dieser Frage, politisches Kapital 
zu schlagen. Das ist Gott sei Dank in weiten Be­
reichen nicht geschehen. Eine KlarsteIlung zur 
Wortmeldung des Kollegen Gradwohl möchte ich 
aber schon noch anbringen. 

Ich glaube, die Entwicklung hat es bewiesen, 
daß elie Frage eier Anerkennung eine sehr wichti­
ge Entscheidung in Richtung Frieden gewesen ist. 
Der serbische Panzerkommunismus hat plötzlich 

zur Kenntnis nehmen müssen, daß die europäi­
sche Staatengemeinschaft nicht ewig tatenlos zu­
sehen wird. Die Rechnung der Serben ist nicht 
aufgegangen, die darin bestanden hat, daß sie je­
den Waffenstillstandsvertrag unterschreiben und 
ihn am nächsten Tag wieder brechen. 

Ich glaube - das wörtliche Zitat müßte man im 
Protokoll nachlesen -, daß bei einer Sondersit­
zung im September, wenn ich mich richtig erin­
nere, sogar der Bundeskanzler selbst gesagt hat. 
eine Anerkennung Sloweniens und Kroatiens 
durch Österreich würde das Blutvergießen nicht 
stoppen, sondern eher das Gegenteil bewirken. Es 
würde kein einziges Menschenleben gerettet wer­
den. 

Ich glaube aber, daß wir jetzt im nachhinein 
schon zugeben müssen, daß die Anerkennung 
sehr viel mehr bewirkt hat. Ich bin nicht der Mei­
nung, daß wir Ende März, als die Souveränität 
und Unabhängigkeit noch nicht erklärt worden 
waren, voll auf Vorreiterrolle gehen hätten sollen. 
Aber ich hätte mir durchaus vorstellen können. 
daß wir möglicherweise nach dieser Souveräni­
tätserklärung schon einen Akt hätten setzen kön­
nen und den auch nicht unbedingt als einziges 
Land allein hätten setzen müssen. Wir wissen, 
daß JuniIJuli die Bereitschaft anderer Länder vor­
handen gewesen ist, und wir hätten durchaus 
auch eine respektable Anzahl von Ländern mögli­
cherweise dazu bringen können. Aber natürlich 
kann man im nachhinein den Beweis dafür nicht 
erbringen. 

Zwei Tage später sind dann die Kampfflugzeu­
ge und die serbischen Panzer über Slowenien her­
gefallen. Aus Slowenien haben sie sich dann wohl 
oder übel zurückziehen müssen, aber in Kroatien 
hat die ganze Tragödie erst richtig begonnen. Ich 
glaube wirklich, daß mit einer Anerkennung diese 
Entwicklung hätte gestoppt werden können. 
Denn anders hätten die serbischen Kriegsherren 
ja der Meinung sein müssen, die anderen Länder 
schauen ohnedies nur tatenlos zu. Am Anfang 
hatten auch wir den Eindruck vermittelt· bekom­
men, daß sehr viele viel zu lange diesen Krieg in 
Kroatien als innerstaatliche Angelegenheit abtun 
wollten. 

Ich meine, wir sollten jetzt keine gegenseitige 
Schuldzuweisung vornehmen, aber ich glaube, 
wir sollten aus dieser Entwicklung die Lehren zie­
hen: daß wir als Nachbarland von Slowenien -
auch Kroatien ist ja fast in Rufweite - schon eine 
gewisse Vorreiterrolle innehaben und daß gerade 
Außenminister Mock es gewesen ist, der bei vie­
len Staatsmännern erst jenes Bewußtsein hat wek­
ken können, das dann später zur Anerkennung 
geführt hat. 

Erinnern wir uns: Als van den Broek unel auch 
als Cyrus Vance im Gebiet Jugoslawiens gewesen 
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sind, hat man nicht den Eindruck gehabt, daß ih­
nen der Ernst der Lage bewußt gewesen ist. 

Es ist heute schon darauf hingewiesen worden, 
daß sehr viel gemacht worden ist, von der Regie­
rung, von den einzelnen Ländern, von vielen pri­
vaten Organisationen. 

Ich erinnere mich noch sehr gut: Bei uns in der 
Pfarre hat die Jugend großartiges gemacht. Sie 
hat sich acht Stunden lang vor die Einkaufsläden 
hingestellt und jeder Hausfrau oder jedem Mann, 
der dort hingekommen ist. einen Zettel in die 
Hand gedrückt mit der Bitte: Kauft bitte auch et­
was für eine kroatische Familie mit ein. Das war 
in der Zeit vor Weihnachten. also auch stim­
mungsmäßig eine recht gute. Sie hat innerhalb 
von acht Stunden 4 000 Kilogramm Lebensmittel 
eingesammelt, die wir dann nach Kroatien ge­
führt haben. Das hat sich nicht nur auf die Steier­
mark beziehungsweise auf die anderen angren­
zenden Bundesländer beschränkt, sondern es ist 
tatsächlich zu einer echten Welle der internatio­
nalen Solidarität gekommen. 

Ich möchte noch auf ein besonderes Problem 
zu sprechen kommen, das auch Frau Abgeordne­
te Grandits heute schon in ihrer ersten Wortmel­
dung angeschnitten hat; auch die Abgeordneten 
Gradwohl und Haupt sind darauf eingegangen. 
Ich bin froh, daß man hier über die Parteigrenzen 
hinweg mehr Bewußtsein wecken will. 

Es gibt im Kosovo Menschenrechtsverletzun­
gen, von denen wir zwar wissen, aber keine Vor­
stellungen vom Ausmaß haben. 10 Prozent serbi­
sche Bevölkerung tyrannisieren 90 Prozent alba­
nisch-stämmige Kosovaren. Ich habe vor kurzem 
in einem sehr ausführlichen Gespräch Gelegen­
heit gehabt, - zuerst gemeinsam mit dem Au­
ßenminister und später allein in einem Pressege­
spräch -, mit Herrn Dr. Bukoshi über die Situa­
tion im Kosovo zu reden. Dr. Bukoshi ist Präsi­
dent des Exilprovinzparlamentes und mußte den 
Kosovo verlassen. Er lebt derzeit in Maribor. 

Die Kosovo-Albaner sind verzweifelt. Sie ha­
ben überhaupt kein Mitspracherecht. Alle Ent­
scheidungen. die sie betreffen, werden nur von 
Serben getroffen. 450 000 Schüler und Studenten 
haben keine Möglichkeit, in der Sprache ihrer 
Wahl unterrichtet zu werden. Die Universität, die 
früher dreisprachig geführt wurde, ist zugesperrt 
worden 2 000 Lehrer und Pädagogen sind auf die 
Straße gesetzt worden, 1 700 Ärzte und Kranken­
schwestern sind praktisch über Nacht aus den Spi­
tälern vertrieben worden. 01'. Bukoshi. ein Urolo­
ge. war selbst auf einer Station. Die Polizei ist -
so hat er es mir erzählt - am Vormittag gekom­
men, und am Nachmittag mußte er das Kran~en­
haus verlassen, gemeinsam mit all.~n anderen Arz­
ten und Schwestern. Dann sind Arzte und Kran­
kenschwestern aus Belgrad gekommen, und jeder, 

der weiß, welch wichtige Rolle das innige Ver­
trauensverhältnis zwischen Arzt - Schwester -
Patient für den Heilungsprozeß hat, der kann sich 
auch denken, daß die Spitäler von den Kosovaren 
nur im Notfall in Anspruch genommen werden. 
Es fehlt eben das Vertrauensverhältnis. Das gibt 
es nicht mehr. 

Das sind eigentlich nur ein paar Punkte aus ei­
ner langen Liste von Menschenrechtsverletzun­
gen, wie sie im Kosovo tagtäglich vorkommen. 
Immer andere Krisenherde und andere Katastro­
phen verdecken das Bild. Eine zerschossene 
Brücke, ein eingestürztes Haus oder ein abge­
branntes Kulturdenkmal lassen sich natürlich me­
dial besser verkaufen. Diese Menschenrechtsver­
letzungen aber, die ja kaum in der Öffentlichkeit 
stattfinden. sondern eher im stillen, lassen sich 
medial schlecht verkaufen. Ich glaube, wir haben 
die Pflicht, dafür zu sorgen, daß die Minderheiten 
überall - in ganz Jugoslawien - geschützt wer­
den. Da sind die Minderheiten in der Vojvodina 
genauso miteinbezogen wie alle anderen auch. 
370 000 wahlberechtigte Albaner leben zum Bei­
spiel allein in Mazedonien. Das sind natürlich al­
les große Probleme, die vor Ort zu lösen sein wer­
den. 

Aber auch wir dürfen nicht wegschauen, son­
dern sind geradezu verpflichtet, jeden Tag und 
bei jeder uns bietenden Gelegenheit den Finger in 
die Wunde "Kosovo" zu legen (Beifall b~.i der 
ÖVP smvie bei Abgeordneten der SPO, FPO und 
Grünen), damit endlich mehr öffentliches Be­
wußtsein geschaffen wird. Dann wird e~ bestimmt 
auch Lösungen geben. (Beifall bei der 0 VP.) 19.'+3 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet hat sich Herr Abgeordneter Kiss. Ich ertei­
le es ihm. 

19A.J 
Abgeordneter Kiss (ÖVP): Sehr geehrter Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Aus einem verständlicherweise sehr persönlichen 
Naheverhältnis eines Angehörigen einer burgen­
ländischen Minderheit heraus, zwar der Ungarn, 
aber immerhin als einer, der die 32 000 Kroaten, 
die bei uns im Land leben, versteht, der die etwa 
15 000 Kroaten, die in Wien beheimatet sind, ge­
nausogut versteht, möchte ich einen Aspekt in die 
Diskussion um diesen Tagesordnungspunkt ein­
bringen. 

Wir Burgenländer haben zu den Ereignissen in 
unserem sGdlichen Nachbarland einen sehr inten­
siven Bezug gepflegt. Wir waren gefühlsmäßig 
engagiert, und daraus läßt sich auch ableiten, daß 
wir versucht haben, unseren Beitrag zu leisten. 

Ich möchte kurz auf die Kroaten im Burgen­
land eingehen und feststellen, daß sich heute die 
Historiker einig sind. daß die Kroaten ins Burgen-
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land nicht deswegen gekommen sind, weil sie vor 
etwa 500 Jahren zu Verteidigungszwecken da sein 
sollten, sondern aus ökonomischen Gründen. An 
der Wende vom Mittelalter zur Neuzeit. als da­
mals in unserem Bereich und in Niederösterreich 
die Agrarprodukte in ihrem Wert gesunken sind. 
die Bauern abgewandert sind. die Dörfer verödet 
sind. haben die Grundherren ihre Bemühungen 
in jene Richtung gelenkt. Menschen in diese Re­
gion zu bringen. die die Dörfer wieder besiedeln 
und damit auch die agrarischen Erträge steigern 
können. 

Willkommen waren damals die Kroaten aus 
dem Süden unserer damaligen Nachbarländer. Sie 
kamen aus allen Landesteilen, von der Küste ge­
nauso wie aus dem Gebirge, aus Slawonien. und 
sind bei uns im westungarischen Teil, im Burgen­
land, wirklich willkommen gewesen. Es waren 
etwa 60 000 Menschen. Sie haben unser Land ge­
prägt, sie haben die Menschen geprägt. und sie 
prägen dieses Land und diese Menschen bis in die 
heutige Zeit. 

Das Zusammenleben der Minderheiten im Bur­
genland ist - ich sage es hier einmal mehr - für 
alle in unserem Land von Vorteil. Es ist fast sym­
biotisch, wir verstehen einander, obwohl es natür­
lich noch eine Reihe von Forderungen gibt, die 
die Minderheiten haben, die bis dato nicht erfüllt 
sind und die wir auch immer wieder einfordern. 
Zweifelsfrei steht aber fest, daß dieser Staat, daß 
diese Republik für die Minderheiten im Land und 
für die Kroaten viel getan hat. 

Um auf die spezielle Thematik zu kommen -
meine Beurteilung aus der Diskussion der letzten 
Monate hier im Parlament: Es hat eine Umfrage 
in Kroatien und Slowenien ergeben, daß es drei 
Persönlichkeiten auf dieser Welt gibt, die beson­
ders hoch geschätzt werden: der Papst, Bundes­
kanzler Kohl und Außenminister Dr. Mock. 
fAbg. Mag. Brigitte E der er: Der Mock war anz 
Anfang, der Papst war am Schluß!) Bei unserer 
Bescheidenheit sagen wir: Mock an dritter Stelle. 

Es muß sich also in den Menschen dieser bei­
den Staaten etwas ereignet haben. Sie müssen ge­
spürt haben, daß es Politiker gibt. die für sie ein­
treten. die Vorreiter sind, die Stimmungen vorge­
ben. Politiker. die bereit sind. auch gegen Strö­
mungen anzukämpfen. 

Die Rolle der Parteien hier im Parlament - ich 
bin konform mit dem, was Andreas Khol bereits 
gesagt hat anläßlich der außenpolitischen Debatte 
zum Budget - war hochinteressant. Die ÖVP: 
engagiert und drängend in der Anerkennungsfra­
ge. Vorreiter war eben Alois Mock, und einem 
Alois Mock nachzufolgen, war für uns nicht 
schwierig. 

Die Rolle der SPÖ, werte Kollegen und Kolle­
ginnen von der Sozialdemokratischen Partei: ab­
wartend, eher behutsam. zögerlich, Vranitzky hat 
diesen Kurs gesteuert. 

Die FPÖ - das halte ich hier fest -: konstant 
dafür (Beifall bei der FPÖ) - nein. nein - ob­
wohl - auch diese Kritik "schieße" ich nach 
(Abg. Hai ger mo s e r: Das muß gefährlich 
sein.') - ihr Parteiobmann via Presseaussendun­
gen und über Telefaxapparate so manches in wet­
terwendischer Form anders gesagt hat, als hier im 
Parlament deponiert wurde. 

Und die Grünen - auch dies als Bestätigung 
-: konstant fordernd. (Abg. Hai ger m 0 s e r: 
Beweise.' Keine Behauptungen!) 

Wir haben aber - das ist für mich sehr wesent­
lich - gemeinsam etwas zusammengebracht. 

Kollege Haigermoser, lesen Sie doch die vielen 
Presseaussendungen nach. in denen Haider etwas 
ganz anderes gesagt hat, als Ihre Redner hier im 
Parlament von diesem Rednerpult aus! (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ. -
Abg. Dr. Sc h ~v imin e r: Haigermoser kann nicht 
lesen.' ) 

Die Hilfsaktionen, die die Konsequenz aus der 
Diskussion im Parlament waren, sind aber von al­
len Parteien gemeinsam getragen worden, und 
das ist recht und billig so. 

Heute aber - am Ende einer auslaufenden 
Hilfsaktion - stelle ich fest: Wir haben etwa 
12 000 kroatischen Flüchtlingen. wenn sie aner­
kannt gewesen sind, pro Tag und pro Kopf 
I 500 S aus Steuermitteln gegeben, und das hat 
den Innenminister - Kollege Gradwohl hat es 
bereits zitiert - etwa 47 Millionen Schilling ge­
kostet. Die Länder haben denselben Anteil dazu 
beigetragen. Und wir haben heute noch etwa 
6 000 Kroaten in Österreich stationiert. 

Oe facto aber stellen wir fest, daß eine Reihe 
von Menschen heute noch Angst hat, in ihre Hei­
mat, in ein Ossijek beispielsweise, zurückzukeh­
ren; Menschen, denen wir heute eigentlich atte­
stieren, daß sie bei uns nichts mehr zu suchen 
hätten. 

Was will ich damit zum Abschluß hier noch 
einbringen? - Daß Humanität auch dann zu gel­
ten hätte. daß Humanität von den Regierenden -
und da schließe ich mich nicht ein und nicht aus 
- in diesem Fall weiter gezeigt werden sollte, daß 
Mittel auch weiter dafür verwendet werden soll­
ten, daß unter Umständen dieser Staat, diese Re­
publik die vorbildliche Haltung gegenüber den 
Kroaten, gegenüber den Flüchtlingen aus Kroa­
tien auch weiterhin aufrechterhalten sollte. (Bei­
fall bei der ÖVP smvie der Abgeordneten Dr. No­
wotny lind Wabl.) /9.50 
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Präsident Dr. Lichal: Zu Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter noch ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur A b s tim m u n g, die 
ich über jeden Ausschußantrag getrennt vorneh­
me. 

Zuerst gelangen wir zur Abstimmung über den 
Antrag des Außenpolitischen Ausschusses, seinen 
Bericht 404 der Beilagen hinsichtlich der Anträge 
104/A (E) und 105/A (E) betreffend die Aner­
kennung Sloweniens und Kroatiens als souveräne 
Republiken zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t a n g e -
no m me n. 

Weiters kommen wir zur Abstimmung über die 
dem Ausschußbericht 405 der Beilagen beige­
druckte Entschließung betreffend Hilfsaktion in 
Kroatien und Slowenien auf internationaler Ebe­
ne. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiefür 
eintreten, um ein Zeichen der Zustimmung. -
Das ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 
(E-I5.J 

4. Punkt: Bericht des Justizausschusses über den 
Antrag 26l/A der Abgeordneten Dr. Graff, Dr. 
Elisabeth Hlavac und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Rechtsanwaltsord­
nung geändert wird (RAO-Novelle 1991) (417 
der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 4. Punkt der Tagesordnung: Antrag 261/A 
der Abgeordneten Dr. Graff. Dr. Elisabeth Hla­
vac und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Rechtsanwaltsordnung geändert 
wird. 

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Hilde 
Seiler. Ich bitte sie, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatterin Hilde Seiler: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Am 3. Dezember 1991 haben 
die Abgeordneten Dr. Graff, Dr. Elisabeth Hla­
vac und Genossen den Initiativantrag 261/ A, der 
dem Justizausschuß zur weiteren Behandlung zu­
gewiesen wurde, im Nationalrat eingebracht. 

Der Justizausschuß hat den gegenständlichen 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 19. Februar 
1992 in Verhandlung genommen. 

Den Ausführungen des Berichterstatters folgte 
eine Debatte. Sodann wurden die Verhandlungen 
einvernehmlich vertagt. 

Die fortgesetzte Debatte der Sitzung der Justiz­
ausschusses erfolgte am 4. März 1992. In dieser 
Sitzung wurden von den Abgeordneten Dr. Graff, 
Dr. Elisabeth Hlavac und Voggenhuber ein um­
fassender Abänderungsantrag eingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag 2611A 
unter Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
der Abgeordneten Dr. Graff, Dr. Elisabeth Hla­
vac und Voggenhuber einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Justiz­
ausschuß somit den A n t rag, der Nationalrat 
wolle dem dem schriftlichen Ausschußbericht an­
geschlossenen Gesetzentwurf die verfassungsmä­
ßige Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke der Frau Be­
richterstatterin für ihre Ausführungen. 

Als erste zum Wort gemeldet hat sich Frau Ab­
geordnete Dr. Elisabeth Hlavac. Ich erteile es ihr. 

19.54 
Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac (SPÖ): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Den Kern der heute 
von uns zu beschließenden Novelle bildet eine 
Änderung des Abs. 2 des § 2 der Rechtsanwalts­
ordnung. Die Zeit der praktischen Verwendung, 
welche die Voraussetzung für die Eintragung in 
die Liste der Rechtsanwälte ist, wird von sieben 
beziehungsweise sechs Jahren auf fünf Jahre her­
abgesetzt. 

Einige Worte zur Vorgeschichte: 1973 ist die 
Ausbildungszeit mit fünf Jahren festgelegt wor­
den. Sie wurde allerdings 1985, also nach relativ 
kurzer Zeit, im Zusammenhang mit der neuen 
Studienordnung für die Rechtswissenschaften auf 
sieben Jahre erhöht. 

Vor etwas mehr als einem Jahr hat ein Rechts­
anwaltsanwärter dagegen eine Beschwerde beim 
Verfassungsgerichtshof erhoben. Der Verfas­
sungsgerichtshof hat wegen schwerwiegender ver­
fassungsrechtIicher Bedenken gegen die derzeiti­
ge Dauer der Ausbildungspraxis, also gegen die 
sieben Jahre, den Beschluß auf Einleitung eines 
Gesetzesprüfungsverfahrens gefaßt. Er hat seine 
verfassungsrechtlichen Bedenken im wesentli­
chen so begründet - ich möchte einige Sätze zi­
tieren -: 

"Daß sich die fünf jährige Dauer der prakti­
schen Verwendung als nicht ausreichend erwiesen 
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hätte .... ist den Materialien über die parlamen­
tarischen Beratungen, die der Beschlußfassung 
des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes vorausgingen, 
ebensowenig zu entnehmen wie sonstige dafür 
maßgebliche sachbezogene Erwägungen ... Der 
Verfassungsgerichtshof vermag für diese anschei­
nend a.~ standespolitische Überlegungen anknüp­
fende Anderung vorläufig keine sachlichen Grün­
de zu erkennen." 

Es heißt dann auch noch weiter: "Es ist dem 
Verfassungsgerichtshof nicht einsichtig, daß die 
Neuregelung der universitären Studien es geboten 
hätte, die berufseinschlägige praktische Verwen­
dung ganz allgemein von fünf auf sieben bezie­
~ungsweise sechs Jahre zu verlängern. Auch die 
Anderung der Rechtsanwaltsprüfung dürfte keine 
sachliche Rechtfertigung für die Verlängerung 
der Dauer der praktischen Verwendung ergeben. 
Der Verfassungsgerichtshof vermag jedenfalls 
vorläufig nicht zu erkennen. daß die Ausbildung, 
die durch das Bundesgesetz vom 2. März 1978 
über das Studium der Rechtswissenschaften und 
durch das RAPG angeordnet wird, geringere be­
rufliche Fachkenntnisse vermitteln würde, als 
dies durch die vorausgehenden Regelungen des 
Studiums der Rechtswissenschaften und der 
RechtsanwaItsprüfung der Fall war, und daß es 
aus diesem Grund geboten gewesen wäre, die 
Dauer der praktischen Verwendung zu verlän­
gern." 

Er stellt abschließend fest: "Die in Prüfung ge­
zogene Bestimmung scheint daher sachlich nicht 
gerechtfertigt und damit verfassungswidrig zu 
sein." 

Eine Gruppe von Rechtsanwaltsanwärtern hat 
sich daraufhin an Kollegen Graff und an mich 
gewandt mit der Bitte, daß wir die bestehende 
Rechtslage überdenken. Wir haben dann gemein­
sam einen Antrag eingebracht. weilllns die Argu­
mente des Verfassungsgerichtshofes als sehr ge­
wichtig erschienen sind, auch wenn wir nicht mit 
hundertprozentiger Sicherheit wissen, ob es tat­
sächlich zu einer Aufhebung des § 2 Abs. 2 kom­
men wird, aber wir wollten das auf keinen Fall 
abwarten. Wir konnten umso mehr für eine Ver­
kürzung der Ausbildungszeit eintreten, als sich in 
der Zeit von 1973 bis 1986 die fünf jährige Ausbil­
dungszeit als durchaus ausreichend erwiesen hat. 

Auch der internationale Vergleich zeigt, daß 
fünf Jahre bereits eine Ausnahme darstellen. In 
der EG zum Beispiel gibt es kein Land, das eine 
längere Ausbildungspraxis als eine dreijährige 
vorsieht. Eine so gravierende Kürzung wollten 
wir allerdings auf keinen Fall vornehmen. Eine 
ausreichende Vorbereitungszeit für diesen ver­
antwortungsvollen Beruf scheint uns nämlich 
sehr wichtig zu sein, zumal wir auch die Zeit bei 
Gericht, die Gerichtspraxis die wir auch für ganz 
entscheidend halten. nicht abkürzen wollten. 

Wir wollten zu unserem Antrag den Stand­
punkt beider Seiten hören. Wir haben daher ein 
Hearing veranstaltet, das in Anwesenheit des 
Herrn Bundesministers und von Abgeordneten 
aller vier Fraktionen stattgefunden hat und bei 
dem Vertreter der Anwaltskammer und der 
Rechtsanwaltsanwärter die Möglichkeit erhalten 
haben, ihren Standepunkt darzulegen. 

Dieses Hearing hat nichts Neues zutage ge­
bracht. Ein Teil der Landeskammern ist für eine 
fünf jährige Praxis eingetreten, ein Teil für eine 
siebenjährige. Eine Kompromißlösung von sechs 
Jahren, wie sie vom Vertreter der Anwälte vorge­
schlagen wurde. schien uns nicht zielführend zu 
sein, weil damit in keiner Weise den verfassungs­
rechtlichen Bedenken Rechnung getragen würde 
und international gesehen sechs Jahre noch im­
mer eine zu lange Zeit sind. 

Was die Ausbildungszeit betrifft, die nicht 
zwingend bei Gericht oder bei einem in Öster­
reich praktizierenden Anwalt verbracht werden 
muß, sind wir dem Wunsch der Anwälte zum Teil 
nachgekommen. Wir haben ein halbes Jahr des 
Doktoratsstudiums als anrechenbare Zeit aner­
kannt. Das ist ein Kompromiß, der zeigt, daß wir 
die methodische wissenschaftliche Arbeit als 
wertvoll für die Berufspraxis anerkennen, aber 
wir wollten doch klarstellen, daß das Magisterium 
als Berufsvoraussetzung ausreicht. 

Ich denke daher, daß wir einen guten Entwurf 
erarbeitet haben. Die sozialdemokratische Frak­
tion wird somit ihre Zustimmung erteilen. (Bei­
fall bei der 5PÖ.) ~{UJI 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster auf der Red­
nerliste scheint Herr Abgeordneter Dr. Graff auf. 
Bitte, Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

~O.Ol 

Abgeordneter Dr. Graff (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Herr Minister! Hohes Haus! Ich weiß nicht, 
ob es Ihnen allen, meine Damen und Herren, be­
wußt geworden ist, aber wir befinden uns in ei­
nem aufregenden Wettlauf zwischen zwei Verfas­
sungsorganen: dem Verfassungsgerichtshof und 
diesem Nationalrat. Es geht nämlich darum. wer 
als erster ins Bundesgesetzblatt kommt. 

Frau Kollegin Hlavac hat Ihnen bereits darge­
stellt. daß die Frage der Dauer der Rechtsanwalts­
ausbildung dank der Initiative einiger Rechtsan­
waltsanwärter Thema einer Verhandlung beim 
Verfassungsgerichtshof, die kürzlich stattgefun­
den hat, war. Und wenn der Verfassungsgerichts­
hof bei den Bedenken bleibt, die er in seinem 
Prüfungsbeschluß dargelegt hat - ich wüßte ei­
gentlich nicht. was ihn davon abbringen könnte 
-. dann ist mit gewisser Wahrscheinlichkeit da­
mit zu rechnen, daß er die geltende Regelung 
über die siebenjährige Praxisdaller als verfas-
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sungswidrig aufheben wird. Und tut er dies. dann 
wird diese Aufhebung in dem Moment wirksam. 
in dem dieses Erkenntnis im Bundesgesetzblatt 
kundgemacht wird. - Dies ist der eine Weg. 

Der andere Weg sieht aber so aus, daß wir als 
Gesetzgeber einmal gesagt haben: Freunde. wir 
haben uns durch eigene Schttld schon ein paarmal 
vom Verfassungsgerichtshof als die hinstellen las­
sen, die, nachdem sie eine gesetzgeberische Rege­
lung gemacht hatten, die dem prüfenden Auge 
des Richters nicht standgehalten hat. nachher in 
Verzug geraten sind oder gar dem Verfassungsge­
richtshof zuwidergehandelt haben. Diesmal ma­
chen wir es umgekehrt: Wir probieren, dem Ver­
fassungsgerichtshof zuvorzukommen und früher 
und schneller eine verfassungskonforme Rege­
lung durchzusetzen, als der Gerichtshof selber 
mit seiner Aufhebung vorankommt. 

Wir werden sehen. wer diesen Wettlauf ge­
winnt. Wir haben jedenfalls gute Chancen, denn 
wenn wir heute dieses Gesetz beschließen - LInd 
alle vier Fraktionen dieses Hauses sind dafür -
und sich der Bundesrat auch beeilt, dann haben 
wir konkrete Aussicht, bald im Bundesgesetzblatt 
zu stehen. Wie schnell der Verfassungsgerichts­
hof arbeitet, kann natürlich niemand sagen. das 
liegt im Schoße des Höchstgerichtes verborgen. 

Ein paar Worte noch zur Genesis, meine Da­
men und Herren! Die Rechtsanwaltspraxis hat 
früher, bis zum Jahr 1973. tatsächlich sieben Jah­
re gedauert. Ich gestehe, ich habe auch diese sie­
ben Jahre hinter mir. aber ich bedaure das nicht, 
im Gegenteil, ich habe dabei einiges gelernt. Aber 
nur zu sagen: Weil wir das seinerzeit so gemacht 
haben, sollen auch die Jetzigen ihre Praxis in die­
ser Länge machen, das wäre doch zu vordergrün­
dig. Und daher hat man schon 1973, und zwar mit 
einer sehr einleuchtenden Begründung, gesagt: 
Diese sieben Jahre sind zuviel. Auch der Östen'ei­
chisehe Rechtsanwaltskammertag hat damals die 
Verkürzung auf fünf Jahre beschlossen, und man 
hat deutlich und gut begründet, daß - und war­
um - fünf Jahre ausreichen. 

Das war sehr gründlich. vielleicht, Herr Mini­
ster, ein bisserl zu gründlich, denn das, was man 
damals an Arbeitsaufwand für die Begründung 
der Verkürzung der Praxiszeit aufgewendet hat, 
hat Ihr Amtsvorgänger, mein lieber Freund Ha­
raid Ofner, im Eifer des Handeins im Jahr 1985 
nicht mehr aufgebracht. Er ist zwar damals mit 
Präsidenten Schuppich in die Lauben gegangen, 
und da ist ein wunderbarer Tauschhandel heraus­
gekommen: Auf einmal haben die Anwälte kein 
Doktorat mehr gebraucht, aber dafür wurde die 
Praxis von fünf auf sieben Jahre verlängert. wohl 
deswegen, damit nicht gar so viele Anwälte gar so 
geschwind nachkommen. 

Aber. Kollege Ofner, für die Begründung die­
ser Verlängerung auf sieben Jahre hast du dir da­
mals viel zuwenig Mühe gegeben, und der Verfas­
sungsgerichtshof sagt mit Recht: Was wollt ihr ei­
gentlich? Im Jahr 1973 war die Verkürzung der 
Praxis möglich und begründet, und dann im 
Jahr 1975, nur wegen der neuen Studienordnung, 
ohne daß ein sachlicher Grund recht erkennbar 
wäre, habt ihr sie auf einmal wieder verlängert? 
- Das wird doch nicht - ich zitiere wörtlich aus 
dem Prüfungsbeschlu ß - "Konkurrenzschutz" 
sein? Das wäre, so der Verfassungsgerichtshof, 
tatsächlich arg, denn dann wäre das Recht auf Be­
rufs- und Erwerbsfreiheit in Frage gestellt, und 
das wäre verfassungsrechtlich bedenklich. Der 
Verfassungsgerichtshof bedient sich sogar einer 
Terminologie, die einem Kriminalroman entnom­
men worden sein könnte. Er sagt: .,Der Verfas­
sungsgerichtshof hegt vielmehr den Verdacht" -
Verdacht!, so etwas habe ich überhaupt noch nie 
in einem höchstgerichtlichen Beschluß gelesen 
-. "daß die Verlängerung der Dauer der prakti­
schen Verwendung mit dem sichtlichen Anknüp­
fen an die Studienreform nicht zu rechtfertigen 
sein dürfte." - Harald! Du bist durchschaut! 

In diesem Sinn ist auch tatsächlich die Entwick­
lung weitergegangen, und die Rechtsanwaltsan­
wärter haben. Schlaucherln, die sie sind, sich das 
nicht gefallen lassen und sind zum Verfassungsge­
richtshof marschiert. Und ich muß sagen. die Be­
denken des Gerichtshofes scheinen auch uns. al­
len vier Fraktionen im Nationalrat. plausibel zu 
sein. Wir haben daher gesagt: Fünf Jahre sind 
wirklich genug. In ganz Europa gibt es keine ver­
gleichbare Praxisdauer, und wenn ich auch sehr 
dafür bin, daß die österreichischen Rechtsanwälte 
besonders gut ausgebildet sind, so meine ich doch, 
daß dafür fünf Jahre eigentlich ausreichen müß­
ten, wenn in allen anderen Ländern sogar drei 
genügen. Und daher stellen wir diese fünf Jahre 
wieder her. 

Eine Frage. die aufgetaucht ist, ist die des Dok­
torates. Der Anwaltsstand war früher traditionell 
der einzige juristische Beruf. für den das Dokto­
rat verpflichtend war. Die anderen konnten sich 
auch mit dem Absolutorium - so hat es damals 
geheißen, heute ist der Abschluß auch mit einem 
Magistergrad ausgezeichnet - mit den drei 
Staatsprüfungen begnügen, bei uns hingegen war 
das Doktorat notwendig. Mit der neuen Studien­
ordnung ist der neue Magister gekommen, und. 
ehrlich gestanden, ich habe das am Anfang auch 
nicht ganz geglaubt. die gegenwärtige Ausbildung 
zum Magister ist unserem Doktorat gleichwertig. 
Das muß man zugeben. 

Und wenn sich heute einer die Arbeit antut. das 
Doktorat neuen Stils zu machen und dazu eine 
wissenschaftliche Arbeit, nämlich eine Disserta­
tion. zu schreiben. so wendet er dafür zusätzlich 
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Mühe auf, und zwar Mühe, die auch unter dem 
Blickwinkel der praktischen Verwendung gesehen 
werden muß. Damit werfe ich die praktische Aus­
bildung einerseits und das wissenschaftliche Stu­
dium andererseits keineswegs in einen Topf. Aber 
auch unter den Gesichtspunkten: Wie mache ich 
eine geistreiche Revision? Wie mache ich eine 
Verfassungsgerichtshofbeschwerde? , ist es eine 
gute Voraussetzung, wenn ich ernstlich gelernt 
habe, wissenschaftlich zu arbeiten, zu zitieren, 
wenn ich auch weiß, wie der Klang-Kommentar 
- der war es früher, jetzt ist es der Rummel­
Kommentar - von innen ausschaut, und nicht 
nur die Buchrücken in den Bibliotheken gesehen 
habe. In diesem Sinn ist es, glaube ich, fair und 
sachgerecht, wenn einer, der wirklich eine Disser­
tation erarbeitet und der tatsächlich das Doktorat 
erringt und nicht vorher abbricht, von dieser Ar­
beitszeit sechs Monate als Praxis angerechnet be­
kommt. 

Wir haben schließlich noch eine Überlegung -
damit komme ich schon zum Schluß, meine Da­
men und Herren; Sie sehen, es wird heute nicht 
allzu lange dauern; wenn wir die Praxiszeit ver­
kürzen, müssen wir auch die Debatte verkürzen! 
-, ich möchte nur noch eine Übergangsbestim­
mung erläutern, nach der sich unsere Herren 
Konzipienten wirklich, glaube ich, die Finger ab­
schlecken können, weil sie sehr nobel und sehr 
entgegenkommend ist. (Abg. lngrid Ti c h y -
Sc h red e r: Die Damen auch.') Natürlich, die 
Damen erst recht, wir haben immer mehr Frauen 
im Anwaltsstand, liebe Ingrid, und wir freuen uns 
darüber! 

Vor allem die Anwaltsehepaare werden interes­
santerweise immer mehr, die dann gemeinsam 
ihre Kanzlei führen. Wie das gutgehen kann, 
wenn man sich Tag und Nacht sieht, ist eine wei­
tere Frage, aber das Problem stellt sich mir per­
sönlich nicht. (Abg. lngrid Ti c h y - 5 c h red e r: 
Ich kann dir das nachher erklärefl.' Viele Unter­
Ilehmerpaare jühren heUle eine phantastische 
Ehe.') Ja? Kann sein. Wenn es klappt, klappt es 
besonders gut. Aber es klappt halt leider nicht 
immer; das muß ich auch aus anwaltlicher Erfah­
rung sagen. 

Also zu der Übergangsbestimmung: Es gibt na­
türlich jetzt Rechtsanwaltsanwärter und -innen, 
die sich, mit den sieben Jahren vor Augen, ge­
dacht haben: Nun gut, jetzt schiebe ich einmal 
diese Prüfung hianus, die 1985 - das ist wieder 
das Erbe des Dr. Ofner - in zwei Teilprüfungen 
zerlegt wurde, damit die Anwaltsausbildung ja 
recht schwierig und aufwendig wird. 

Diese erste Teilprüfung hat ein Konzipient nun 
hinausgeschoben, weil er mit sieben Jahren Praxis 
gerechnet hat. Der hat jetzt zum Beispiel die fünf 
Jahre schon nahezu hinter sich, hat eine Teilprü­
fung abgelegt und könnte nun mit den fünf Jah-

ren bald fertig sein, darf aber die zweite Teilprü­
fung noch nicht machen, weil - wie zwischen 
einem Orden und dem nächsthöheren eine ,,1n­
terkalarfrist" liegen muß - zwischen den beiden 
Teilprüfungen ein Abstand von eineinhalb Jahren 
liegen müßte. Diese eineinhalb Jahre wären jetzt 
als leere Kilometer in der Praxis zurückzulegen, 
bevor der Bewerber zur zweiten Teilprüfung an­
treten darf. Das wäre nicht fair, daher haben wir 
für diejenigen, die die erste Teilprüfung schon ge­
macht haben oder bis Mitte nächsten Jahres ma­
chen werden, eine Verkürzung des Zwischen­
raums von der ersten zur zweiten Teilprüfung auf 
sechs Monate vorgesehen. 

Aber damit andererseits nicht einer, der erst 
vor kurzem angefangen hat, jene überholt, die die 
Normallaufbahn machen, haben wir vorgesehen, 
daß bis zur zweiten Teilprüfung auf jeden Fall 
vier Jahre Praxis zurückgelegt sein müssen. 

Und dann heißt es dazu: An Ausbildungsveran­
staltungen haben Rechtsanwaltsanwärter, die die­
se Übergangsregelung in Anspruch nehmen, inso­
weit teilzunehmen, als dies in dem zur Verfügung 
stehenden Zeitraum möglich und zumutbar ist. 
Man kann natürlich nicht verlangen, daß in die­
sen sechs Monaten alle Ausbildungsveranstaltun­
gen - Seminare sind das, wenn auch mitunter 
Schirecht dabei ist, aber das ist nur in den westli­
chen Bundesländern so, in Wien kommen sie 
ganz schön dran; 24 Wochenenden, das ist ganz 
schön hart -, daß also alle Ausbildungsveranstal­
tungen komprimiert gemacht werden müssen, 
sondern es ist der Vernunft der Rechtsanwalts­
kammern überlassen, Ausbildungsveranstaltun­
gen in diesen Übergangsfällen nur in dem Aus­
maß zu verlangen, das möglich und zumutbar ist. 

Zumutbar heißt etwa, daß man in den letzten 
vier oder sechs Wochen vor der Prüfung, in de­
nen der Kandidat studieren soll, nicht auch noch 
Ausbildungsseminare verlangt. Hier erwarten wir 
eine vernünftige und entgegenkommende Hal­
tung der Rechtsanwaltskammern, die sich dazu 
im Gespräch - wir haben das Ganze ja im Dialog 
entwickelt - durchaus aufgeschlossen gezeigt ha­
ben. Ich muß allerdings zugeben, daß wir letztlich 
zu keinem Konsens gekommen sind, weil es doch 
eine Reihe von Kammerpräsidenten gibt, die 
nichts ändern und bei den sieben Jahren bleiben 
wollen. Dem konnten wir aus den eingangs darge­
legten Gründen nicht folgen. 

Wir folgen daher auch nicht dem Prinzip, daß 
das Parlament im Bereich eines Berufsstandes 
überhaupt nur dann etwas ändern darf, wenn die 
Berufsvertretung voll mitgeht. Ich kann hier zu 
unserer Rechtfertigung ins Treffen führen, daß 
wir etwas Ähnliches im Interesse einer besseren 
Ausbildung auch schon zu Lasten der Richter ge­
macht haben. Die waren nämlich gar nicht ein­
verstanden, als wir gesagt haben: Während eurer 
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Ausbildungszeit, liebe Richter, Richteramtsan­
wärter. müßt ihr fünf Monate obligatorisch in ei­
ner Rechtsanwaltskanzlei verbringen, damit ihr 
seht, wie es ist. wenn man einmal von oben, von 
der Budel herunter. blöd angeredet oder in einer 
Weise behandelt wird. zu der es eher kommt, 
wenn man die Welt immer nur vom Podium her­
unter betrachtet hat. 

Meine Damen und Herren! Sie sehen also -
damit bin ich am Schluß meiner Ausführungen 
-, wir im Justizausschuß haben immer ganz 
hohe und wichtige Ziele vor Augen. Wir orientie­
ren uns nicht nur an vordergründigen Interessen, 
sondern wir tun das, was wir für richtig und sach­
lich gerechtfertigt halten. Ich freue mich sehr dar­
über, daß alle vier Fraktionen - sogar der kriti­
sche Geist Voggenhuber konnte sich unserem 
Charme und unserer Überzeugungskraft nicht 
widersetzen - miteinander eine Lösung gefun­
den haben. die eine gute Ausbildung garantiert, 
trotzdem aber die Rechtsanwaltsanwärter vor ei­
ner uns überlang scheinenden Praxis bewahrt. 
Danke. (B~.ifall bei der ÖVP und bei Abgeordne­
ten der SPD.) ;'0.14 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Ofner. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

;'0.14 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Michael Graff ist immer für Überra­
schungen gut, das wissen wir alle, aber daß man 
über ein so simples Gesetz. über eine so einfache 
Neuregelung so lang reden kann, das hätte ich 
nicht für möglich gehalten. (Heiterkeit und Beifall 
bei der FPÖ.) Du hast wirklich einen Rekord ge­
schlagen. Ich bedaure, daß solche Vorlagen an 
Tagen zur Verhandlung und zur Beratung gelan­
gen, an denen um 20.30 Uhr Schluß ist. Da 
kannst du dir das leisten, ohne daß dich deine 
eigenen Parteifreunde vom Rednerpult wegholen. 
Wenn es 23.45 Uhr oder so ähnlich wäre, wie an 
vergangenen Plenartagen, würdest du es nicht ris­
kieren, über diese Novelle hier heraußen so lang 
zu reden. Hineintragen würden sie dich und in 
deine Räumlichkeiten hinüber! 

Bei deinen Ausführungen ist mir der legendäre 
Rabbiner Mardochai eingefallen. Der hat immer 
- bezogen auf sich selbst - gesagt: Meine Sor­
gen möcht' ich haben. Das paßt ein bisserl auf 
dich, du kannst auch sagen: Meine Sorgen möcht' 
ich haben. 

Aber du hast eines erreicht, du hast mich pro­
voziert, ein bißchen in die historische Kiste zu 
greifen, so wie du es getan hast. Jetzt könnt ihr 
mich nicht hineintragen, jetzt hat der Michael 
Graff ... (Zyvischenrufe. - Abg. Dr. F II h r -
m a Jl 11: Laßt den Dfner auch reden.') Ich gebe zu, 

es hat niemand aufgepaßt, aber er hat lang etwas 
erzählt, und ich habe jetzt den Anspruch, es auch 
zu tun. (Abg. Dr. F Cl h r man 11: Da hat er recht! 
Das .Hehl dir auch zu! - Abg. Dr. Ne iss e 1': 
Auch so yviezig.') Ich reele so lange wie Graff. so 
werde ich es machen. vielleicht sogar noch länger. 

Ich darf ein bisserl historisch werden. Ich habe 
mich seinerzeit als Justizminister auf die Schie­
nen gelegt, habe zumindest versprochen, es zu 
tun, und gesagt: Ich stehe dafür. daß das Doktorat 
als Berufsvoraussetzung für die Rechtsanwälte 
bleibt. nur über meine Leiche wird es abgeschafft. 

Ich habe damals mit zwei Faktoren gerechnet: 
mit dem eigenen Koalitionspartner, der ja - auch 
in der Person des damaligen Klubobmannes Fi­
scher - eine maßgebliche Rolle gespielt hat, des 
Klubobmannes Fischer, eier Wissenschaftsmini­
ster gewesen ist. als die neue Stuelienordnung ver­
abschiedet worden ist. Und ich habe mich auf die 
Opposition verlassen, auf die ÖVp, von der ich 
mir gedacht habe. sie werde auf meiner Seite sein, 
sie hat es ja immer lauthals verkündet gehabt. 
(Abg. Dr. Ne iss e r: Nein, nein, das stimmt 
nichl.') Du weißt überhaupt noch nicht, was ich 
sagen werde, Heinrich. horch mir zu. Du hast ge­
döst, als Michael Graff geredet hat. dös ein bisserl 
weiter, und du wirst wach werden, wenn ich dann 
bei dir bin! (Beifall bei der FPÖ. - Abg. lngrid 
Ti c h Y - Sc h red er: Wie sehen Sie das von hin­
ten?) Ich kenne das ja, mich überkommt es ja 
auch manchmal da im Plenum, ich weiß, wie das 
ist, wenn man unauffällig schläft. Das kann auch 
Heinrich Neisser. 

Die ersten, die mich damals auf diesem Sektor 
enttäuscht haben, waren die Sozialisten. Ich bin 
dann in meiner Funktion als Justizminister einer 
Koalitionsregierung relativ einsam gewesen. Und 
ich habe gespürt, daß es schwierig ist, das Dokto­
rat auf dieser Ebene zu halten. Aber ich habe 
mich auf die ÖVP verlassen, auf die Opposition. 
Ich habe damals noch nicht so deutlich wie heute 
gewußt, daß man das nie und unter keinen Um­
ständen tun darf. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Dr. K hol: Kann man sich auf euch verlassen?) 

Damals ist folgendes passiert: In diesem Saal 
hier hat sich die OVP mit wechselnden Rollen -
aus dem Munde einer Reihe von Abgeordneten -
bemüßigt gefühlt, mich verbal zu prügeln, weil 
ich angeblich das Doktorat als Berufsvorausset­
zung nicht leidenschaftlich und nachhaltig genug 
verteidigte. Gleichzeitig ist mir von der Dekans­
konferenz der juridischen Fakultäten die Kopie 
eines Briefes zugespielt worden. den Mock an die­
ses Gremium geschrieben hat, in dem er ausge­
führt hat: Bitte, regt euch nicht auf, nehmt das 
alles nicht ernst, denn wir, die ÖVP, sind in 
Wahrheit ohnehin für die Abschaffung des Dok­
torates als Berufsvoraussetzung. (Abg. Dr. 
G raff: Das stimmt ja nicht.') Der Brief liegt auf, 
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ich kann ihn dir morgen in Kopie zur Verfügung 
stellen. 

Damit war ich dann ganz allein. Ich bin auf der 
Schiene gelegen, aber solo. Ich habe meinen eige­
nen Koalitionspartner nicht auf der Schiene ge­
habt, der hatte sich verabschiedet, und die ÖVP 
hat so getan, als ob sie auf die Schiene springen 
würde. Aber in Wahrheit hat sie schon in einem 
mehrseitigen Brief an die Dekane der juridischen 
Fakultäten geschrieben gehabt, wir nehmen nur 
einen Anlauf. aber wir springen ohnehin nicht. 

In dieser Lage war ich allein lind habe beschlos­
sen, nicht auf den Schienen zu liegen. Ich habe 
mir aber die Anwälte kommen lassen. (Ruf: Allein 
sein ist hart.'! Wenn man sich auf die ÖVP verlas­
sen hat. sollte es einen nicht überraschen. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Es ist dann folgendes passiert: Ich habe Präsi­
denten Schuppich mit seinen Vizepräsidenten 
eingeladen und habe gesagt: Meine Herren! Das 
Doktorat ist flötengegangen. aber ihr dürft euch 
etwas wünschen. Es soll in Österreich nicht so 
werden wie etwa in der Bundesrepublik Deutsch­
land. In Österreich ist der Anwaltsberuf ein Be­
ruf. eier seit 30 oeler 40 Jahren etwa gleich viele 
Angehörige hat, nämlich etwa 2 300. Es ist ein 
Beruf, der abgesichert erscheint. Und wenn eier 
Anwalt weiß, wovon er sein Frühstück am näch­
sten Tag zahlen wireI, dann ist das nicht nur für 
den Anwalt und seine Familie wichtig, sondern 
vor allem für den Klienten, denn der Anwalt, der 
darauf angewiesen ist. daß der Gegner hingeht 
und sagt: Da haben Sie 100 S!, eier ist ja, bitte, 
eine Gefahr für seine Mandantschaft und auch 
für den Rechtsstaat. 

Und ich habe den Anwälten bedeutet, daß wir 
nicht ähnliche Verhältnisse wollen wie in der 
Bundesrepublik Deutschland. Dort hat es damals 
30 000 oder -1-0 000 Anwälte gegeben, man hat 
mit 50 000 oeler 60 000 in wenigen Jahren ge­
rechnet und dann mit 90 000 in einigen weiteren 
Jahren. Das hat sich zum Glück nicht bewahrhei­
tet, aber es gibt jedenfalls zu viele Anwälte dort. 

Das hat alle geschreckt. Denn ein Anwalt. der 
nebenei als Taxifahrer arbeiten muß. ist nicht das 
richtige, auch nicht ein Anwalt, der in Bremen 
prozessiert hat gegen die dortige Stadtverwaltung, 
da er auf dem Standpunkt gestanden ist, ich bin 
Anwalt. ich brauche zum Einschreiten einen Ta­
lar. ich kann ihn mir nicht kaufen. ich brauche 
ihn zur Ausübung meines Berufes. die Stadt Bre­
men. das Land Bremen als Fürsorgebehörde muß 
mir daher den Talar zahlen! - Das sind Zustän­
de, die wir in Österreich nicht haben wollten. 

Die Anwälte sind hergegangen lind haben sich 
etwas gewünscht. Sie haben sich die Verlängerung 
der Praxis, sie haben sich die ausführlichere Ge-

staltung der Prüfungen und ein anspruchsvolles 
Programm von Fortbildungsveranstaltungen ge­
wünscht, und sie haben es bekommen. Mittler­
weile stellt sich heraus ... (Abg. Res c Ir: Noch 
etwas haben sie sich geH'iillscht: daß der Graf! 
nicht Justizminister wird!) Zum Glück ist keine 
Redezeitbeschränkung. Ja. das ist richtig. Das 
wünschen Sie sich heute noch leidenschaftlich 
alle miteinander. Ich rede ja mit genug, hier sitzt 
einer, frag ihn gleich! (Abg. Dr. F uhr m a f1 n: 
Weiln du mich provozierst. melde ich mich auch 
floch und muß meine Sicht als Anwalt allch noch 
einbringen!) Ja. aber damals warst du noch nicht 
dabei. Da warst du schon Anwalt. aber hier herin­
nen warst du nicht. 

Aber jetzt stellt sich heraus. daß zumindest eine 
optische Ungerechtigkeit zwischen den einzelnen 
Kategorien der Anwälte nach einer akademischen 
Vorbildung besteht. Da gibt es Doctores nach al­
tem Muster, Doctores nach neuem Muster, und es 
gibt die Herren und Damen Magister. Da wird 
jetzt eine Art optische Gerechtigkeit hergestellt. 
Alle sollen nur mehr fünf Jahre Praxis zurückle­
gen müssen. 

Zugleich stellt sich aber auch heraus, daß es an 
Nachwuchs mangelt, nicht nur an Nachwuchs bei 
der Anwaltschaft, sondern an Nachwuchs an Juri­
sten überhaupt. Das ist eine Situation, die mir be­
denklich erscheint. Es absolviert eine ganze Reihe 
von Juristen regelmäßig die Studien, aber es wer­
den sehr viele benötigt. Ich brauche in diesem 
Gremium nicht aufzuzählen, wie viele Juristen 
von der Wirtschaft, von der öffentlichen Hand et 
cetera absorbiert bleiben. Wo sind all die Studen­
ten? Zehntausende Studenten gibt es, und wir fra­
gen uns immer, wo die alle hinkommen. (Abg. Dr. 
S t i pp e I: 14 Semester Durclzschniltsstudienzeit.') 

Schau dir den Hochschulbericht an! Tausende 
studieren Soziologie. Politologie, Psychologie, 
Zeitungswissenschaften, Theaterwissenschaften, 
mit anderen Worten, sie studieren auf arbeitslos. 
(Abg. Dr. Ne iss e r: Stimmt doch überhaupt 
nicht!) Dort studieren sie hin um unser Geld. Ich 
vergönne es jedem einzelnen. aber das, was wir 
brauchen, studieren zuwenig. Wir haben zuwenig 
Juristen, wir haben schon wieder zuwenig Ärzte, 
lieber Heinrich, und es gibt auch zuwenig Techni­
ker. (Abg. Dr. Ne iss er: Die Soziologen kom­
rnen doch alle unter! Sie finden fase alle eine Ar­
beit!) Fast, aber von den Juristen würden alle eine 
finden. 

Dann reden wir einmal über die Politologen. 
Ich habe noch nie erlebt, daß einer gesagt hat: 
Jetzt suche ich schon so dringend einen Politolo­
gen, ich brauche ihn in meiner Firma, ich kann 
beim besten Willen keinen Auftreiben!, das ist 
mir bis jetzt noch nicht untergekommen. (Beifall 
bei der FPÖ.) Aber alle suchen Juristen oder gute 
Techniker oeler ähnliches. 
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Das heißt, jetzt haben wir eine optische Ge­
rechtigkeit hergestellt mit der Novelle. Wir sind 
hergegangen und haben ein bißchen Angebot -
Nachfrage - Markt gespielt. Es gibt zuwenig 
Nachwuchs. Wir gehen herunter mit der Ausbil­
dungszeit. 

Jetzt möchte ich eigentlich nur mehr - damit 
sind meine Ausführungen nicht so lange wie jene 
von Michael Graff - zu den Übergangsbestim­
mungen ein Wort sagen. Die sind dazu da, groß­
zügig ausgelegt zu werden. Das sage ich jetzt für 
das Protokoll, das sage ich im Hinblick auf mögli­
che Auseinandersetzungen in der Zukunft, das 
sage ich auch in Richtung Bundesminister für Ju­
stiz, in Richtung seiner Beamten, die auf den Be­
amtenbänken Platz genommen haben. 

Es geht darum, daß man Konzipienten, die jetzt 
durch diese Novelle in die Lage versetzt werden, 
sich praktisch von heute auf morgen in die Liste 
der Anwälte eintragen zu lassen, die aber natür­
lich noch nicht alle Fortbildungsveranstaltungen 
besucht haben können, weil sie nicht ahnen haben 
können, daß es diese Verkürzung geben wird, 
nicht zumutet, jetzt sozusagen zwei. drei Veran­
staltungen zugleich und womöglich in mehreren 
Bundesländern absolvieren zu müssen, nur damit 
sie die Zeugnisse zusammenbringen. Ich halte 
fest, daß es Einigung in der Richtung gibt, daß da 
großzügig und nicht knickrig umgegangen wird. 
Das ist alles, was man dazu sagen kann. Es war 
ohnehin schon sehr viel. 

Die Freiheitlichen werden dieser Novelle, die 
sie unterschriftsmäßig nicht mittragen, zustim­
men. (Beifall bei der FPÖ.) :!.(J..~4 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich noch Herr Abgeordneter Dr. Brünner. Bitte, 
Herr Abgeordneter. (Abg. Dr. N eis s e r: Nicht 
so lange wie Michael Graff') 

;}.11.24 

Abgeordneter Dr. Brünner (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Sie werden es nicht glauben, 
aber Universitätsprofessoren können über Nich­
tigkeiten noch länger reden als Rechtsanwälte. 
(Abg. Dr. F uhr m a fl 11: Das ist eine gefährliche 
Drohung. Herr Kollege! - Weitere Zwischenrufe.) 
Also lassen Sie mich jetzt reden. dann wird es 
vielleicht kurz. 

1985 hat es heftige Auseinandersetzungen ge­
geben zwischen den rechtswissenschaftlichen Fa­
kultäten einerseits und der Rechtsanwaltschaft 
andererseits über die Frage der Anerkennung des 
Magisteriums für die Berufsausübung. Ich war 
damals Dekan der rechtswissenschaftlichen Fa­
kultät in Graz und habe mich an diesem Streit 
beteiligt. Es tut mir sehr leid, daß wir damals über 
den Herrn Justizminister, der auf den Schienen 

lag, drüberfahren mußten. Ich bin freilich sehr 
froh, daß er nicht tot ist und daß ich mit Herrn 
Kollegen Ofner Frieden schließen kann, indem 
wir beide an einem einstimmigen Beschluß des 
Justizausschusses mitgewirkt haben. 

Ich möchte aus der Sicht der Universität nur 
zwei kurze Anmerkungen machen. Erstens: Ich 
habe noch nach der alten Studienordnung stu­
diert und muß jetzt als Universitätslehrer das 
neue Juristengesetz exekutieren. Es kann über­
haupt keine Frage sein und überhaupt keinen 
Zweifel daran geben, daß die wissenschaftliche 
Berufsvorbildung nach dem Juristengesetz 1978 
anspruchsvoller, gründlicher und praxisorientier­
ter ist als das Studium, das ich nach der alten Stu­
dienordnung zu absolvieren hatte. 

Unsere Studierenden müssen heute Intensiv­
lehrveranstaltungen in Form von Übungen absol­
vieren. Sie haben an manchen Rechtsfakultäten 
eine Diplomarbeit zu schreiben. Sie müssen Fälle 
lösen können. Sie haben auch schriftliche Prüfun­
gen zu machen. Alles Dinge, die ich damals, als 
ich studiert habe, nicht erledigen mußte. Wenn 
ich mein Fach, das Verfassungsrecht und das Ver­
waltungsrecht, betrachte. dann, muß ich sagen, 
müssen meine Studierenden heute dem Volumen 
nach das Doppelte dessen lernen, was ich damals 
gelernt habe. Es ist daher nur folgerichtig, einmal 
mehr zu dokumentieren, daß das Magisterium 
der Rechtswissenschaften für die Berufsausübung 
beziehungsweise für die Ausbildungsgänge in den 
Berufen ausreichend ist. 

Zweite Anmerkung: Das Allgemeine Hoch­
schul-Studiengesetz 1966 hat zwischen dem Di­
plomstudium und dem Doktoratsstudium unter­
schieden; es hat deswegen differenziert, weil das 
eine Studium ein berufsorientiertes Studium und 
das andere ein wissenschaftsorientiertes Studium 
sein soll. 

Nun gebe ich schon zu, daß zwischen Praxis 
und Wissenschaft sehr viele Parallelitätep beste­
hen. Ich gebe auch zu, daß beide Dinge gleich­
wertig im Hinblick auf gesellschaftliche Anforde­
rungen sind, und ich gebe auch zu, daß beide 
Dinge, nämlich Praxis und Wissenschaft, komple­
mentär sind. 

Dennoch ist die Unterscheidung zwischen Di­
plomstudium und Doktoratsstudium wichtig, und 
zwar aus zwei Gründen: Erstens entspricht diese 
Differenzierung einer internationalen Gepflogen­
heit, einer Gepflogenheit, der wir an den Univer­
sitäten aus Konkurrenzgründen Rechnung tragen 
müssen. Und zweitens darf man nicht übersehen, 
daß diese Differenzierung zwischen Diplomstudi­
um und Doktoratsstudium auch eine Sachlogik 
hat. Beide Studien haben unterschiedliche Ausbil­
dungsziele, und diesen unterschiedlichen Ausbil-

61. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 39

www.parlament.gv.at



6510 Nationalrat XVIII. GP - 61. Sitzung - 11. März 1992 

Dr. Brünner 

dungszielen haben sich auch die Curricula unter­
zuordnen. 

So ist das Doktoratsstudium primär eine Re­
krutierungsschiene für das Forscherpotential in­
nerhalb und außerhalb der Universität. Ich bin 
sehr froh darüber, daß diese Rekrutierungsschie­
ne Doktoratsstudium nicht verwässert wird durch 
inadäquate Anrechnungsvorschriften, dadurch 
zum Beispiel, daß Teile des Doktoratsstudiums 
auf die Berufsausbildung angerechnet werden. 
Ich kann aber konzedieren, daß die Anrech­
nungsregelung, die wir heute beschließen, näm­
lich maximal sechs Monate des Doktoratsstudi­
ums anrechenbar als Praxiszeit für die Anwalts­
prüfung, sachlich begründet ist, weil es eben ge­
wisse Parallelitäten in den Arbeitsmethoden der 
Praxis und der Wissenschaftgibt. 

Es muß auch noch festgehalten werden, daß 
das Ooktoratsstudium dem Gesetz nach zwei Se­
mester zu dauern hat, aber in der Praxis beträgt 
die tatsächliche Studiendauer für das Doktorats­
studium drei bis vier Semester, sodaß die Anrech­
nung eines Sem~.sters durchaus akzeptabel ist. 
(Be~faLL bei der OVP und bei Abgeordneten der 
SPO.) 20.30 

Präsident Or. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin noch ein 
Schlußwort? - Sie verzichtet. 

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf samt Ti­
tel und Eingang in 417 der Beilagen a b s tim -
me n. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist Einstimmigkeit. - Ist 
das richtig, Frau Abgeordnete Petrovic? - Ja, das 
ist Einstimmigkeit. - Ich sehe von hier aus nicht, 
daß Sie stehen. Danke. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist wieder Ein s tim m i g­
k e i t. - Jetzt aber auch leicht zu sehen. Danke 
vielmals, daß Sie vom Platz aus abstimmen. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le­
sung a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
der Selbständige Antrag 311/A eingebracht wor­
den ist. 

Ferner sind die Anfragen 2610/J bis 2613/J ein­
gelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates be­
rufe ich für morgen, Donnerstag, den 12. März 
1992, um 9 Uhr ein. 

In dieser Sitzung findet eine Fragestunde statt. 
Außerdem werden die in der Geschäftsordnung 
vorgesehenen Mitteilungen und Zuweisungen er­
folgen. 

Die jetzige Sitzung ist ge sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 20 Uhr 32 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. <)2 0139 
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